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87. Plenarsitzung des Landtags Rheinland-Pfalz 
am 28. April 2010 

 
 

Die Sitzung wird um 14:00 Uhr vom Präsidenten des 
Landtags eröffnet. 
 
 
Präsident Mertes: 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Gäste, 
ich darf Sie herzlich zur 87. Plenarsitzung des Landtags 
willkommen heißen.  
 
Die Kollegen Arnold Schmitt und Martin Haller werden 
mich bei der Führung der Sitzung begleiten.  
 
 
Entschuldigt hat sich die Kollegin Anke Beilstein. Eben-
falls entschuldigt sind Herr Staatsminister Dr. Carsten 
Kühl wegen der Teilnahme an der konstituierenden 
Sitzung des Stabilitätsrates in Berlin, Herr Staatssekretär 
Professor Dr. Siegfried Englert wegen der Teilnahme an 
der Agrarministerkonferenz in Plön, Herr Staatssekretär 
Christoph Habermann und Herr Dr. Hans-Ulrich Bieler, 
der Ständige Vertreter des Bevollmächtigten. Herr Minis-
terialdirektor Jürgen Häfner wird um 15:30 Uhr zu uns 
stoßen. 
 
Ich darf unserer Kollegin Heike Raab recht herzlich zum 
Geburtstag gratulieren, den sie Anfang April gefeiert hat.  
 
Liebe Heike Raab, alles Gute für die nächsten 45 Jahre.  
 

(Beifall im Hause) 
 
Unsere Kollegin Frau Dorothea Schäfer wird auf den 
Tag heute ebenfalls Geburtstag feiern. Herzliche Glück-
wünsche an Sie, alles Gute und eine gute Zukunft! Da-
mit Sie die Zukunft gut begießen können, steht hier 
vorne das Präsent für den Geburtstag am Plenartag.  
 

(Beifall im Hause) 
 
Beginnen wir mit der Arbeit. Mir liegen Hinweise zur 
Tagesordnung vor.  
 
Zu den Tagsordnungspunkten 5, 6 und 7: Die Be-
schlussempfehlungen zu diesen Tagesordnungspunkten 
wurden am Dienstag, den 27. April 2010, verteilt. Mit der 
Feststellung der Tagesordnung ist gleichzeitig die Frist 
zwischen der Verteilung der Beschlussempfehlung und 
der Beratung abzukürzen. 
 
Die Drucksache zu Tagesordnungspunkt 21 „Änderung 
des Untersuchungsausschussgesetzes“ wurde am Frei-
tag, den 23. April 2010, und damit fristgerecht verteilt. 
 
Haben Sie noch Wünsche und Hinweise zur Tagesord-
nung? – Wenn das nicht der Fall ist, können wir sie 
feststellen und wollen auch so verfahren. 
 
Herzlichen Dank. 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich rufe  
Punkt 1 a) der Tagesordnung auf: 

Wahl des Bürgerbeauftragten 
Wahlvorschlag der Fraktion der SPD 

– Drucksache 15/4494 – 
 

Herr Galle hat mich gebeten, ihn mit Ablauf des 31. März 
2010 aus seinem Amt als Bürgerbeauftragter zu entlas-
sen. Wir haben heute in geheimer Wahl mit der Mehrheit 
von mindestens 51 Stimmen einen neuen Bürgerbeauf-
tragten zu wählen. 
 
Es wird Gelegenheit geben, Herrn Galle angemessen für 
seine Arbeit zu würdigen. Heute ist das nicht möglich. 
Wir werden aber einen Termin finden, bei dem wir das 
tun werden und gegebenenfalls den neuen Bürgerbeauf-
tragten einführen. 
 
In der Drucksache 15/4494 liegt ein Wahlvorschlag der 
Fraktion der SPD vor, der vorsieht, Herrn Dieter Burgard 
zum neuen Bürgerbeauftragten zu wählen.  
 
Ich frage Sie, ob es weitere Wahlvorschläge gibt? – Das 
ist offensichtlich nicht der Fall. 
 
Ich darf Ihnen folgende Hinweise zur Abwicklung der 
Wahl geben: Die schriftführenden Abgeordneten werden 
die einzelnen Abgeordneten in alphabetischer Reihen-
folge aufrufen, wobei Herr Schmitt mit dem Aufrufen 
beginnt.  
 
Die Abgeordneten erhalten den von der Verwaltung 
vorbereiteten Stimmzettel. Sie wählen in der Kabine und 
werfen dann ihren Stimmzettel in die Wahlurne. Für die 
Durchführung der Wahlhandlung sind zusätzlich die 
Schriftführer Herr Martin Brandl und Herr Thorsten Weh-
ner eingeteilt. Sie werden von Mitarbeitern der Land-
tagsverwaltung unterstützt. 
 
 
Auf dem Stimmzettel steht „ja“, „nein“ und „Enthaltung“. 
Haben Sie noch Fragen zum Wahlablauf? – Wenn das 
nicht der Fall ist, bitte ich Sie, Herr Kollege Schmitt, mit 
dem Namensaufruf zu beginnen. 
 
 
Herr Abg. Schmitt, CDU (Schriftführer):  
 
Herr Bertrand Adams 
Frau Doris Ahnen 
 
Herr Dr. Walter Altherr 
Frau Kathrin Anklam-Trapp 
 
Herr Thomas Auler 
Herr Christian Baldauf 
 
Herr Hans-Artur Bauckhage 
Herr Kurt Beck 
 
Herr Michael Billen 
Frau Dr. Gisela Born-Siebicke  
 
Herr Hans-Josef Bracht 
Herr Martin Brandl 
 
Frau Ulla Brede-Hoffmann 
Frau Bettina Brück 
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Herr Dieter Burgard 
Frau Margit Conrad 
 
Frau Bettina Dickes 
Herr Josef Dötsch 
 
Frau Malu Dreyer 
Herr Peter Wilhelm Dröscher 
 
Frau Friederike Ebli  
Frau Petra Elsner 
 
Herr Dr. Peter Enders 
Herr Guido Ernst 
 
Herr Günther Eymael 
Frau Monika Fink 
 
Herr Alexander Fuhr 
Frau Irmgard Fürst 
 
Herr Manfred Geis 
Herr Thomas Günther 
 
Herr Jens Guth 
Herr Martin Haller 
 
Herr Jochen Hartloff 
Frau Brigitte Hayn 
 
Herr Heribert Heinrich 
Herr Bernhard Henter 
 
Herr Hendrik Hering 
Herr Clemens Hoch 
 
Herr Michael Hörter 
Frau Simone Huth-Haage 
 
Herr Michael Hüttner 
Herr Josef Keller 
 
Herr Adolf Kessel 
Frau Hannelore Klamm 
 
Herr Stefan Klee 
Herr Dieter Klöckner 
 
Frau Marlies Kohnle-Gros 
Herr Dr. Matthias Krell 
 
Herr Werner Kuhn 
 
Abg. Haller, SPD (Schriftführer): 
 
Herr Dr. Lars Kützing 
Herr Matthias Lammert 
 
Herr Bernd Lang 
Herr David Langner 
 
Frau Ruth Leppla 
 

(Vizepräsident Bauckhage übernimmt den Vorsitz) 
 
Herr Alexander Licht 

Herr Alfons Maximini 
 

Herr Joachim Mertes 
Herr Herbert Mertin 
 
Frau Elfriede Meurer 
Herr Dr. Norbert Mittrücker 
 
Frau Margit Mohr 
Frau Nicole Morsblech 
 
Herr Hans Jürgen Noss 
Frau Renate Pepper 
 

(Präsident Mertes übernimmt den Vorsitz) 
 

Herr Carsten Pörksen 
Herr Fritz Presl 
 
Herr Frank Puchtler 
Frau Heike Raab 
 
Herr Günther Ramsauer 
Herr Dr. Josef Rosenbauer 
 
Frau Ingeborg Sahler-Fesel 
Frau Heike Scharfenberger 
 
Frau Dorothea Schäfer 
Frau Uta Schellhaaß 
 
Frau Barbara Schleicher-Rothmund 
Frau Ulla Schmidt 
 
Herr Arnold Schmitt 
Frau Astrid Schmitt 
 
Herr Dr. Peter Schmitz 
Herr Heinz-Hermann Schnabel 
 
Frau Christine Schneider 
Herr Herbert Schneiders 
 
Herr Gerd Schreiner 
Herr Wolfgang Schwarz 
 
Herr Harald Schweitzer 
Herr Ralf Seekatz 
 
Frau Hildrun Siegrist 
Herr Heiko Sippel 
 
Frau Anne Spurzem 
Herr Norbert Stretz 
 
Herr Walter Strutz 
Frau Hedi Thelen 
 
Frau Rita Wagner 
Herr Thomas Wansch 
 
Herr Thorsten Wehner 
Herr Dr. Adolf Weiland 
 
Herr Thomas Weiner 
Herr Dr. Axel Wilke 
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Herr Fredi Winter 
Herr Walter Wirz 
 
 
Präsident Mertes: 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, Herr Kollege 
Walter Wirz ist auf unserer Liste sozusagen der 
Schlussmann. 
 
Hat jemand keine Gelegenheit gehabt zu wählen? – Das 
heißt, alle Anwesenden hatten Gelegenheit. Dann 
schließe ich damit die Wahlhandlung und beauftrage die 
schriftführenden Abgeordneten, mit unseren Mitarbeitern 
die Stimmen auszuzählen. 
 
Bitte schön. 
 

(Die Stimmen werden ausgezählt) 
 
Bevor wir das Ergebnis der Auszählung bekommen, 
dürfen wir als Gäste den Chorleiter-Chor Pfalz aus 
Contwig und Mitglieder des FDP-Kreisverbands Mainz-
Bingen begrüßen. Seien Sie herzlich willkommen im 
Landtag! 
 

(Beifall im Hause) 
 
Herzlichen Dank an die schriftführenden Abgeordneten 
und die Damen und Herren Mitarbeiter der Landtags-
verwaltung. 
 
Ich darf Ihnen nunmehr das Ergebnis bekannt geben: 
 

Abgegebene Stimmen 100, 
 

Sie wissen, eine Kollegin war entschuldigt. 
 

Ungültige Stimmen 0, 
gültige Stimmen 100. 

 
Davon 
 

64 Ja-Stimmen, 
31 Nein-Stimmen, 
5 Enthaltungen. 

 
(Anhaltend starker Beifall im Hause – 

Abg. Burgard, SPD, nimmt Glückwünsche entgegen) 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, herzlichen 
Dank. Nehmen Sie bitte wieder Platz.  
 
Möglicherweise waren die Glückwünsche zu früh, weil 
ich Herrn Burgard erst fragen muss, ob er die Wahl 
annimmt. 
 

(Heiterkeit im Hause) 
 
Herr Kollege Burgard, nehmen Sie die Wahl an? 
 
 
Abg. Burgard, SPD: 
 
Herr Präsident, ich nehme die Wahl an. Herzlichen Dank 
für das Vertrauen. 

Präsident Mertes: 
 
Herzlichen Dank. 
 

(Beifall im Hause) 
 
Ich rufe Punkt 1 b) der Tagesordnung auf: 
 

Verpflichtung des Bürgerbeauftragten 
 
Ich bitte Sie nun zu mir, damit wir die Verpflichtung vor-
nehmen können, Herr Burgard. Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, ich darf Sie bitten, sich von Ihren 
Plätzen zu erheben, um die Verpflichtung vorzunehmen. 
 
 
Der ehemalige Abgeordnete Dieter Burgard wird nun 
verpflichtet. 
 
 
Herr Dieter Burgard, Sie geloben Treue gegenüber dem 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland und der 
Verfassung des Landes Rheinland-Pfalz. Sie geloben, 
die Gesetze zu wahren, die Rechte der Bürger zu för-
dern und Ihre Amtspflichten als Bürgerbeauftragter ge-
wissenhaft zu erfüllen. 
 
 
Burgard, Bürgerbeauftragter: 
 
Ich gelobe es. 
 
 
Präsident Mertes: 
 
Herzlichen Dank. Ich darf Ihnen zu Ihrer Ernennung mit 
den Wünschen des ganzen Hauses und des Landes für 
gute Arbeit gratulieren. Alles Gute für Sie und eine gute 
Zukunft. 
 
 
Burgard, Bürgerbeauftragter: 
 
Herzlichen Dank, Herr Präsident. 
 

(Anhaltend Beifall im Hause) 
 
 
Präsident Mertes: 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bitte Frau 
Kollegin Klamm, die Sitzung fortzusetzen. Ich werde nun 
mit dem neu gewählten Bürgerbeauftragten zu seinem 
Amtssitz gehen und ihn dort seinen Mitarbeitern vorstel-
len. Von da an muss er alleine laufen. 
 

(Heiterkeit bei der SPD – 
Frau Spurzem, SPD: Das schafft er! – 

Vizepräsidentin Frau Klamm übernimmt den Vorsitz) 
 
 
Vizepräsidentin Frau Klamm: 
 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir kommen zu  
Punkt 2 der Tagesordnung mit dem ersten Thema: 
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AKTUELLE  STUNDE 
 

„Auswirkungen der geplanten Neuregelung der  
Jobcenter und einer entsprechenden Grundge- 

setzänderung auf die ARGEN und Options- 
kommunen in Rheinland-Pfalz“ 
auf Antrag der Fraktion der FDP 

– Drucksache 15/4490 – 
 

(Unruhe im Hause) 
 
– Es ist noch etwas unruhig, wir warten noch einige 
Minuten. 
 
Ich darf dem Herrn Kollegen Dr. Schmitz für die FDP-
Fraktion das Wort erteilen. 
 
 
Abg. Dr. Schmitz, FDP: 
 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 
haben am 23. April alle die Überleitung des Gesetzent-
wurfs der Bundesregierung zum Entwurf eines Gesetzes 
zur Weiterentwicklung der Organisation der Grundsiche-
rung für Arbeitssuchende zum Bundesrat erlebt.  
 
Wir sprechen nicht zum ersten Mal hier zu diesem wich-
tigen Thema.  
 

(Ministerpräsident Beck: Das ist wohl wahr!) 
 
Ich darf an den 19. Dezember 2004 erinnern, als unter 
Federführung von Rot-Grün ein Gesetz auf den Weg 
gebracht wurde, das vom Grundsatz her von allen Par-
teien gebilligt wurde. Die FDP hatte über viele Jahre die 
Zusammenlegung der Arbeitslosenhilfe mit der Sozialhil-
fe für Erwerbsfähige gefordert. Das ist mit diesem Ge-
setz erfolgt. 
 
Wir haben damals allerdings – ich will nicht sagen ohn-
mächtig, aber doch aus der Opposition heraus und nur 
mittelbar über den Bundesrat beteiligt – erhebliche Be-
denken geltend gemacht, die ich in unserer letzten Dis-
kussion zum Thema vorgetragen habe. 
 
Wir rufen das Thema heute in der Aktuellen Stunde auf, 
nicht nur weil es von der Zeit her aktuell ist, sondern weil 
ich hoffe, dass wir alle nach Kräften trotz anstehenden 
Wahlkampfes aus den Entwicklungen der Vergangenheit 
lernen und uns verkneifen, mit falschem Triumphgeheul 
jetzt Entwicklungen als jeweils durch die eine oder ande-
re Partei angestoßen abzufeiern, die letztlich von allen 
verantwortet werden und in der Vergangenheit nicht 
unbedingt Ausdruck kraftvollen politischen Handelns 
waren. 
 
 
Ich darf daran erinnern, dass wir seinerzeit als FDP 
darauf hingewiesen hatten, dass wir die Eingrenzung auf 
69 Optionskommunen als nicht angemessen eingestuft 
haben, wir deutlich gemacht haben, dass wir befürchten, 
dass das sogenannte Hartz-IV-Gesetz nicht verfas-
sungsgemäß sein wird und wir schon damals den Finger 
gehoben und darauf hingewiesen haben, dass es wahr-
scheinlich oder vielleicht zu organisatorischen Proble-
men kommen könnte, meine Damen und Herren. 

Diese Befürchtungen sind leider Gottes zulasten der 
vielen Betroffenen, die für ihr Schicksal nichts können, 
alle eingetroffen. Ich denke nicht daran, jetzt hier vorne 
zu stehen als jemand, der den Finger hebt und sagt: Wir 
haben schon immer alles besser gewusst. – 
 

(Pörksen, SPD: Das habt ihr auch nicht!) 
 
– Herr Pörksen, es war eine Mammutaufgabe, die man 
damals unter Zeitdruck als politischen Kompromiss zu 
bewältigen hatte. Das Gesetz entspricht insbesondere 
im Rückblick nicht den Anforderungen, die wir alle stel-
len. Es wird von vielen so beschrieben, dass es mit 
heißer Nadel gestrickt war. 
 
Das, was dann über vier, fünf Jahre erfolgte, bis das 
Bundesverfassungsgericht endlich sprach, einen vorläu-
figen Schlussstrich zog und eine Reorganisation zur 
Pflicht machte, war kein politisches Ruhmesblatt. 
 
 
Meine Damen und Herren, deshalb können wir uns, 
auch bei den vielen Aufgaben und Herausforderungen, 
die in diesem Zusammenhang auf uns zukommen wer-
den, gemeinsam vorab über einen Kompromiss freuen, 
der zwar noch nicht in trockenen Tüchern ist, der aber in 
seinen Grundsätzen in die richtige Richtung weist und 
der dieses Gesetz zumindest deutlich besser werden 
lässt, als es in der Vergangenheit war. 
 
Es sind insbesondere drei Punkte, die die Zustimmung 
unserer Fraktion finden: 
 
Es ist zum Ersten die Entfristung der 69 Optionskommu-
nen und das Aufstocken der 69 auf 110 Optionskommu-
nen mit der Chance für optionswillige rheinland-
pfälzische Kommunen, dort zum Zuge zu kommen. 
 
Es ist zum Zweiten das sogenannte kooperative Steue-
rungsmodell einschließlich – so hoffen wir zumindest – 
klarer Zielvereinbarungen und Datenerhebungen, die in 
der Zukunft so transparent sein müssen, dass sie auch 
ein Kreistagsmitglied verstehen kann. 
 
Es ist zum Dritten ein klares Benchmarking, um deutlich 
zu machen, wo welches Bundesland und wo welche 
Gebietskörperschaft steht.  
 
Dies sind Grundbedingungen, die von Anfang an hätten 
erfüllt sein müssen. Aber es war anders, und deshalb 
möchte ich zum Ende der ersten Runde den Appell an 
Sie richten: Wir sollten gemeinsam stolz darauf sein, 
dass wir ein Gesetzeswerk, das gut gemeint, aber 
schlecht ausgeführt war, nunmehr auf Bundes-, auf 
Landes- und auch auf der Vollzugsebene werden besser 
machen können.  
 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 
 

– Herr Kollege Pörksen, wir sollten das nutzen, was 
zumindest in dieser Legislaturperiode überdeutlich wur-
de:  
 

(Glocke der Präsidentin) 
 
– Ich komme zum Ende, Frau Präsidentin. – 
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Komplizierte sozialpolitische Gesetze wurden immer 
dann gut, wenn die Regierung die Kompetenz und die 
Kooperationsbereitschaft auch der beiden anderen Frak-
tionen genutzt hat.  
 
Ich danke Ihnen. 
 

(Beifall der FDP) 
 

 
Vizepräsidentin Frau Klamm: 
 
Für die SPD-Fraktion hat Herr Kollege Dröscher das 
Wort. 
 
 
Abg. Dröscher, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Als die FDP angekündigt hat, dieses Thema in 
der Aktuellen Stunde zu besprechen, habe ich mir zu-
nächst einmal die Frage gestellt: Ist das die Flucht nach 
vorne, lieber Herr Kollege Dr. Schmitz, oder kommt noch 
etwas anderes hinterher, das etwas mit dieser populisti-
schen Kampagne zu tun hat, die Ihr Parteivorsitzender 
vom Zaun gebrochen hat? Sie haben die erste Alternati-
ve gewählt, sich auf eine gemeinsame Nutzung dieser 
Regelung einzulassen, die durch die interfraktionelle 
Arbeitsgruppe am 25. März – das Verhandlungsergebnis 
ist bekannt – beschlossen worden ist. Dies ist sicherlich 
zunächst einmal ein Angebot zur Zusammenarbeit, aber 
ich muss trotzdem noch einmal auf einige Fakten hin-
weisen. Ursprünglich hatte die schwarz-gelbe Koalition 
in Berlin etwas anderes vor.  
 
Es gibt eine Zweidrittelmehrheit, die wir für die Verfas-
sungsänderung brauchen, einen neuen Artikel 91 e in 
das Grundgesetz einzufügen, nämlich dass Bund und 
Kommunen gemeinsame Einrichtungen für Hartz-IV-
Bezieher errichten dürfen und die Bereiche, die sich jetzt 
noch im alten Modell für eine getrennte Aufgabenwahr-
nehmung entschieden haben, dies nicht weiterführen 
dürfen, sondern sich für ein Modell entscheiden müssen: 
entweder für die Optionskommune – Sie haben erwähnt, 
dass die Optionskommunen auf 110 aufgestockt werden 
sollen – oder für eine gemeinsame Einrichtung. 
 
Ursprünglich hatten wir alle Bedenken, dass Ende des 
Jahres die Betroffenen zwei Anträge ausfüllen müssen 
und zwei Bescheide bekommen und auch weiterhin ein 
Verlust an Austausch und Erfahrung stattfindet. Dies ist 
glücklicherweise noch einmal abgewendet worden; denn 
der Gesetzentwurf, der zwischen der Bundesregierung 
und den Bundesländern im vergangenen Jahr ausge-
handelt wurde, war letztendlich von der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion nicht mitgetragen, man könnte fast 
sagen, sabotiert worden.  
 
Nun sieht alles ganz anders aus. Liebe Frau Thelen, 
auch Ihre zukünftige Spitzenkandidatin ist nun zufrieden 
mit der Lösung. Ich darf allerdings auch darauf hinwei-
sen, dass es manchmal ganz einfach ist, das, was letzt-
endlich erreicht worden ist, sich selbst positiv anzurech-
nen. In einem Zeitungsausschnitt vom 27. März aus der 
„Allgemeinen Zeitung“ hat Frau Klöckner sowohl die 
Lösung gelobt als auch darauf hingewiesen, dass dies 

das Ergebnis sei, für das sich CDU und CSU stark ge-
macht hätten. 
 

(Heiterkeit bei der SPD – 
Pörksen, SPD: Da kann ich doch nur lachen!) 

 
Ich bin in diesem Parlament bekannt dafür, dass ich 
mich eher etwas vorsichtiger ausdrücke, 
 

(Pörksen, SPD: Ich nicht! – 
Heiterkeit bei der SPD) 

 
aber das ist schon eine Zumutung!  
 
In diesem Zeitungsausschnitt wurde auch darauf hinge-
wiesen, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den 
Verwaltungen nun zufrieden sein könnten. Ich möchte 
darauf hinweisen, dass eine der Vereinbarungen, näm-
lich die Entfristung von 3.200 Stellen, noch nicht umge-
setzt worden ist und deshalb die Zufriedenheit der Mitar-
beiter in den Verwaltungen noch auf sich warten lässt.  
 
Frau Thelen, ich darf auch darauf hinweisen, dass Sie in 
der 79. Plenarsitzung am 10. Dezember 2009 der Über-
zeugung waren, dass es Möglichkeiten gäbe, die ge-
meinsame Aufgabenwahrnehmung auch verfassungs-
gemäß zu lösen oder eine generelle Übertragung an die 
Kommunen, also an die Optionskommunen, vorzusehen. 
Herr Dr. Schmitz, Sie haben damals einen dritten Weg 
gesucht, und das will ich Ihnen auch gar nicht vorwerfen. 
Was ich Ihnen aber vorwerfe, ist, dass Sie nun versu-
chen, dies als die eigene Leistung hervorzuheben. 
 
Malu Dreyer hat damals ganz klar gesagt: Entweder wir 
gehen den Schritt in Richtung einer Verfassungsände-
rung, oder wir gehen den Weg in eine getrennte Aufga-
benwahrnehmung. Ich bin der Überzeugung, dass dies 
so gekommen wäre. 
 
Wir haben natürlich auch verhandelt. Wir waren als SPD 
auf Bundesebene nicht automatisch der Meinung, dass 
wir diesem neuen Gesetz zustimmen können. Wir haben 
natürlich über die Zahl der Optionskommunen verhan-
delt, und wir haben zugestimmt, dass es nun 110 sein 
werden. Wir haben aber auch die Sperrung von 900 
Millionen Euro im Bundeshaushalt für die Arbeitsmarkt-
politik aufheben wollen, und dies ist in der Zwischenzeit 
auch geschehen, auch gegen hinhaltenden Widerstand 
aus dem Bundesfinanzministerium. Leider sind aber 
bisher die 3.200 Stellen immer noch nicht entfristet wor-
den.  
 
Mehr dazu in der zweiten Runde. Vielen Dank. 
 

(Beifall der SPD) 
 

Vizepräsidentin Frau Klamm: 
 
Vielen Dank. Ich erteile nun Frau Kollegin Hedi Thelen 
für die CDU-Fraktion das Wort. 
 
 
Abg. Frau Thelen, CDU: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren! Verehrter Herr Kollege Dröscher, es war schon 
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immer das Ziel der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, einen 
Weg zu finden, diese Aufgabe gemeinsam wahrzuneh-
men und die Leistungen für die Betroffenen möglichst 
bürgernah und einfach zu organisieren. Aber man war 
eben auch der Auffassung, dass der Weg, der in der 
letzten Legislaturperiode vorgesehen war, die Verfas-
sung, unser Grundgesetz, hierfür zu ändern, nicht der 
richtige sei und es andere Wege gebe, dieses Ziel zu 
erreichen.  
 
Ich denke, auch wenn man sich über die Wege streitet, 
sollte man doch auch einmal respektieren, dass wir uns 
sehr wohl im Ziel auf einem Weg befunden haben,  
 

(Pörksen, SPD: Das war doch ein Holzweg,  
auf dem Sie waren!) 

 
wir dieses Ziel nach wie vor im Auge haben und es nun 
mit Sicherheit auch gut erfüllt wird.  
 
Das ist für mich heute sicherlich nicht leicht. Sie wissen, 
wir haben damals über die Argumente der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion diskutiert, diese schnelle Verfas-
sungsänderung zunächst nicht mitzutragen. Ich konnte 
die Argumente auch in Teilen nachvollziehen. Aber es 
hat sich herausgestellt, dass die alternativen Lösungs-
wege, die man ursprünglich angedacht hatte, doch 
schwieriger waren als gedacht. Nun ist man bereit, diese 
Verfassungsänderung mitzutragen, und hat sie in einem 
breiten Konsens in einer überfraktionellen Arbeitsgruppe 
zusammen erarbeitet. Ich denke, mit diesem Ziel können 
wir alle zufrieden sein, wenn es denn auch so umgesetzt 
wird, woran ich im Moment auch noch keinen Zweifel 
habe. 
 

(Zuruf des Ministerpräsidenten Beck) 
 

Das, was wir an Fakten vorliegen haben, spricht dafür, 
dass die Neuorganisation erhebliche Vorteile bieten 
wird. Darin kann ich mich Herrn Kollegen Dr. Schmitz 
durchaus anschließen: Wir haben eine Ausdehnungs-
möglichkeit der Optionskommunen. Das heißt, die Krei-
se und kreisfreien Städte können sich dafür entscheiden, 
diese Aufgabe selbst für ihre betroffenen Mitbürgerinnen 
und Mitbürger aus einer Hand wahrzunehmen. 
 
Die 69, die es bislang sind, können es weiter bleiben. 
Wir haben die Ausdehnungsmöglichkeit auf 110. 
 
Ich habe den Eindruck, dass die Neuregelungen auch 
dafür sorgen werden, dass es klarere Strukturen geben 
wird und vor allen Dingen die Datenerhebung vergleich-
bar sein wird. Eine vergleichbare Datenerhebung wird 
aus unserer Sicht auch einen gesunden Wettbewerb 
zwischen ARGEn und Optionskommunen und umge-
kehrt ermöglichen, weil dann letztendlich auch ein An-
sporn da ist, in den Leistungen gut und besser zu wer-
den. Das kann nur zum Vorteil der Betroffenen sein. Von 
daher sind wir auf einem guten Weg. 
 
Das Dritte, was mich besonders freut, ist, dass endlich 
diese Lösung auf einem guten Weg ist. Es ist ein Stück 
Beschäftigungssicherheit für die vielen Menschen, die in 
den ARGEn arbeiten, 
 

(Pörksen, SPD: Das haben wir immer gesagt!) 

die nicht wussten, wie es mit ihnen weitergehen wird, 
 

(Ministerpräsident Beck: Gegen den härtesten  
Widerstand haben wir das durchverhandelt!) 

 
die jetzt zumindest voraussehen können, dass, wenn die 
Aufgabe in einer Optionskommune wechselt, dann auch 
das Personal dieser Aufgabe folgen soll. 
 
 
Wir haben in den Geschäftsführern der ARGEn in Zu-
kunft Persönlichkeiten mit einer Personalhoheit, mit der 
Möglichkeit, auch im Rahmen von vorgegebenen Stel-
lenplänen über Beförderungen entscheiden zu können. 
Wir haben die Dienstherreneigenschaft. Wir werden in 
den ARGEn Personalvertretungen haben. Wir werden 
Schwerbehindertenvertretungen haben. Wir werden 
Gleichstellungsbeauftragte in den ARGEn haben, was 
sicherlich für die Situation der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter dort ein erheblicher Fortschritt und eine deutlich 
größere Sicherheit in der eigenen Arbeitssituation sein 
wird. 
 

(Ministerpräsident Beck: Sie begrüßen alles,  
was Sie verhindern wollten!) 

 
Aber Fakt ist doch – daran darf man bitte auch heute 
noch einmal erinnern, Herr Ministerpräsident –, 
 
(Ministerpräsident Beck: Ich habe es doch verhandelt!) 

 
es ist in jedem Fall die Korrektur eines Gesetzes, das 
2004 unter Rot-Grün verabschiedet wurde. 
 

(Beifall der CDU – 
Ministerpräsident Beck: Ja, ja!) 

 
Ich kann mich noch sehr gut an diese fast Krönungs-
messe erinnern, die der damalige Bundeskanzler Schrö-
der mit Herrn Hartz im Berliner Dom inszeniert hat, als er 
die neuen Gesetze überreicht bekommen hat und damit 
meinte, jetzt ist das Abendland gerettet. Wir haben sehr 
bald feststellen müssen, dass insbesondere diese 
Mischverwaltung, die wesentlicher Teil des Gesetzes ist, 
großen verfassungsrechtlichen Bedenken begegnet. 
 

(Zuruf des Abg. Hartloff, SPD) 
 
– Natürlich, das habe ich doch eben gesagt, Herr Hart-
loff. Sie müssen von Anfang an zuhören, dann kriegen 
Sie das auch mit. 
 

(Beifall der CDU) 
 
Natürlich wollen wir das Ziel der gemeinsamen Wahr-
nehmung. Fakt war aber, dass dies verfassungsrechtlich 
so, wie es in dem alten Gesetz vorgesehen war, nicht in 
Ordnung ist. Jetzt hat man sich im Rahmen des Kom-
promisses entschlossen, für diese große Mischverwal-
tung ARGEn 
 

(Glocke der Präsidentin) 
 
eine Ausnahme im Grundgesetz vorzusehen. Ich hoffe, 
dass wir alle diese Dinge auch im Sinne der Betroffenen 
umsetzen. 
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Danke schön. 
 

(Beifall der CDU – 
Pörksen, SPD: Das hoffe ich auch!) 

 
 
Vizepräsidentin Frau Klamm: 
 
Für die Landesregierung hat nun Frau Staatsministerin 
Dreyer das Wort. 
 
 
Frau Dreyer, Ministerin für Arbeit, Soziales, 
 Gesundheit, Familie und Frauen: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Herren, meine 
sehr geehrten Damen Abgeordnete! Ich habe mich 
ernsthaft gefragt, wieso ausgerechnet die FDP diese 
Aktuelle Stunde heute beantragt hat. Ehrlich gesagt, 
Herr Dr. Schmitz, nach Ihrer Einlassung hat sich das für 
mich auch immer noch nicht dargestellt, warum dies der 
Fall war. 
 

(Beifall bei der SPD) 
 
Ich habe gehört, ich solle mich möglichst nicht lautstark 
freuen. 
 

(Ministerpräsident Beck: Lesen Sie einmal das  
Protokoll nach von der letzten Debatte!) 

 
Erst recht soll sich die Landesregierung bloß nichts auf 
das Heft schreiben. Aber ich habe auch gehört, Sie 
freuen sich über das Ergebnis. Darüber freuen wir uns 
auch, und zwar außerordentlich. 
 
Ich möchte es noch einmal mit einem ganz großen 
Selbstbewusstsein sagen: Ohne die Hartnäckigkeit un-
seres Landes Rheinland-Pfalz und unserer Landesregie-
rung wären wir 100%ig nicht dort, wo wir heute stehen. – 
 

(Beifall bei der SPD) 
 
Ich glaube, es hätte allen in der Opposition gut gestan-
den – es gibt noch Redezeit –, mit einem Wort zu er-
wähnen, dass wir von Anfang an wirklich offensiv und 
auch hartnäckig an dieser Sache drangeblieben sind 
und wir einen erheblichen Anteil daran tragen, dass wir 
in Zukunft nach wie vor Hilfen aus einer Hand gewähr-
leisten werden. 
 

(Beifall der SPD) 
 
Ich sehe aber auch ein, dass es nicht ganz einfach ge-
wesen wäre. Ich komme auch noch einmal auf das Pro-
tokoll vom Dezember 2009 zurück. Damals – Sie erin-
nern sich sicherlich an die Situation – haben der Kollege 
Banzer aus Hessen und ich in der „Frankfurter Allgemei-
nen“ einen Artikel geschrieben, den Herr Dr. Schmitz 
morgens mit großem Erstaunen zum Frühstück gelesen 
hat. 
 
Sie haben uns damals vorgehalten, dass Bund und 
Länder sich sozusagen in Panzerpositionen gegenüber-
stehen, bei denen zwei Monolithe sich gegenüberstehen 
und wir alle in Bewegung kommen müssten. Sie haben 

in dieser Rede auch sehr deutlich gesagt, dass Sie keine 
Mischverwaltung wollen, sondern für einen dritten Weg 
plädieren. 
 
Ich habe Ihnen damals geantwortet, dass eines aus 
meiner Sicht klar ist: Es gibt nur eine vernünftige Lösung 
mit einer Verfassungsänderung. – Das sage ich heute 
noch. Das wussten auch alle Leute, die sich intensiv mit 
diesem Thema befasst haben. 
 
 
Deshalb komme ich jetzt auch zu Ihnen, Frau Thelen. Im 
Koalitionsvertrag der FDP/CDU/CSU-Regierung auf 
Bundesebene steht ausdrücklich, dass Sie keine Verfas-
sungsänderung wollen. Das war an dieser Stelle festge-
schrieben. Deshalb sind wir im Grunde genommen in 
dem Punkt total verzweifelt gewesen, weil es nicht die 
Meinung von vielen CDU-Politikern war, aber vor allen 
Dingen nicht der Situation auf Landesebene entspro-
chen hat. Wir wussten von Anfang an, es kann über-
haupt keine sinnvolle Lösung ohne eine Verfassungsän-
derung geben. Darum ringen wir seit vielen Jahren. 
 
Ich denke, wenn ein paar Kollegen nicht so hartnäckig 
gewesen wären, dann hätten wir ab 1. Januar das The-
ma der getrennten Aufgabenwahrnehmung gehabt, weil 
alles andere ohne Verfassungsänderung nicht möglich 
ist. 
 
Da möchte ich auch noch einmal die Ausführungen des 
Herrn Kollegen Dröscher mit den Äußerungen aufgrei-
fen, die Frau Klöckner zu diesem Thema getan hat, weil 
sie mich auch ärgern. Frau Klöckner ist Bundestagsab-
geordnete, und sie war es auch damals, als die einzige 
Fraktion, die diesen ganzen Kompromiss überhaupt 
kaputt gemacht hat, die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
war. 
 
Sie schreibt in einem Artikel, dass die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion keinerlei Verantwortung für die Ver-
zögerung der Neuorganisation der Jobcenter habe. 
 

(Ministerpräsident Beck: Das ist unglaublich!) 
 
Das geht nicht, solche Behauptungen aufzustellen. 
 

(Beifall der SPD) 
 
Sie erklärt am 27.03., 
 

(Schweitzer, SPD: Bei denen geht alles!) 
 
nachdem wir uns verständigt haben, dass sie die 
Grundgesetzänderung, für die sich die CDU/CSU einge-
setzt und stark gemacht habe, begrüßt. Meine sehr 
geehrten Herren und Damen, beides ist von der Sache 
her falsch. Ich kann das nicht anders bezeichnen. Es 
war ausschließlich die CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
die den ersten Kompromiss in Frage gestellt und kaputt 
gemacht hat. Anders kann man es überhaupt nicht sa-
gen. 
 
Es war zum Zweiten nicht der Scholz-Entwurf – das 
ärgert mich auch immer ganz extrem –, sondern es war 
ein parteiübergreifender gemeinsamer Kompromiss 
unter Einbeziehung der Bundeskanzlerin. 
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Zum Dritten, es war ganz klar, dass es innerhalb der 
Bundestagsfraktion nicht nur um die öffentlich-
rechtlichen Anstalten ging, sondern man wollte keine 
Verfassungsänderung. Das war die Realität. Ich habe es 
freundlicherweise als Märchenstunde von Frau Klöckner 
bezeichnet, aber es ist eigentlich noch eine Unterinter-
pretation. Als Mitglied dieser Bundestagsfraktion kann 
ich erwarten, dass ich a) diese Vorgänge kenne und b) 
ehrlich nach außen kommentiere. 
 

(Beifall bei der SPD – 
Pörksen, SPD: Sehr richtig! Das wäre im  

Übrigen christlich!) 
 
Ich möchte trotzdem noch einmal sagen, dass ich per-
sönlich unheimlich froh darüber bin, dass wir jetzt zu 
diesem Ergebnis gekommen sind. Das war ein hartes 
Stück Arbeit, aber ich glaube schon, dass es sich ge-
lohnt hat. 
 
Wenn ich mir auch noch einmal die Argumentation an-
schaue, die damals zu Felde gezogen wurde, also keine 
370 Behörden, keine Personalvertretung in jeder Orga-
nisation, keine Mischverwaltung, so steht all das jetzt 
drin. Der einzige Unterschied ist die öffentlich-rechtliche 
Anstalt. 
 
Ich habe mich immer gefragt, wieso erzählen mir die 
Leute etwas von Behörden. Natürlich ist die ARGE 
schon heute eine Behörde. Sie erlässt Verwaltungsakte 
und ist Widerspruchsbehörde. Sie ist Behörde. Wir ha-
ben 370 Behörden in unserem Land. Es ging schlicht 
und ergreifend nur um die Verkörperschaftung. Sie wäre 
aus meiner Sicht immer noch die bessere Alternative 
gewesen. Aber ich glaube, wir können mit dem Kom-
promiss auch ganz gut umgehen; denn wir haben wirk-
lich versucht, bis an die Grenzen des Möglichen auch 
ohne Verkörperschaftung der Geschäftsführung und der 
Trägerversammlung weitreichende Rechte einzuräumen. 
Darum ging es uns natürlich von Anfang an, dass die 
unmittelbare Direktive aus Nürnberg nicht so sehr in die 
Organisation eingreifen kann, dass man vor Ort hand-
lungsunfähig ist. 
 
In dem Sinne glaube ich auch, wir dürfen uns gemein-
sam freuen, dass wir jetzt zu diesem Ergebnis gekom-
men sind. 
 
Es liegt der Gesetzentwurf vor. Ich bin optimistisch, dass 
er durch alle Gremien entsprechend verabschiedet wird. 
 
Im Detail möchte ich nicht darauf eingehen. Drei Sachen 
möchte ich noch einmal sagen.  
 
Das eine ist, es ist ausschließlich das Verdienst der SPD 
in diesem Kompromiss, dass der Betreuungsschlüssel 
festgeschrieben wurde, nämlich 75 : 25 bei Jugendlichen 
und 125 bei den Erwachsenen. Ich denke, das ist ein 
ganz wichtiger Punkt, um die Vermittlung und das The-
ma „Fordern und Fördern“ wirklich voranzubringen. 
 
Es war auch unsere Intervention, über die wir heute 
sprechen. Das ist die Entfristung der 3.500 Stellen. Die-
se befindet sich auf der Ebene des Bundestages noch 
im Streit, obwohl sie Bestandteil dieses Kompromisses 
ist. Es ist ganz klar formuliert worden, dass der Kom-

promiss nicht halten wird, wenn man auch nur von einer 
einzigen Vereinbarung abweichen wird. Eine der we-
sentlichen Vereinbarungen war die Entfristung der Stel-
len. Wir haben die klare Erwartung, dass am 5. Mai im 
Haushaltsausschuss diese Entfristung stattfindet, an-
sonsten haben wir da ein Problem. Ich höre von Zei-
chen, dass das kommen soll. 
 
Der dritte Punkt war die Entsperrung der Haushaltsmit-
tel. Ich möchte das noch einmal sagen. Wir haben im-
mer gesagt, wir wollen nicht nur ein Haus bauen, das 
besser funktioniert und für die Zukunft besser hält, son-
dern wir wollen, dass in diesem Haus etwas los ist. Es 
ist gar nichts los, wenn dort nur Arbeitslose sind und 
keine Mittel zur Verfügung stehen. Deshalb war es für 
uns essentiell wichtig, dass die 900 Millionen Euro, die 
im Haushaltsausschuss gesperrt waren, durch die regie-
rungstragenden Fraktionen auf Bundesebene entfristet 
worden sind. 
 
In diesem Sinne glaube ich, dass wir noch ein Stück-
chen Arbeit vor uns haben, um vor allem die Themen 
Controlling und Berichtswesen gut zu entwickeln. Wir 
haben gute Gesetzentwürfe. Ich bin sehr froh darüber, 
dass vor allem für die Beschäftigten und die Arbeitslosen 
klar ist, dass es zum 1.1.2011 im absolut positiven Sinne 
weitergeht. 
 
Vielen Dank. 
 

(Beifall der SPD) 
 

 
Vizepräsidentin Frau Klamm: 
 
Herr Kollege Dr. Schmitz, Sie haben das Wort. 
 
 
Abg. Dr. Schmitz, FDP: 
 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Also 
doch, die SPD ist schon im Wahlkampf. Ich hatte es 
befürchtet. Die Reaktion gibt mir recht.  
 

(Schweitzer, SPD: Ich habe diese  
Bemerkung befürchtet!) 

 
Frau Ministerin, ich nehme an, Sie meinten nicht 75 : 25, 
sondern 1 : 75, aber das ist geschenkt, das ist nur ein 
Versprecher.  

 
Ärger ist, dass Sie in nachgerade klassischer Art versu-
chen, Verantwortung wegzudrücken, über die Dörfer 
gehen und das zusammenklauben, was Sie denken, das 
Ihnen an Erfolgen zusteht, dabei nicht mit aufrufen, dass 
beispielsweise die Optionschancen nie Ihr Ding waren. 
Es gibt ganz viele Bereiche, die von anderen angesto-
ßen und mit verhandelt wurden. Sie versuchen wirklich 
den naiven Eindruck zu erwecken, als ob die Verbesse-
rungen das Werk der SPD, insbesondere von Ihnen, 
Frau Ministerin, seien und dass alle anderen murrend 
und verhindernd am Wege gestanden hätten. Das ist 
doch nichts als lächerlich. Ausgerechnet aus Ihrem Haus 
heraus – das nach dem Umbau hoffentlich besser funk-
tionieren wird –, das so oft auf die Hilfe der Opposition 
angewiesen war, ist es beschämend, so zu tun und dies 
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in einer Art vorzutragen, als ob Sie am Ziel Ihrer Wün-
sche seien und alle anderen Fehler gemacht hätten, die 
Sie jetzt ausgebügelt hätten. 
 

(Ministerpräsident Beck: Eine Unverschämtheit,  
was Sie da sagen!) 

 
Das ist an der Grenze zum schwer Erträglichen. 
 

(Schweitzer, SPD: Dummes Zeug! – 
Weitere Zurufe von der SPD) 

 
Meine Damen und Herren, lassen Sie uns doch zu einer 
sachlichen Auseinandersetzung zurückkommen. Es 
bleiben weiß Gott genug Aufgaben. 
 
Wir haben jetzt beispielsweise eine Organisationsform 
gefunden, zu der man auch viel sagen könnte, in der 
beispielsweise in den gemeinsamen Einrichtungen vor-
gesehen ist, dass Beförderungen und Beurteilungen aus 
den gemeinsamen Einrichtungen heraus erfolgen dür-
fen, Begründung und Beendigung von Arbeitsverhältnis-
sen aber nicht. Da geht doch die Komik weiter. 
 

(Glocke der Präsidentin) 
 

Dass sich das nicht so einfach auflösen lässt, ist doch 
selbstverständlich. Das haben wir doch erfahren. Aber 
den Eindruck zu erwecken – ich komme zum Ende –, 
dass es nicht um die Aufforderung zur Kooperation geht, 
sondern darum, daraus weiterhin politischen Profit zu 
schlagen, ist in meinen Augen peinlich. 
 

(Beifall bei der FDP – 
Zurufe von der SPD) 

 
 
Vizepräsidentin Frau Klamm: 
 
Herr Kollege Dröscher hat das Wort. 
 

(Zuruf der Abg. Frau Thelen, CDU) 
 
 
Abg. Dröscher, SPD: 
 
Frau Thelen, Sie kommen gleich dran. 
 
Sie haben von der Korrektur eines Gesetzes gespro-
chen. Tatsächlich haben wir korrigiert. Es sind zwei 
Ebenen. Die eine Ebene ist die Verfassungsmäßigkeit. 
Damit haben wir die Mischverwaltung verfassungsmäßig 
möglich gemacht, oder wir machen sie durch diese Ver-
fassungsänderung möglich. Das andere sind Verände-
rungen der Bereiche, bei denen wir feststellen, dass sie 
nicht praxisgerecht sind. Darüber haben wir schon oft 
miteinander gesprochen. Ich persönlich bin in dem Be-
reich der Widersprüche und Klagen sehr engagiert. Ich 
bin sehr froh, dass wir jetzt darüber sprechen. Das ver-
lange ich schon lange oder habe ich schon lange ange-
regt. Die Ministerin weiß das auch. Wir sollen versuchen, 
mit Beratung weiterzukommen. Der Justizminister hat 
einen Vorschlag gemacht, dass man unabhängige Bera-
tung und Beratung im Rechtsberatungsbereich schafft. 
Das soll dafür sorgen, dass die Dinge etwas geglättet 
werden. 

Ich denke, das sollten wir gemeinsam angehen. Auch 
aufgrund der Veröffentlichungen, die die Sache etwas 
verdreht haben, konnte ich im ersten Teil der Rede nicht 
darauf verzichten, das noch einmal darzustellen. Diesen 
Zusammenhang will ich für die SPD-Fraktion deutlich 
machen. Wir wollen Malu Dreyer und ihrem Team dafür 
danken, dass sie mit Hartnäckigkeit und immer wieder 
einem Hinweis dafür gesorgt haben, dass wir das nur 
lösen können, wenn wir die Verfassung ändern. In Berlin 
sind dadurch letztendlich Mehrheiten entstanden. Ich 
denke, das kann man ruhig sagen. Vielen Dank, Frau 
Ministerin. 
 

(Beifall der SPD) 
 

 
Vizepräsidentin Frau Klamm: 
 
Frau Kollegin Thelen hat das Wort. 
 
 
Abg. Frau Thelen, CDU: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren! Ich denke, die Debatte zeigt, wie schwierig die Ge-
mengelage zu Beginn des Gesetzes, im Vorfeld der 
jetzigen Änderung und im Zusammenhang mit der jetzi-
gen Änderung ist. 
 
 
Frau Ministerin, ich habe durchaus eingestanden, dass 
ich in der letzten Debatte die Position der damaligen 
Bundestagsfraktion ein Stück weit nachvollzogen und 
vorgetragen habe. Sie hat sich umorientiert. Ich sage, 
das ist dank einer sehr engagierten neuen Arbeits- und 
Sozialministerin Frau von der Leyen erfolgt, die das Heft 
des Handelns gut in die Hand genommen hat. 
 

(Fuhr, SPD: Die hat auch mal etwas gesagt! – 
Weitere Zurufe von der SPD) 

 
Sie hat es geschafft, zügig in diesen Beratungen voran-
zukommen. 
 

(Beifall der CDU) 
 

Das ist trotz der Schwierigkeit einer Koalitionsfestlegung 
gelungen, die diesen Lösungsweg nicht unbedingt be-
fördert hat. Es ist manchmal nicht eine Schwäche von 
Politik, sondern durchaus Stärke von Politik, wenn man 
bereit ist, neue Erkenntnisse zur Kenntnis zu nehmen, 
daraus Schlüsse zu ziehen und von alten Vorhaben 
abzuweichen. 
 

(Pörksen, SPD: Wenn man gezwungen wird!) 
 

Ich sage, das halte ich für ein sehr positives Ergebnis. 
 
Sie kennen meine Haltung aus langjährigen Debatten, 
die wir hier geführt haben. Es freut mich, dass der Ein-
fluss der Bundesagentur für Arbeit auf die ARGEn in 
Zukunft deutlich geringer sein wird. Damit werden indivi-
duellere, regional besser verankerte und besser bezo-
gene Hilfen vor Ort möglich sein. Ich bin überzeugt, dass 
viele Geschäftsführer froh sein werden, diesen Freiraum 
im Sinne der Betroffenen nutzen zu können. 
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Von daher kann ich heute der Hoffnung der CDU in 
diesem Landtag Ausdruck verleihen, dass wir diesen 
Weg zu einem Erfolg begleiten wollen. Wir müssen im 
Sinne der Betroffenen und der Beschäftigten versuchen, 
diese im Ansatz gut vorgegebene Lösung im Ergebnis 
gut umzusetzen. 
 
Danke schön. 
 

(Beifall der CDU) 
 

 
Vizepräsidentin Frau Klamm: 
 
Vielen Dank. Für die Landesregierung hat Ministerpräsi-
dent Kurt Beck das Wort. 
 
 
Beck, Ministerpräsident: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich habe fast das gleiche Gefühl wie 
Herr Kollege Dr. Schmitz bei der letzten Debatte, die wir 
hier dazu geführt haben. Er hat die damalige Debatte 
fast irreal genannt. Ich habe jetzt den Eindruck, dass das 
eine fast irreale Debatte ist, die seitens der FDP-Fraktion 
und der CDU-Fraktion dieses Hauses geführt wird. 
 

(Beifall der SPD) 
 

Ich will doch noch einmal als jemand, der beiden Ar-
beitsgruppen angehört hat – sowohl derjenigen, die den 
ersten Kompromiss vorgelegt hat, als auch derjenigen, 
die den zweiten Kompromiss vorgelegt habt –, und in 
besonderer Anerkennung für Frau Kollegin Dreyer, die 
für beide Wege die ganz entscheidende Vorarbeit mit 
ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern geleistet hat, was 
auch von der CDU auf Bundesebene anerkannt wird, 
versuchen, unter Betonung dieser Dinge ein paar Dinge 
aus diesem Irrealen heraus in die Realität zu holen. 
 
Erster Punkt: Es wird ein bisschen vergessen, dass die 
Tatsache, dass wir diese Probleme mit der Verfas-
sungskonformität hatten, nicht zuletzt – wenn Sie die 
Protokolle des Bundestages und des Bundesrates nach-
lesen, werden Sie es nachvollziehen können – etwas 
damit zu tun hatte, dass die damalige, von Ihnen rot-
grün genannte Bundesregierung mit ihren Vorstellungen 
nicht im Bundesrat durchgekommen ist, es Verhandlun-
gen im Vermittlungsausschuss gegeben hat und diese 
Form der Mischverwaltung, wie sie letztendlich in Ab-
grenzung zwischen Optionskommunen und der Organi-
sation der ARGEn dann herauskam, ein nächtlicher 
Kompromiss im damaligen Vermittlungsausschuss ge-
wesen ist; nur, damit nicht alles hier einfach durcheinan-
dergerührt wird und ein bisschen vergessend das, was 
wirklich war, dann politisch hier debattiert wird. 
 
 
Zweite Bemerkung: Es hat dann die Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts gegeben. Dort ist deutlich 
geworden, dass – ich muss sagen, ich begrüße dies aus 
grundsätzlicher föderalistischer Einstellung – ein direkter 
Bezug zwischen Bund oder Bundesbehörden und kom-
munaler Verantwortung so nicht möglich ist, sondern es 
dazu entweder einer verfassungsrechtlichen Ermächti-

gung bedarf oder man einen solchen Weg nicht gehen 
kann. 
 
Als diese Entscheidung da war und wir wussten, dass 
mit Ablauf des 31. Dezember des Jahres 2010 damit der 
im Vermittlungsausschuss gefundene Weg nicht mehr 
tragfähig wäre oder gangbar wäre, haben wir uns zu 
diesem Zeitpunkt zusammengesetzt – damals war Olaf 
Scholz der zuständige Bundesminister, die Regierung 
von Herrn Kollegen Rüttgers und die rheinland-
pfälzische Landesregierung, Federführung in Nordrhein-
Westfalen für die B-Länder, für die CDU-/CSU-geführten 
Länder, Herr Laumann, für die SPD-geführten Länder 
Frau Dreyer – und haben an einem Kompromiss gear-
beitet. 
 
Wir haben einen Gesetzentwurf vorgelegt, der mit allen 
– ich unterstreiche, was Frau Dreyer gesagt hat, aus-
drücklich –, auch mit der Frau Bundeskanzlerin, abge-
stimmt war. Das unterstreiche ich ausdrücklich! Dieser 
Kompromiss sah so aus, als wäre er geeignet – er hat 
eine Verfassungsänderung beinhaltet –, eine Zweidrit-
telmehrheit, in jedem Fall auf der Basis der beiden gro-
ßen Fraktionen im Deutschen Bundestag fußend, her-
beizubringen. 
 
Alle, die mitverhandelt haben, haben erstaunt zur 
Kenntnis genommen, dass es in einem nicht ganz einfa-
chen Diskussionsprozess, wie man weiß, innerhalb der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion mit der Kanzlerin dann 
ein Zurückgehen der CDU/CSU-Fraktion – insbesondere 
auch angetrieben von Herrn Kollegen Kauder, dem 
Fraktionsvorsitzenden – gegeben hat. Es gab nieman-
den – auch bei den unionsgeführten Ländern –, die oder 
der nicht mehr als erstaunt von diesem Kurswechsel 
gewesen ist. Die Begründungen für dieses Zurückwei-
sen lagen nach außen im Wesentlichen in dieser Behör-
denstrukturbegründung, aber wer die Diskussion mitver-
folgt hat, weiß, dass es eben auch innere Spannungen 
um eine solche Frage in der Fraktion gegeben hatte. 
 
 
Das war die Situation. Die Frage war, wie es weitergeht. 
Zu dem Zeitpunkt, als wir hier debattiert haben – ich 
habe das Protokoll vom 10. Dezember 2009, unsere 
Debatte hier dazu, vor mir liegen –, lief – meine Damen 
und Herren dieses Hohen Hauses, Frau Dreyer hat 
Ihnen dies auch gesagt – ein intensives weiteres Bemü-
hen, ausgehend von Frau Dreyer, aber auch durchaus 
nicht ohne Gemeinsamkeit mit anderen Ländern. So ist 
auch das von Ihnen angesprochene Interview von Herrn 
Banzer (CDU), Minister in Hessen, und Frau Dreyer 
zustande gekommen. 
 
 
Ich erinnere daran, dass wenige Tage nach dieser De-
batte und nach vielen Bemühungen, die auch von uns 
und anderen auf der Länderebene ausgegangen sind, 
während man auf der Bundesebene handlungsunfähig 
war, weil die Koalition in ihrer Koalitionsvereinbarung die 
zitierte Nichtänderung der Verfassung vereinbart hatte, 
es dann dazu geführt hat, dass – ich will jetzt nicht über 
Hintergrundgespräche reden, aber auch öffentlich – der 
Kollege Koch als erster umgeschwenkt ist und sinnge-
mäß gesagt hat: Jetzt reicht es. Jetzt wird eine Verfas-
sungsänderung gemacht. Es reicht von der Sorte. – 
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Lesen Sie es nach. Sie können es in Presseorganen 
nachlesen. Frau Thelen und Herr Dr. Schmitz, da Sie 
sich mit der Materie befassen, wissen Sie das eigentlich 
auch. 
 

(Beifall der SPD) 
 
Daraufhin hat es das Einsetzen dieser erneuten Arbeits-
gruppe gegeben, diesmal zusammengesetzt aus dem 
Bundesministerium mit Frau von der Leyen jetzt an der 
Spitze und zusammengesetzt mit dem Land Sachsen, 
mit Herrn Tillich und seinem zuständigen Minister und 
mir und Frau Kollegin Dreyer und – nach einem ersten 
politischen Abklärungsgespräch – mit den zuständigen 
Sprechern aus der FDP-Fraktion und dem Vorsitzenden 
der CDU/CSU-Fraktion und der SPD-Bundestagsfrak-
tion. Das war die politische Arbeitsgruppe. 
 
Wir haben dort lange darüber geredet, wie wir denn mit 
dieser Herausforderung umgehen, um einerseits nie-
mandem das Gesicht zu nehmen, das heißt, auch der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion und Herrn Kollegen Kau-
der einen Weg zu bieten, dass er von seiner Nein-
Position herunterkommt. Darüber ist hier offen geredet 
worden, auch in seinem Beisein. Wenn ich hier manche 
Töne höre, könnte ich meinen – – – Na ja, ich nehme 
mich jetzt sofort zurück. Aber verstehen Sie, wenn man 
selbst am Tisch gesessen hat und dann hier hört, was 
da hineininterpretiert wird, dann könnte man schon Trä-
nen in die Augen bekommen. 
 

(Zurufe von der CDU) 
 
– Ja, das ist so. Es ist unglaublich, was hier entgegen 
der Wirklichkeit herumschwadroniert wird. 
 

(Beifall der SPD) 
 
Wir haben da einen Weg gesucht. In der ersten Verein-
barung, in der der Auftrag an die zuständigen Ministerin-
nen und Minister und die Fachleute gegeben worden ist 
– an diesen Fachgesprächen übrigens, die den wirkli-
chen Durchbruch gebracht haben, dass wir am Ende 
eine politische Lösung hinbekommen haben, hat weder 
Frau von der Leyen je teilgenommen noch ich, damit das 
auch klar ist –, waren die gleichen Leute beteiligt, die 
auch mit Olaf Scholz früher verhandelt haben, an des-
sen Seite im Übrigen auch. Mein Gott! 
 
Wir wollten eine Lösung, weil wir wussten, was dabei 
herauskommt, wenn wir keine finden. In dem Gesetz-
entwurf, wie er jetzt vorliegt, sind mindestens 80 %, 
wahrscheinlich 90 %, dessen, was im Sommer des vori-
gen Jahres in der vorherigen Arbeitsgruppe schon erar-
beitet worden ist: die Verfassungsänderung und die 
ganzen Eckpunkte mit Ausnahme einer Variante zu 
dieser – ja, ich sage einmal – eleganten Umschiffung 
dessen, was man Behördenstruktur nennt. 
 
Das war die Basis dafür, sich zu verständigen, und die 
Basis dafür, dass wir dann gemeinsam auch der Öffent-
lichkeit diesen Vorschlag präsentiert haben. Ich freue 
mich darüber, dass es so ist, weil das Ergebnis, wenn 
wir nicht handlungsfähig gewesen wären, wirklich 
schlimm geworden wäre für die betroffenen arbeitslosen 
Menschen, aber auch für andere. 

Ich habe beispielsweise mit dem Oberbürgermeister von 
Karlsruhe darüber gesprochen, der mich angesprochen 
hatte, wissend, dass wir in die Verhandlungen einbezo-
gen sind, der mir gesagt hat: Macht eine Lösung. Wir 
wissen nicht mehr weiter. – Es sind also nicht nur rhein-
land-pfälzische Oberbürgermeister und Landräte gewe-
sen, sondern auch andere aus anderen Ländern: Wir 
wissen nicht mehr weiter. Wir haben Verträge zu verlän-
gern für die Mietbedingungen, wo die ARGEn jetzt un-
tergebracht sind. Meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
sagen mir: Wie soll denn das weitergehen? Warum soll 
ich in einer Behörde tätig sein, die im Dezember 2010 
auseinanderfliegt? – Insoweit war der Druck von allen 
Seiten vorhanden. Deshalb wollten wir eine Lösung. Wir 
haben sie. 
 
Noch ein weiterer Punkt, damit die Dinge nicht durchein-
andergeraten. Die entscheidende Formulierung für die 
Verfassungsänderung stammt auch von Frau Dreyer. Es 
war gar nicht einfach, das verfassungsrechtlich hinzube-
kommen; denn Sie können nicht in die Verfassung 
schreiben, es gelten 110 Optionsgemeinden. Deshalb ist 
der Weg gewählt worden, die ARGEn als Regelfall und 
die Optionsgemeinden als begründete Ausnahmen zu 
nehmen. Auf der Basis haben wir uns verständigt und 
sind zu den 110 Optionsgemeinden gekommen. 
 
Jetzt zur Frage der Zahl der Optionsgemeinden. Ja, es 
ist wahr, die SPD-Bundestagsfraktion hatte mit einer 
sehr hohen Zahl an Optionsgemeinden durchaus auch 
politische Probleme wegen der Einheitlichkeit der Ver-
waltung. 
 

(Zuruf des Abg. Dr. Schmitz, FDP) 
 
– Ich sage, sie hatte damit politische Probleme. Was ist 
daran falsch? 
 

(Hartloff, SPD: Das haben wir nie anders gesagt! – 
Zuruf des Abg. Dr. Schmitz, FDP) 

 
– Das ist so. Lassen Sie mich einmal zu Ende reden. 
 
Das hatte auch Gründe, die eine Menge mit dem zu tun 
hatte, was aus der Bundesagentur für Arbeit noch heute 
an Sorge geäußert wird. Reden Sie einmal mit der Lei-
tung und den Personalvertretungen. 
 
Ich sage dazu: Rheinland-Pfalz hatte mit dieser Zahl nie 
ein Problem. Sie werden von mir schon im Dezember 
vergangenen Jahres Interviews finden, in denen ich 
deutlich gemacht habe, dass ich mir eine Größenord-
nung von 100 Optionsgemeinden vorstellen kann, weil 
damit immer noch das Regel-Ausnahme-Verhältnis 
begründbar ist; dies auch deshalb, weil ich an diesem 
Pult und darüber hinaus bundesweit immer vertreten 
habe, dass wir in Rheinland-Pfalz Erfahrungen gesam-
melt haben, nach denen sich durchaus beide Wege als 
verantwortbar und vertretbar einordnen lassen. Das, was 
im Landkreis Daun läuft, ist für die dortigen Bedingungen 
ein akzeptabler Weg. In der Mehrheit sind ohnehin die 
ARGEn der Regelweg. Das sehen wir gemeinsam so. 
 
Aus rheinland-pfälzischer Sicht mussten wir uns da also 
nicht überwinden, aber es gab an dieser Stelle, wie an 
anderer Stelle bei der Unionsfraktion, Hürden zu über-
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springen. Es war unser Job, gemeinsam mit Herrn 
Steinmeier und Herrn Heil, der der zuständige Sprecher 
ist, das hinzubekommen. Wir haben das hinbekommen. 
Es gibt eine einstimmige Zustimmung der SPD-
Bundestagsfraktion zu dem, was wir als Kompromiss 
ausgehandelt haben. 
 
Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir eine weitere 
Bemerkung, weil es mir wirklich weh tut, wenn man ein 
paar Dinge völlig durcheinanderbringt. In den Schluss-
verhandlungen, an denen die politischen Spitzen des 
Hauses – Frau von der Leyen, Herr Tillich, die Ministerin 
und der Minister auf der Landesebene und ich – teilge-
nommen haben, drohten die Verhandlungen an der 
Frage zu scheitern, wie wir es hinbekommen, dass der 
Bund – da ist meiner Meinung nach sein Anspruch be-
rechtigt – dafür, dass er hohe Summen in die Aufgaben 
hineingibt, ein gewisses Kontrollrecht über diese Mittel 
erhält, um zumindest gegenüber dem Bundestag Rech-
nung legen zu können. Das war eine berechtigte Sorge. 
Diese Sorge hatten sowohl Scholz als auch von der 
Leyen.  
 
Mir ist dann – ich sage das nicht, weil wir uns loben 
wollen, sondern weil das die geschichtliche Wahrheit 
ist –, angelehnt an eine Entwicklung in Rheinland-Pfalz, 
die bei der Haushaltsführung vorangetrieben worden ist, 
das Mittel der Zielvereinbarung eingefallen, das ich dann 
in die Diskussion eingebracht habe. Das war die Grund-
lage dafür, dass man den Weg gehen konnte, dass der 
Bund nicht unmittelbar Kontrollrechte hat, aber dem 
Bund über die Zielvereinbarung die Mitwirkung und die 
Überwachung ermöglicht wurden. Das war ein ganz 
entscheidender Punkt, über den wir hinweggekommen 
sind.  
 
 
Ich will auch noch einmal unterstreichen, dass die Ent-
sperrung der 3.200 Stellen kein Selbstläufer war. Das 
war am Ende ein ganz harter Verhandlungspunkt. Als 
die Journalistinnen und Journalisten schon unten warte-
ten, haben wir diesen Punkt noch einmal ganz unmiss-
verständlich klargemacht. Herr Kollege Kauder hat am 
Ende gesagt, jetzt haben wir das vereinbart, und ich als 
Person stehe dafür, dass das durchgeführt wird, weil 
wenige Tage vorher die Beratungen des Haushaltsaus-
schusses des Bundestages zu dieser Frage stattfanden, 
die eine Festlegung gebracht hatten. Das musste dann 
mit Mehrheit verändert werden. Der Vertreter der FDP-
Fraktion saß mit am Tisch. Das war dann ein Ergebnis, 
das auch innerhalb der Berliner Koalition getragen wur-
de.  
 
Auch zu den gesperrten 900 Millionen Euro hat es eine 
Zusage gegeben. Es war die rheinland-pfälzische Lan-
desregierung, die im letzten Moment bezogen auf eine 
Entscheidung des Haushaltsausschusses des Deut-
schen Bundestages, dass alle gestaltbaren Leistungen 
mit einer 10%igen Haushaltssperre versehen werden, 
diese Frage auf den Tisch gebracht hat. Wir haben ge-
sagt, wir wollen die politische Zusage, die bis zur Verab-
schiedung der Änderung des Grundgesetzes eingehal-
ten werden muss, dass die 10%ige Sperre aufgehoben 
wird. Es geht nicht darum, Geld auszugeben, sondern 
Vermittlungstätigkeit zu ermöglichen. Auch diese Zusage 
ist im letzten Moment miteinander vereinbart worden. 

Sie ist noch nicht umgesetzt, aber das werfe ich nicht 
vor, weil das jetzt kommen kann. 
 
Es gibt eine klare Vereinbarung, dass das Gestaltungs-
gesetz und die Grundgesetzänderung gemeinsam bera-
ten und so vorangetrieben werden – die Grundgesetz-
änderung ist früher eingebracht worden als das Ausges-
taltungsgesetz, weil die Abläufe auf der Bundesebene 
anders sind –, woraus eine gemeinsame Entschei-
dungsposition für Bundestag und Bundesrat entsteht, 
den Gesamtkompromiss zu billigen. 
 
Unmittelbar vor der letzten Verhandlungsrunde in Berlin 
hat es noch einmal den Versuch gegeben, die soge-
nannte Zweidrittel-Zustimmungsregelung aufzukündigen. 
Die Regelung bedeutet – Sie wissen das –, dass eine 
optierende Gebietskörperschaft mit Zweidrittelmehrheit 
seiner Entscheidungsgremien einer solchen Option 
zustimmen muss. Es ist noch einmal versucht worden, 
das herauszuverhandeln. Dies ging von der Länderebe-
ne und nicht von der Bundesebene aus. Auch da haben 
wir uns darauf verständigt, dass dies ein Essential ist.  
 
Ich gehe davon aus, dass das eingehalten wird, was 
vereinbart worden ist. Es ist eine Arbeitsgruppe verein-
bart worden, die prüft, ob die politischen Vereinbarungen 
und die Gesetzestexte kompatibel sind, weil zu dem 
Zeitpunkt der Verhandlungen das Gesetz noch nicht 
ganz fertig sein konnte. Frau Dreyer hat Ihnen jetzt ge-
sagt, dass sie nach der Prüfung davon ausgeht, dass 
das so ist. Es ist vereinbart worden, dass wir das bis 
zum letzten Zug des Gesetzgebungsverfahrens beglei-
ten werden. Unter diesen Bedingungen meine ich, dass 
das ein guter Kompromiss ist. 
 
Das ist ein Kompromiss. Ganz klar ist da jedem etwas 
zugemutet worden, aber es ist meiner Meinung nach 
nicht angemessen, da jetzt solche Geschichten herum-
zuranken. Die rheinland-pfälzische Landesregierung 
wird, wenn dieser Kompromiss eingehalten wird, im 
Bundesrat sowohl der Verfassungsänderung als auch 
dem Ausgestaltungsgesetz zustimmen. 
 
Bis auf einen kleinen Ärger habe ich versucht, das nüch-
tern darzustellen. Wenn einem aber Geschichten zu 
Vorgängen erzählt werden, an denen man selbst mitge-
wirkt hat, die nichts mit der Realität zu tun haben, kann 
einem auch einmal die Galle hochgehen. Ich bitte dafür 
um Verständnis und Entschuldigung. Ansonsten habe 
ich aber sehr nüchtern und in jedem Punkt anhand der 
Verhandlungsprotokolle nachvollziehbar dargestellt, wie 
die Vorgänge waren. Man kann immer politisch unter-
schiedlicher Meinung sein, aber Fakten kann man nicht 
ins Gegenteil verdrehen. Ich wäre dankbar, wenn wir 
gemeinsam den Weg gehen, die ARGE ist die Regel 
und die Optionskommune ist die Ausnahme. 
 
Im Übrigen sind bei der Regelung mit den 69 Optionen 
die Optionen genauso wie jetzt mit den 110 Optionen 
nach einem Länderschlüssel verteilt worden. Danach 
hätte Rheinland-Pfalz vier Optionen offen gehabt, aber 
es haben nur zwei Gebietskörperschaften optiert. Die 
Sehnsucht der rheinland-pfälzischen Kommunen zu 
optieren, hätte schon nach dem alten Recht um das 
Doppelte übertroffen werden können. Jetzt werden wir 
sehen, wie davon Gebrauch gemacht wird. Wir als Lan-
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desregierung respektieren im Rahmen der Möglichkei-
ten, die vorhanden sind, jeden dieser beiden Wege, aber 
es ist klar, was Regel und was Ausnahme ist. 
 
Wenn wir das alles gemeinsam miteinander tragen, 
werden wir trotz aller Schwierigkeiten ein großes Stück 
vorankommen. 
 
Herzlichen Dank. 
 

(Beifall der SPD) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Klamm: 
 
Vielen Dank, Herr Ministerpräsident. Aufgrund der Re-
dezeit der Landesregierung haben alle Fraktionen je-
weils weitere fünf Minuten Redezeit, die nicht ausgenutzt 
werden müssen. 
 

(Heiterkeit im Hause) 
 
Herr Kollege Dr. Schmitz. 
 
 
Abg. Dr. Schmitz, FDP: 
 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Frau 
Präsidentin, Ihren Appell habe ich im Ohr. Ich will nur 
noch einmal auf den Gesamtvorgang hinweisen.  
 
Herr Ministerpräsident, ich bin dankbar, dass Sie zumin-
dest zum Ende Ihrer Ausführungen auch die Hand ge-
reicht haben. Das ist das, was eigentlich Intention dieser 
Aktuellen Stunde sein sollte.  
 
Ich habe überlegt, ob ich mir verkneifen soll, auf eine 
Situation hinzuweisen, bei der Sie auch sehr stolz wa-
ren, mit am Tisch gesessen zu haben. Wir haben das 
hier eher hektisch und aufgeregt besprochen. 
 
Sie haben uns damals voller Freude dargelegt, dass Sie 
in Nachtsitzungen mit am Tisch waren und endlich die 
unerträgliche Honorarsituation der Ärzte beendet haben. 
Die Entscheidung hat sich dann zu der Situation ausge-
wachsen, die wir im vorigen Jahr zu beklagen hatten. 
Das ist nur eine Randbemerkung.  
 

(Zuruf des Ministerpräsidenten Beck) 
 
Mir geht es vor allem um die Gesamtbewertung. Ich 
finde es schon bravourös, wie Sie es schaffen, sich aus 
einer großen Geschichte einen Teil herauszugreifen, der 
Ihnen besonders gut schmeckt. Sie haben nichts ande-
res getan, als nur auf der Verfassungsproblematik he-
rumzureiten. Sie kommen mir vor wie der Konstrukteur 
eines Autos, das nicht durch den TÜV kommt, und der 
voller Begeisterung auf andere Dinge hinweist, obwohl 
er zu den Konstrukteuren zählte.  
 
Es sind fünfeinhalb Jahre her, seit das Gesetz im De-
zember 2004 in Kraft trat. Sie tun so, als ob es alle Zwi-
schenfragen, die gestellt wurden, alle Unzulänglichkei-
ten, die von vielen Seiten beschrieben wurden, die Kla-
geflut, die Tatsachen, dass die geforderten Beiräte nicht 
überall eingerichtet wurden und die Verwaltungswirklich-

keit in den einzelnen Kommunen und ARGEn deutlich 
unterschiedlich war, die Schwierigkeiten über Jahre, bis 
die Statistikprogramme liefen, die fehlende Vergleich-
barkeit usw. nicht gegeben hätte. Sie spitzen dies auf 
Ihre gloriose Rolle, die ich Ihnen gar nicht abstreitig 
machen will, in den letzten Verhandlungen zu. Ich war 
schließlich nicht dabei. 
 
Herr Ministerpräsident, das ist doch an der Grenze des 
Schönfärberischen, wenn Sie zum Beispiel darauf hin-
weisen, dass die BA auf ihre Interessen hingewiesen 
hat. Dass es diese Interessen der BA gibt, bestreitet 
niemand.  
 
Glauben Sie denn, wir alle erinnern uns nicht mehr, 
warum Ihr Minister Florian Gerster damals nach Nürn-
berg geschickt wurde? Das war doch nicht so, weil die 
BA so gut war. Wenn ich mich recht erinnere, sprach der 
damalige Bundeskanzler davon, dass er seinen besten 
Mann auf seine wichtigste Baustelle schickt. Diese BA 
galt es zu reformieren. Wir sollten nicht darauf eingehen, 
ob die Reformen so weit gediehen sind, dass wir in allen 
Details glücklich sein können. 
 

(Ministerpräsident Beck: Aufgelöst habt ihr sie  
jetzt auch nicht!) 

 
– Herr Ministerpräsident, dann hilft nur noch Polemik. 
Wenn es Ihrem Gleichgewicht dient, gehe ich gern noch 
einmal auf die Polemik ein, die Herr Kollege Dröscher 
ganz wider Erwarten an den Eingang seiner Darlegun-
gen stellte. Das ist etwas, was wir im Ausschuss schon 
besprochen hatten. Er stellte in der Mutmaßung darauf 
ab, warum wir dieses Thema aufrufen. Wir rufen das 
Thema auf, weil wir, wie wir alle beteuert haben, mit dem 
Kompromiss zufrieden sind.  
 
Warum ging er auf die Aussagen unseres geschätzten 
Bundesvorsitzenden ein? Das wurde schon im Aus-
schuss versucht. Ich habe schon im Ausschuss klarge-
stellt, dass ich jedem ehrlichen und jedem ehrenwerten 
Sozialdemokraten unterstelle, dass er bei der Frage, ob 
jemand, der unter vergleichbaren Umständen arbeitet, 
mehr haben soll, als derjenige, der nicht arbeitet, selbst-
verständlich auf der Seite derer ist, die einfordern, dass 
derjenige, der arbeitet, mehr haben soll. Das ist doch 
eine Selbstverständlichkeit. Ich glaube, es führt nicht 
weiter, das noch einmal mit Schaum vor dem Mund 
vorzutragen.  
 

(Beifall der FDP) 
 

Meine Damen und Herren, insgesamt glaube ich, dass 
die Landesregierung und wir alle in Zukunft froh sein 
werden, wenn wir in diesem komplizierten Bereich Lö-
sungswege finden, und zwar auch überall da, worüber 
wir nicht gesprochen haben.  
 
Zum Abschluss möchte ich noch ein Thema ansprechen. 
Das ist nicht der Kern dieser Diskussion, aber ein wichti-
ges Segment. 16 % der Ausländerinnen sind nach wie 
vor ohne Schulabschluss. Es gibt Menschen, die 
wahnsinnige Probleme haben, von der Schule in den 
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt überzugehen. Wir ant-
worten immer noch auf junge Menschen ohne Schulab-
schluss: Du hast neun Jahre nichts gelernt. Wir geben 
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dir die Gelegenheit, im Berufsvorbereitungsjahr ein wei-
teres Jahr nichts zu lernen. – 
 
Das ist überspitzt und trifft nicht jede Schule und jeden 
zu Fördernden. Aber im Kern liegt sehr viel Wahres. Ich 
glaube, in all diesen Bereichen ist unser gemeinsamer 
Einsatz gefordert. Darum ging es mir an sich. 
 

(Glocke der Präsidentin) 
 
Dass es jetzt so politisch wurde, ist wahrscheinlich der 
Tatsache geschuldet, dass wir in ca. einem Jahr Land-
tagswahlen haben. 
 
Danke schön. 
 

(Beifall der FDP) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Klamm: 
 
Für die SPD-Fraktion hat Herr Kollege Dröscher das 
Wort. 
 
 
Abg. Dröscher, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine lieben Kolleginnen und Kolle-
gen! Herr Dr. Schmitz, Sie haben mich gerade dazu 
gereizt, noch einmal etwas zu dem Thema „Arbeit muss 
sich lohnen“ zu sagen. Ich bitte Sie ausdrücklich dafür 
um Entschuldigung, dass ich einmal etwas impulsiver 
war. Das hatte aber seinen Grund. Ich denke, dass man 
das Schmücken mit fremden Federn durchaus einmal 
auf den Tisch legen kann. 
 
Ich komme zu Ihrer Aussage, dass jemand, der arbeitet, 
mehr haben muss als jemand, der nicht arbeitet. Daran, 
dass so viele Menschen, die Arbeit haben, wenig haben, 
sind die Niedriglöhne und nicht die Hartz-IV-Sätze 
schuld. Wir haben alle zu Beginn gesagt, dass das ein 
notwendiges Gesetz war. Dass in diesem Gesetz Stell-
schrauben neu justiert und Verbesserungen umgesetzt 
werden müssen und wir das, was gut war, erst einmal 
dadurch notwendig gemacht haben, dass es jetzt zu 
einer Verfassungsänderung kommt, ist das eine.  
 
Das andere ist, dass jährlich 50 Milliarden Euro ausge-
geben werden, davon 12 Milliarden Euro von den Kom-
munen, um das alles zu finanzieren und denjenigen in 
dieser Gesellschaft zu helfen, die nicht das Glück haben, 
einen Arbeitsplatz zu haben. Wir können uns lange 
darüber streiten, ob das die eigene Schuld war oder 
nicht. Das ist in unserer Gesellschaft so. Wir haben 
diese Probleme.  
 
Dieses Geld soll dazu dienen, ein menschenwürdiges 
Leben zu ermöglichen. Klar ist, dass das nicht immer gut 
funktioniert, sondern es auch bürokratische Hindernisse 
und schwierige Verfahrensweisen gibt. Das wird aber 
immer wieder einmal verbessert (Schonvermögen).  
 
Was wäre die Alternative zu diesen Gesetzen gewesen? 
Weiter so wie vorher, denke ich nicht. Ich denke, dass 
sich alle darüber einig sind und wir heute vielleicht – ich 
komme auf Ihr Angebot hinsichtlich der Zusammenarbeit 

zurück – mit dafür sorgen sollten, dass die Stellschrau-
ben, die noch verstellt werden müssen, gemeinschaftlich 
entwickelt werden.  
 
In meiner praktischen Arbeit führe ich sehr viele Gesprä-
che mit den ARGEn, weil sich Menschen beschweren 
und Widersprüche einlegen. Ich bin trotzdem der Über-
zeugung, dass der Weg, der gegangen wird, richtig ist 
und wir aufpassen müssen, dass alles auf der gleichen 
Augenhöhe geschieht und Beratungen stattfinden.  
 
Insgesamt sehe ich das positiv. Ich denke, dass trotz der 
teilweise sehr emotional geführten Debatte ein gemein-
sames Ziel durchaus sichtbar ist. 
 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall der SPD) 
 

 
Vizepräsidentin Frau Klamm: 
 
Vielen Dank, Herr Kollege Dröscher. 
 
Für die CDU-Fraktion hat Frau Kollegin Thelen das 
Wort. 
 
 
Abg. Frau Thelen, CDU: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren, ich will wenigstens noch einmal auf das Thema 
„Kompromisse“ eingehen. Natürlich waren Kompromisse 
möglich. Ich weiß, dass auch in der Debatte in der Bun-
destagsfraktion die Bedenken wegen der Verfassungs-
widrigkeit im Vordergrund standen.  
 
Es waren aber auch die ZAGs, die im Gesetzentwurf von 
Herrn Scholz enthalten waren, die auf keine große Ge-
genliebe stießen. Ich denke, Sie haben es mit dem Be- 
griff „Behördenstruktur“ beschrieben. Es war auch das 
Festhalten vonseiten der SPD an den 69 Optionskom-
munen.  
 
Es haben sich offensichtlich – das lässt zumindest das 
Ergebnis so feststellen – alle ein Stück weit bewegt.  
 
Jetzt ist es verständlich, dass Sie hier in besonderer 
Weise den positiven Einfluss, den die Landesregierung 
auf diesen Kompromiss hatte, darstellen. Aber auch ein 
Kompromiss kann immer nur zustande kommen, wenn 
andere bereit sind, ihn mitzugehen. Von daher sage ich 
jetzt allen Beteiligten: Danke schön, dass Sie bereit 
waren, diesen Kompromiss mitzugehen.  
 
Zu Ihrer Feststellung, was die Optionskommunen und 
die zunächst geringe Bereitschaft oder Lust in Rhein-
land-Pfalz anging, direkt auf diese Möglichkeit zu sprin-
gen, dafür habe ich sehr großes Verständnis, Herr Minis-
terpräsident. Es ist eine komplett neue Struktur entstan-
den mit diesen ARGEN, mit neuen Finanzströmen, mit 
neuen rechtlichen Grundlagen, wo es für viele Kommu-
nen noch ganz schwer abzuschätzen war: Was wird aus 
dieser Art, für unsere Arbeitslosenhilfeempfänger zu 
arbeiten? – Wie könnte man sich in diese Situation auch 
selbst einbringen? Heute liegen Erfahrungen vor. Das 
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Gesetz besteht seit 2004. Heute können Kommunen vor 
Ort für sich ganz anders und mit ganz anderen Ent-
scheidungsgrundlagen sagen: Diese Aufgabe traue ich 
mir zu; ich kann mir vorstellen, sie als Optionskommune 
wahrzunehmen oder auch nicht. – 
 
Von daher bin ich sehr wohl optimistisch, dass sich auch 
in Rheinland-Pfalz die Zahl der Optionskommunen nach 
oben verändern wird. Ich habe auch die Hoffnung, dass 
die Landesregierung, der die Prüfung nach den bis jetzt 
bekannten Regelungen und die Auswahl der Options-
kommunen obliegen wird, mit klugen Entscheidungskri-
terien den Kommunen, die sich diese Aufgabe zutrauen, 
auch den Raum dafür lässt, diese wahrzunehmen. Das 
wäre jedenfalls in unserem Sinn. Dann sollten alle ver-
schiedenen – ich nenne sie jetzt – Behörden auch in 
einen gesunden Wettstreit eintreten. Ich denke, nur so 
können wir auch für die Betroffenen das Beste errei-
chen.  
 
Vielen Dank. 
 

(Beifall bei CDU und FDP) 
 

 
Vizepräsidentin Frau Klamm: 
 
Vielen Dank, Frau Kollegin Thelen. – Wir sind nun am 
Ende des ersten Teils der Aktuellen Stunde. 
 
Als Gäste auf der Zuschauertribüne begrüße ich Bürge-
rinnen und Bürger der Ortsgemeinde Gutenacker sowie 
Mitglieder des SPD-Ortsvereins Sprendlingen. Seien Sie 
herzlich willkommen im Landtag! 
 

(Beifall im Hause) 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, nachdem Herr Dieter 
Burgard mit sofortiger Wirkung sein Abgeordnetenman-
dat niedergelegt hat, hat Frau Elfriede Marmann-Kunz 
ebenfalls mit sofortiger Wirkung das Landtagsmandat 
angenommen. Sie ist daher jetzt erstmals im Plenum 
anwesend und sitzt zwischen Kollege Klöckner und 
Kollegin Anklam-Trapp. – Liebe Kollegin Marmann-Kunz, 
herzlich willkommen hier im Landtag! 
 

(Beifall im Hause) 
 
Wir wünschen Ihnen für Ihre Arbeit alles Gute zum Woh-
le der Bürgerinnen und Bürger Ihres Wahlkreises und 
zum Wohle der Bürgerinnen und Bürger von Rheinland-
Pfalz. Wir wünschen Ihnen aber auch, dass Sie Spaß 
dabei haben. Herzlich willkommen hier im Landtag! 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir kommen zum zwei-
ten Teil der  
 

AKTUELLEN  STUNDE 
 
„’Google street view und Datenschutz’ – Fragwürdi-
ges Sammeln und Speichern von WLAN-Netzdaten“ 

auf Antrag der Fraktion der SPD 
– Drucksache 15/4497 – 

 
Für die SPD-Fraktion hat Herr Kollege Pörksen das 
Wort. 

Abg. Pörksen, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, in der letz-
ten Plenarwoche haben wir auf Antrag der FDP-Fraktion 
über den Datenschutz in Rheinland-Pfalz diskutiert. 
Anlass war damals die Absicht des Rhein-Hunsrück-
Kreises, mittels eines Datenflächenkatasters auf Basis-
daten des Landesamtes die Solarenergienutzung voran-
zutreiben. Damals gab es durch eine Presseerklärung 
den Vorwurf, das Land sei schlimmer als Google. Ich 
selbst habe damals in meinem Redebeitrag auf die Ge-
fahr hingewiesen, dass die technische Entwicklung den 
Datenschutz immer mehr ins Hintertreffen geraten lässt. 
 
Zwischenzeitlich hatten wir eine Anhörung im Innenaus-
schuss zu unserem Antrag zu Google Street View, die 
im Ergebnis meine großen Zweifel am Tun von Google 
bestätigt haben. Aber dazu gleich mehr. 
 
 
Ende letzter Woche war Google erneut in den Schlagzei-
len, weil Google Street View unbemerkt beim Abfahren 
der Straßen WLAN-Netze eingescannt hat. Der Bundes-
beauftragte für den Datenschutz, Peter Schaar, aber 
auch bezeichnenderweise der Hamburger Datenschutz-
beauftragte Professor Casper – bezeichnenderweise 
deshalb, weil Herr Casper mit Google die Verhandlun-
gen geführt und zwölf Punkte festgelegt hat, an denen 
gemessen werden soll, ob das, was Google macht, alles 
in Ordnung ist – haben in sehr scharfen Worten in einer 
gemeinsamen Presseerklärung das Verhalten des Kon-
zerns kritisiert. Justizminister Bamberger – Sie wissen 
es – hat sich dieser Kritik ausdrücklich angeschlossen, 
und auch wir tun es. Auf die Einzelheiten des Verfahrens 
selbst wird Herr Kollege Haller nachher noch eingehen. 
 
Ich möchte die Kritik an Google vor allem vor dem Hin-
tergrund der Anhörung noch kurz beleuchten: 
 
Der Landesbeauftragte für den Datenschutz, Herr Wag-
ner, hat in der Anhörung gesagt, Google werde inzwi-
schen als „Datenkrake“ oder als „Datenstaubsauger“ 
bezeichnet. Ich kann das gut verstehen. In dieser Funk-
tion verschafft sich Google Zugang zu ungeheueren 
Datenmengen. Von Datensparsamkeit und von Daten-
vermeidung, über die wir dauernd reden, ist wohl keine 
Rede. Herr Professor Dreier hat in seinem Gutachten 
und auch in seinen Ausführungen ausdrücklich darauf 
hingewiesen. 
 
 
Die Möglichkeit, sich Daten zu verschaffen, wird immer 
einfacher und leichter. Das bekannt gewordene Verfah-
ren ist ein Beleg dafür. Die Verbraucherzentrale, die die 
besondere Problematik durch die Verknüpfung von Da-
ten mit Daten aus sozialen Netzwerken aufgezeigt hat, 
fordert eine Verbandsklage, da sich der Einzelne kaum 
gegen Google wehren kann, wenn man weiß, dass Milli-
onen von Menschen betroffen sind und vielleicht einige 
10.000 Menschen inzwischen Widerspruch eingelegt 
haben. Übrigens Widerspruch: Ich habe dreimal Wider-
spruch eingelegt und habe bis heute noch keine Antwort 
von Google. Das beweist doch, wie Google mit dieser 
Sache umgeht. 
 

(Zuruf des Abg. Wirz, CDU) 
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– Ich habe Dich nicht verstanden. Aber Du kommst ja 
nachher wieder dran. 
 

(Zuruf von der CDU) 
 

– Das kann ich mir beim Kollegen Wirz überhaupt nicht 
vorstellen. Das schließe ich völlig aus. Anders weiß ich 
das nicht. Aber mich hat er nicht beleidigt. 
 
Dass Google nach Street View weitere Betätigungsfelder 
sucht, ist bekannt. Neuerdings heißt es Google Home 
View. Ich weiß nicht, wer es gesehen hat, dass Leute 
inzwischen ihre Wohnung freigeben, damit Google dort 
hineinmarschiert und man sich das nachher im Fernse-
hen oder im Internet ansehen kann. Das ist eine Einla-
dung für Ganoven. Anders kann es nicht bezeichnet 
werden.  
 
Jetzt haben wir heute erfahren, dass die Hamburger 
genau der gleichen Auffassung sind. Der Hamburger 
Senat hat inzwischen eine Bundesratsinitiative eingelei-
tet – ich weiß nicht, ob sie schon in Berlin angekommen 
ist; auf alle Fälle ist sie auf dem Wege dorthin –, in der 
man sich mit dem Problem des Bundesdatenschutzes 
vor dem Hintergrund des von mir Geschilderten ausei-
nandersetzt und dort folgende Punkte, die wir nur unter-
stützen können, aufgreift: Einmal die Verpflichtung, 
Gesichter und Kennzeichen unkenntlich zu machen, 
bevor es ins Internet gestellt wird, dass das anonymisier-
te Rohdatenmaterial innerhalb eines Monats nach Auf-
nahme gelöscht wird, dass es einen Monat vor dem 
systematischen Abfilmen von Straßen öffentlich bekannt 
gemacht wird – nicht nur irgendwo im Internet bei 
Google, denn wer sucht es dort – und die Datenschutz-
beauftragten davon in Kenntnis gesetzt werden, dass ein 
uneingeschränktes Widerspruchsrecht – hoffentlich 
besser als das, was ich hier erlebt habe – bei abgebilde-
ten Bürgern vorhanden ist, dass ein uneingeschränktes 
Widerspruchsrecht für Hausbesitzer und Mieter dort 
vorgesehen ist  
 

(Beifall der SPD) 
 

und ein Bußgeld angedroht werden soll, wobei ich das 
bei einer Größenordnung von 50.000 Euro für so etwas 
für wenig angemessen halte. Wer wie Google so viel 
Geld mit solchen Dingen macht, Milliarden Euro Gewin-
ne macht und mit den Milliarden-Gewinnen auch Unter-
nehmen kauft, für den sind 50.000 Euro eher ein Ta-
schengeld. 
 

(Glocke der Präsidentin) 
 

Wir meinen auch, dass weitere Fragen wie Verbands-
klage, Genehmigung von Großverfahren und vieles 
mehr zu prüfen sind. Ich glaube, wir sollten uns überle-
gen, ob wir uns nicht der Initiative der Hamburger an-
schließen. Wir werden weiter darüber beraten. 
 
Vielen Dank. 

(Beifall der SPD) 
 
Vizepräsidentin Frau Klamm: 
 
Für die CDU-Fraktion hat Frau Kollegin Kohnle-Gros das 
Wort. 

Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, Kolleginnen 
und Kollegen, sehr verehrte Damen und Herren auf der 
Zuschauertribüne, es ist in letzter Zeit öfter vorgekom-
men, Herr Pörksen, dass wir uns in wesentlichen Dingen 
ein Stück weit einig sind. 
 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 
 

Sie haben den Gesetzentwurf aus Hamburg eben ge-
nannt. Ich hätte ihn natürlich auch hier eingeführt. 
 
 
Ich will jedoch darauf zurückschwenken, was Sie gesagt 
haben, nämlich auf die Anhörung im Innenausschuss 
und auch in der Enquete-Kommission „Verantwortung in 
der medialen Welt“. Wir haben uns im gleichen Sinne mit 
dem Rechtsgutachten, das die Landesregierung in Auf-
trag gegeben hatte, und der Stellungnahme vor allem 
des Landesdatenschutzbeauftragten auseinanderge-
setzt.  
 
Was ich aus dieser Anhörung für diese Situation heute 
mitgenommen habe, ist, dass wir bei Google Street View 
eine neue Situation haben. 
 
Ich sage jetzt nicht, ob sie rechtswidrig ist oder rechtlich 
bewertet werden muss, wie auch immer, aber wir haben 
eine neue Situation. 
 
 
Die Diskussion in den beiden Ausschüssen hat ergeben, 
dass unsere Rechtslage so ist, dass sie vor der Internet-
zeit zustande gekommen ist, das heißt, wir haben in 
weiten Bereichen, sei es der Datenschutz, seien es die 
Urheberrechtsfragen, keine gesetzlichen Regelungen, 
die auf diese Situation passen. Deswegen haben wir das 
Problem, dass die Rechtsmeinungen, wie das einzelne 
Handeln von Google zu bewerten ist, sehr weit ausei-
nandergehen. Es geht von rechtswidrig bis zu der Frage, 
ob es zulässig ist. 
 
 
Die Datenschutzbeauftragten, die Sie auch schon ge-
nannt haben, Herr Pörksen, sind einen Mittelweg ge-
gangen. Sie haben mit Google verhandelt, federführend 
der Beauftragte in Hamburg wegen des Sitzes der deut-
schen Niederlassung. Sie haben einen Katalog erarbei-
tet, unter dem sie – ich glaube, das muss man schon 
festhalten dürfen –, die Datenschutzbeauftragten, gesagt 
haben, das, was Google bei Google Street View ge-
macht hat, ist zulässig, weil die Rechtslage so ist, wie 
sie ist. 
 
 
Ich denke, deswegen müssen wir an der Stelle, wo es 
um die LAN- und WLAN-Netze geht und um das, was 
registriert, aufgenommen oder gespeichert worden ist, 
noch einmal genau hinschauen, ob das rechtswidrig 
oder etwas ist, was andere auch machen. Warum dürfen 
die das? Wie gehen wir damit um? 
 
Deswegen bin ich froh, dass wir der Frage auf der ge-
setzlichen Grundlage nähertreten und die Parlamente 
sich damit beschäftigen, wo wir nachbessern können. 
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Wir müssen uns im Klaren sein, das können nur deut-
sche Regelungen sein, die natürlich weltweit zunächst 
einmal keine Gültigkeit haben. Deswegen muss man 
sich das ganz genau anschauen. 
 
Die einzelnen Dinge haben Sie genannt. Die will ich jetzt 
im Einzelnen an dieser Stelle nicht bewerten. 
 
Aber mir ist etwas Zweites ganz wichtig. Ich denke, das 
ist das, Renate Pepper, was wir auch in der Enquete-
Kommission in den letzten Monaten gelernt haben. Wir 
müssen sehr viel stärker an den Selbstdatenschutz der 
Nutzer gehen, das heißt, wir müssen uns Instrumente 
überlegen, wie wir an diejenigen herangekommen, die 
diese Dinge nutzen, die durchaus vor allem gute Seiten 
haben, aber auch Risiken und Gefahren bergen, wie wir 
das mit den Eltern, den Schülern, den Erwachsenen, 
den Älteren und den Verbrauchern – wenn ich einmal 
den Oberbegriff nehme – in Zukunft hinbekommen, dass 
diese Menschen sehen, wo der rote Knopf und die Stelle 
ist, an der ich aufhören muss, persönliche Dinge ins 
Netz zu stellen und Sicherungsmaßnahmen zu verges-
sen. 
 
Übrigens ist das bei den LAN-Netzen durchaus möglich. 
Ich kann mein Codewort, den Schlüssel, den ich ver-
wende, so gestalten, dass er nicht als Hausname oder 
Familienname genutzt wird, sondern verschlüsselt ist. 
Wie kann ich mich selbst, meine Daten, meine Geschäf-
te, die ich im Internet betreibe, schützen? – Deswegen 
müssen wir schauen, wie wir Kompetenzen auf allen 
Ebenen stärken können und dass wir staatlicherseits als 
Verbraucherschützer – wer auch immer – Regelungen 
finden. 
 
Der dritte Punkt, der mir wichtig erscheint: Wir müssen 
dann auch schauen, dass sich die Menschen, die sich 
durch die Geschichten beschwert fühlen, ein Stück weit 
wehren. Diese Widerspruchsrechte und Widerspruchs-
möglichkeiten müssen bekannt gemacht werden. Wir 
haben das in der Enquete-Kommission so besprochen. 
Ich habe als Unterlage einen Bogen hereingegeben, 
damit er sich in den Akten befindet. 
 
Wir müssen es bekannt machen und immer wieder die 
Verbraucher und Nutzer darauf hinweisen und motivie-
ren, sich gegenüber denjenigen, von denen sie sich 
beschwert fühlen, zur Wehr zu setzen. Ich glaube, dann 
wird ein Stück weit ihr Image angekratzt und sie überle-
gen, wie weit sie im Einzelfall gehen. Damit müssen wir 
ein Stück weit den Weg zwischen Freiheit und Sicherheit 
im Netz austarieren. Das ist auch unsere Aufgabe als 
Parlament. 
 
Ich denke, wir haben uns heute dieser Frage gestellt. 
 
Vielen Dank. 
 

(Beifall bei der CDU und des Abg. Pörksen, SPD) 
 
 
Vizepräsidentin Frau Klamm: 
 
Vielen Dank. 
 
Für die FDP-Fraktion hat Herr Kollege Strutz das Wort. 

Abg. Strutz, FDP: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Kolleginnen und 
Kollegen! Wir begrüßen es sehr, dass wir aufgrund des 
Antrags der Sozialdemokraten erneut die Möglichkeit 
haben festzustellen, dass wir als Gesetzgeber drin-
gendst gefordert sind, Auswüchse, die sich zunehmend 
im Bereich des Datensammelns ergeben, zu regeln. In 
der bisherigen Debatte ist wegen der technischen Mög-
lichkeiten, die sich hinter diesem System verstecken, 
nämlich der Vernetzung von persönlichen Daten, ein 
bisschen zu kurz gekommen – vielleicht wird es Herr 
Kollege Wehner noch erläutern –, dass man sozusagen 
ein Persönlichkeitsprofil erstellen kann. 
 
 
Herr Kollege Pörksen, es macht mich schon nachdenk-
lich, dass Sie trotz dreimaligen Widerspruchs keine 
Antwort von Google bekommen haben. Es scheint so zu 
sein, dass es dort über Sie bereits ein sehr tiefes Per-
sönlichkeitsprofil geben muss; denn ich habe schon 
beim ersten Mal eine Antwort bekommen, unterschrie-
ben von dem Headquarter in den USA mit dem sehr 
ausführlichen Bemerken, dass man zwar meinen Wider-
spruch zur Kenntnis genommen hat, man ihn aber gar 
nicht braucht, weil man die Daten noch gar nicht ins 
Netz gestellt hat. 
 
Insoweit ging mein Widerspruch letztendlich – wenn Sie 
so wollen – ein Stück ins Leere. 
 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 
 
Was mir in der Debatte noch fehlt, ist ein Stück die Mög-
lichkeit zu sehen, insbesondere bei uns in den ländli-
chen Regionen, durch die Fahrten durch die Dörfer 
eindeutig zu identifizieren, in welchem Haus welche 
Person mit welchem WLAN-Netz arbeitet. Wenn man 
heute dies auf die kleinen und mittelständischen Unter-
nehmen überträgt, die in den Regionen tätig sind, dann 
ist es über diese Möglichkeit leichter zu identifizieren, mit 
welchen WLAN-Netzen die Unternehmen arbeiten. Dann 
ist das Thema, diese Netze zu nutzen, um auch an Be-
triebsgeheimnisse und andere Dinge der Unternehmen 
zu kommen, sicherlich nur noch ein kleiner Schritt. Auch 
das ist ein Aspekt, der dazu aufruft, dass wir uns mög-
lichst schnell damit befassen. 
 
 
Herr Kollege Pörksen, Sie hatten mir angekündigt, dass 
sich Ihre Fraktion in Kürze damit befassen wird, wie wir 
gemeinsam eine Novelle anstoßen, vielleicht auch für 
das, was Frau Kollegin Kohnle-Gros gesagt hat, nämlich 
noch einmal zu sensibilisieren, vielleicht nicht in dem 
Sinne, wie es Herr Wagner als unser Landesdaten-
schutzbeauftragter als Bildungsaufgabe verpflichtend 
festgeschrieben haben möchte, aber doch von der  
Richtung her, dass wir gemeinsam daran arbeiten, wie 
wir ein höheres Maß an Sensibilität erreichen und vor 
allen Dingen, dass wir eine Umkehr der Beweislast – so 
will ich es einmal nennen – erreichen, dass nämlich nicht 
erst Daten ohne unser Wissen erfasst werden und wir 
dann gegen die Veröffentlichung Widerspruch einlegen, 
sondern dass der Weg umgekehrt sein muss, dass man 
zunächst von uns als Betroffene die Einwilligung haben 
muss, dass diese Daten erfasst werden können, damit 
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man anschließend entscheiden kann, ja, ich bin damit 
einverstanden, dass sie verwertet werden. 
 

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der SPD) 
 
Das ist vielleicht etwas blauäugig. Das gebe ich zu. Aber 
man sollte ein bisschen daran denken, dass wir eine 
Verpflichtung denjenigen gegenüber haben, die sich  
– meine Vorredner haben es erwähnt – gar nicht in der 
Lage sehen, sozusagen mit Widerspruch sich gegen die 
Verwertung ihrer Daten zu wehren. 
 
 
Was mich besonders nachdenklich stimmt, ist, dass die 
aktuelle Untersuchung – der eine oder andere von Ihnen 
hat es vielleicht gelesen – von PriceWaterhouseCoopers 
mitteilt, dass nur 25 % der Unternehmen bei uns in 
Deutschland überhaupt, was Datenschutz anbelangt, in 
Weiterbildung investieren und eine möglichst intensive 
Befassung mit dem Thema „Datenschutz“ vornehmen. 
Auch da gibt es in dem erwähnten Sinne Handlungsbe-
darf. 
 
Ich würde mich freuen, wenn wir möglichst schnell ge-
meinsam dieses Thema angehen, nicht allein wegen 
Google und der von Herrn Wagner so zitierten Daten-
krake, sondern aus der generellen Überlegung, dass wir 
ein Anrecht darauf haben zu wissen, was mit unseren 
Daten geschieht, bevor sie irgendwo veröffentlicht wer-
den. 
 
Danke für die Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall der FDP und vereinzelt bei der SPD) 
 
 
Vizepräsidentin Frau Klamm: 
 
Vielen Dank, Herr Kollege Strutz. 
 
Für die Landesregierung hat Herr Staatsminister Dr. 
Bamberger das Wort. 
 
 
Dr. Bamberger, Minister der Justiz: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich bin zunächst der SPD-Fraktion 
dankbar, dass dieses – wie ich finde – wichtige Thema 
heute auf die Tagesordnung der Sitzung gesetzt worden 
ist. 
 
Google – es ist gesagt worden – ist wieder in der Kritik, 
und dafür gibt es Gründe. 
 
Das Unternehmen – wir wissen es – schickt Fahrzeuge 
mit aufmontierten Kameras durch unsere Städte und 
Dörfer und lässt so gut wie alles, was dort zu sehen ist, 
flächendeckend fotografieren: Straßenzüge, Plätze, 
Bauwerke, Restaurants, Fahrzeuge. Es werden auch 
Personen abgebildet, zum Teil als Beiwerk, zum Teil 
aber auch im Zentrum oder Vordergrund des Bildes. 
 
Die Gesichter werden zum Teil verpixelt, die Personen 
sind aber nicht selten trotz dieser Verpixelung auch 
durch ihre Statur und Kleidung erkennbar. 

Weil die Kameras in einer Höhe von fast drei Metern 
fotografieren, werden Daten erfasst, etwa Einblicke in 
Gärten oder Höfe, die den privaten Bereich von Men-
schen betreffen. Die Bilder und Daten werden in die 
USA verschickt. Was dort damit geschieht, entzieht sich 
unserer sicheren Kenntnis. 
 
Im Auftrag der Landesregierung haben die beiden 
Rechtsprofessoren Herr Dreier und Frau Spiecker in 
einem umfassenden und, wie ich finde, sorgfältigen 
Gutachten festgestellt, dass diese Praxis von Google 
gegen bereits jetzt bestehendes Recht des Datenschut-
zes verstößt und auch unter den Aspekten des Schutzes 
der Privatheit und der Persönlichkeit Bedenken begeg-
net. 
 
Meine Damen und Herren, die WLAN-Problematik war 
nicht Gegenstand dieses Gutachtens. Wir wissen auch 
nicht, ob das Unternehmen Google in dem mit den Gut-
achtern geführten Gespräch diese Praxis des Scannens 
auch der WLAN-Netzwerke überhaupt erwähnt hat. 
 

(Pörksen, SPD: Hat es nicht!) 
 
Am 22. April 2010 haben – es ist gesagt worden – der 
Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Infor-
mationsfreiheit sowie der hamburgische Beauftragte für 
Datenschutz und Informationsfreiheit in einer gemein-
samen Presseerklärung mitgeteilt, dass Google-Street-
View-Fahrzeuge auch mit einem Scanner zur Erfassung 
von Daten über WLAN-Netze ausgestattet waren. Diese 
Praxis ist durch das Unternehmen Google gegenüber 
dem zuständigen Hamburger Datenschutzbeauftragten 
inzwischen eingeräumt worden. 
 
Nach Auskunft des hamburgischen Datenschutzbeauf-
tragten liegt diesem allerdings weder eine schriftliche 
Antwort auf Fragen über die genauen technischen Vor-
gänge bei der Erfassung der WLAN-Netze vor noch ist 
den Datenschutzbehörden die Besichtigung eines 
Google-Street-View-Fahrzeugs ermöglicht worden. 
 
Nach dem gegenwärtigen Erkenntnisstand ist davon 
auszugehen, dass neben der örtlichen Erfassung, neben 
dem Verschlüsselungsstatus der Geräte und der welt-
weit eindeutigen MAC-Adresse auch der vom Betreiber 
vergebene Name für die Funkstation gespeichert wird. 
Nach Auffassung der Datenschutzbeauftragten handelt 
es sich um die Erfassung und Speicherung von perso-
nenbezogenen Daten.  
 
Der insoweit zuständige hamburgische Beauftragte hält 
das Vorgehen von Google für nicht akzeptabel. Er kriti-
siert vor allem, dass das Erfassen der Daten über 
WLAN-Netze zu keinem Zeitpunkt Gegenstand der Ge-
spräche mit Google Deutschland gewesen sei. Deshalb 
hätten die Betreiber von WLAN-Netzen auch zu keiner 
Zeit Kenntnis von der heimlichen Erfassung und Spei-
cherung der Angaben über das Netzwerk gehabt. 
 
Meine Damen und Herren, es ist überhaupt keine Frage 
und wird auch von dem hamburgischen Datenschutzbe-
auftragten so gesehen, dass die Betroffenen ein ganz 
besonderes Interesse daran haben, die öffentliche 
Verbreitung von Daten insbesondere über den Ver-
schlüsselungsstatus zu verhindern. Diese Angaben sind 
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missbrauchsanfällig und könnten, beispielsweise von 
Schwarzsurfern, unbefugt genutzt werden. 
 
Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz, Herr 
Schaar, hat Google aufgefordert, die, wie er sagt, bisher 
rechtswidrig erhobenen Daten über WLAN-Netze umge-
hend zu löschen und die Fahrten für Google Street View 
zu stoppen. 
 
Nach Auffassung der Bundesministerin für Verbraucher-
schutz, Frau Aigner, lässt Google hinsichtlich des Schut-
zes personenbezogener Daten jede Sensibilität vermis-
sen. 
 
Meine Damen und Herren, ich habe deutlich gemacht, 
dass die Vorgehensweise von Google nicht hinnehmbar 
ist. Google muss hier zuallererst für die notwendige 
Transparenz und Offenheit sorgen.  
 
Google verweist auf die Praxis anderer Unternehmen. 
Ich halte das für unerheblich. Dass die Betroffenen im 
Einzelfall davon ausgehen mögen, ihre Daten würden 
öffentlich, bedeutet meines Erachtens noch nicht auch 
das Einverständnis eines jeden Einzelnen damit, dass 
sie auch gesammelt, verwertet und für die Zwecke eines 
großen privaten Unternehmens nutzbar gemacht wer-
den. 
 
Meine Damen und Herren, worum geht es? Es geht um 
nicht weniger als um den Schutz der Privatheit und der 
Persönlichkeit. Das sind ganz essentielle und exzisten-
zielle Grundrechte unserer Verfassung und unserer 
verfassungsmäßigen Ordnung. 
 
 
Wir wissen, das Bundesverfassungsgericht hat in einer 
ganzen Reihe von Entscheidungen – ich nenne nur das 
Volkszählungsurteil und das jüngst ergangene Urteil zur 
Vorratsdatenspeicherung – die Bedeutung des unan-
tastbaren Bereichs privater Lebensgestaltung betont. In 
seinem Urteil zur Vorratsdatenspeicherung hat das Ge-
richt seine Bedenken gerade auch gegen die massen-
hafte Speicherung von Daten geltend gemacht. 
 
Was für den Staat gilt, haben auch mächtige, weltweit 
operierende private Unternehmen für ihr geschäftliches 
Verhalten mit zu bedenken. 
 

(Beifall bei der SPD) 
 
Dazu gehört bei der massenhaften Sammlung sensibler 
Daten auch Offenheit und Kommunikationsbereitschaft 
den Bürgerinnen und Bürgern und ihren zum Daten-
schutz berufenen Vertretern gegenüber. Auch dies hilft 
bei dem Selbstdatenschutz eines jeden Einzelnen, Frau 
Kohnle-Gros. Ohne diese Offenheit lässt sich das über-
haupt nicht leisten. 
 
 
Meine Damen und Herren, es ist schon gesagt worden, 
die Freie und Hansestadt Hamburg hat gestern für einen 
besseren Schutz bei der Erhebung und Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch nicht öffentliche Unter-
nehmen einen Antrag zur Änderung des Bundesdaten-
schutzgesetzes bei dem Bundesrat eingebracht. Wir 
prüfen derzeit, ob wir den Antrag unterstützen werden. 

Über die Konsequenzen aus dem vorgenannten Gutach-
ten der Professoren Dreier und Spiecker erarbeitet mein 
Haus derzeit eine Ministerratsvorlage. Auch dort geht es 
um die Frage einer Initiative im Bundesrat. 
 
Es geht dabei unter anderem um die folgenden Punkte: 
Verpflichtung des Unternehmens zu einem entspre-
chenden Hinweis an die Betroffenen, auch an die Be-
hörden, die Datenschutzbeauftragten und die Öffentlich-
keit, rechtzeitig vor dem systematischen Abfilmen und 
Scannen; um die Verpflichtung, Personen und Kraftfahr-
zeuge vor Einstellung in das Internet auf den Bildern zu 
anonymisieren; um die Verpflichtung, nicht anonymisier-
tes Bildmaterial rechtzeitig zu löschen; es geht um ein 
umfassendes Widerspruchsrecht der Betroffenen gegen 
Filmen und Scannen.  
 
Herr Strutz, hier kann man wirklich überlegen, ob es 
dabei bleiben soll oder man nicht doch einmal darüber 
reden soll, ob eine Einwilligung erforderlich ist für ein 
derart doch massives Vorgehen in der Öffentlichkeit. 
 
Dann geht es um die Regelung ausreichender Bußgel-
der – das ist hier gesagt worden – für den Fall von Ver-
stößen, und es geht – ich denke, auch das ist sehr wich-
tig – um die Prüfung einer Regelung für eine Verbands-
klage betroffener Bürgerinnen und Bürger. 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich finde es 
gut und wichtig, dass diese Fragen heute hier diskutiert 
worden sind.  
 

(Licht, CDU: Ja!) 
 
Unmittelbar zuständig sind der Bund, der Bundesge-
setzgeber und die Datenschutzbeauftragten des Bundes 
und der Länder. Unser Land wird dazu eigene Vorschlä-
ge für einen effektiven und umfassenden Schutz der 
Rechte unserer Bürgerinnen und Bürger machen. 
 
Vielen Dank. 
 

(Beifall der SPD – 
Vizepräsident Schnabel übernimmt den Vorsitz) 

 
Vizepräsident Schnabel: 
 
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, bevor ich das Wort 
weitergebe, begrüße ich als Gäste auf der Zuschauertri-
büne Mitglieder des Männergesangvereins Hüttenhofen. 
Seien Sie herzlich willkommen im Landtag! 
 

(Beifall im Hause) 
 
Des Weiteren darf ich Mitglieder der IPA, der Internatio-
nal Police Association, begrüßen. Herzlich willkommen! 
 

(Beifall im Hause) 
 
Das Wort hat nun Herr Kollege Haller von der SPD-
Fraktion. 
 
Abg. Haller, SPD: 
 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich möchte 
zwei Punkte ansprechen. Das, was wir heute diskutie-
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ren, nämlich die Erfassung von WLAN-Netzwerken, 
findet schon seit drei Jahren auch in Deutschland statt. 
Das müssen wir anerkennen. Skyhook Wireless, ein US-
amerikanisches Unternehmen, tut dies seit drei Jahren 
in Deutschland und speichert genau dieselben Dinge. 
Sie machen es genauso wie Google: Sie fahren mit 
einem Auto durch die Straßen und scannen ohne Einwil-
ligung alles ab. Der einzige Unterschied ist, dass sie 
keine Kamera auf dem Dach installiert haben.  
 
 
Einen zweiten Punkt finde ich sehr beachtenswert. Die 
Daten, über deren Erhebung wir heute diskutieren, wer-
den zum Teil schon ganz selbstverständlich genutzt. Ich 
würde sagen, auch in diesem Hohen Hause haben 30 % 
bis 40 % der Abgeordneten ein iPhone zur Kommunika-
tion, mit dem man alles tun kann, unter anderem auch 
telefonieren. Bei diesem iPhone – das ist Ihnen sicher-
lich auch schon aufgefallen – ist die Software Google 
Maps vorinstalliert. Mit Google Maps können Sie tolle 
Sachen machen: Wenn Sie unterwegs sind, haben Sie 
immer einen Stadtplan bei sich, aber Sie können auch 
metergenau Ihren Standort lokalisieren.  
 
Die interessante Frage lautet nun: Wie funktioniert so 
etwas? – Dabei wird der Aspekt der Datenverquickung 
sehr interessant. Das iPhone fragt ab, in welcher Mobil-
funkzelle sich der Nutzer gerade befindet, welcher Sen-
demast also für ihn zuständig ist. Damit erhalte ich einen 
Radius von 500 Metern Genauigkeit. Des Weiteren 
befindet sich in diesem kleinen iPhone ein GPS-
Empfänger, der allerdings relativ ungenau funktioniert. 
Ein genauer GPS-Empfänger verbraucht sehr viel 
Strom. Aber der Akku soll schließlich lange halten. 
 
 
Die dritte Datenquelle, die sehr interessant ist, ist das 
WLAN-Netzwerk. Wenn ich meinen Standort über das 
iPhone abfrage, wird automatisch von dem iPhone eine 
Anfrage an den Server von Skyhook Wireless in den 
USA weitergeleitet, mit der sozusagen abgefragt wird, 
welche Adressen in meinem Umfeld zuzuordnen sind. 
Daraufhin erhalte ich die Meldung, dass ich mich bei-
spielsweise in der Mainzer Innenstadt an einer bestimm-
ten Stelle befinde, und damit kann ich den Standort sehr 
genau lokalisieren.  
 
Was ich damit sagen möchte ist, seit 2008 ist dies mög-
lich. Wir diskutieren darüber, und ich finde es auch toll, 
dass wir darüber diskutieren, weil es unglaublich wichtig 
ist. Allerdings wird auch ganz deutlich, wir selbst gehen 
ganz selbstverständlich mit Technik um. 
 

(Hartloff, SPD: Wir sind auf der Höhe der Zeit! – 
Glocke des Präsidenten) 

 
Wir drücken auf einen Knopf und finden es toll, was die 
Technik alles kann. Wir müssen uns darum bemühen, 
dies zukünftig genauer zu hinterfragen. 
 

(Beifall der SPD) 
 

 
Vizepräsident Schnabel: 
 
Für die CDU-Fraktion spricht Frau Kollegin Kohnle-Gros. 

Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU: 
 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Vielen Dank, 
Sie haben nun die fachliche Erklärung zu dem geliefert, 
was ich vorhin gemeint habe: Die Leute müssen selbst 
dafür sorgen, dass sie ihre Netze schützen; denn die 
Technik erlaubt all diese Dinge, und deswegen muss 
man wissen, wie man verhindern kann, dass man lokali-
siert wird und jemand anderes auf die Daten zugreifen 
kann. Dies wird eine der wesentlichen Aufgaben sein.  
 
Ich möchte noch einen Satz zu den Ausführungen von 
Herrn Justizminister Dr. Bamberger sagen. Das, was Sie 
nun für die Gesetzgebung entwickelt haben, ist alles 
schön und gut. Aber ich denke, Google Street View ist 
schon ein Stück weiter. Das Unternehmen hat schon 
Deutschland abgefahren, und sie haben schon die Roh-
daten erfasst. Es stellt sich nun die Frage: Wie weit 
würden Sie gehen, wenn Sie Verstöße feststellen wür-
den? Würden Sie verhindern, dass die Daten nach 
Deutschland überspielt werden und benutzt werden 
können? – Das ist die entscheidende Frage an dieser 
Stelle; denn in der Theorie haben wir diese Dinge in der 
Tat aufgearbeitet.  
 
Ich würde Ihnen auch gern den Rat geben, sich einmal 
das Gutachten des Datenschutzbeauftragten – er kann 
selbst im Plenum nicht sprechen – genau durchzulesen; 
denn in dieser Vorlage für die beiden Ausschüsse ist 
noch einmal sehr schön ein Punkt dargestellt, bei dem 
es an einigen Stellen vielleicht eine Diskrepanz gibt 
zwischen dem Gutachten von Herrn Professor Dreier 
und Frau Professorin Spiecker einerseits und der Mei-
nung der Datenschutzbeauftragten in Deutschland ande-
rerseits. Es gibt durchaus einige Diskrepanzen, die für 
Google sprechen, und das sollten wir vielleicht auch mit 
bedenken, bevor wir endgültig den Stab brechen.  
 
Ich möchte ein Beispiel nennen. Auch Sie haben soeben 
die Höhe der Filmkameras genannt, die auf den Autos 
installiert sind. Sie haben die Frage aufgeworfen, ob 
man damit in den Garten oder in andere private Räume 
hineinfilmen und Daten erheben kann. Wenn ich sage, 
das Filmen ist ab einer Höhe verboten, die höher ist als 
die menschliche Größe, könnte man auch daraus ablei-
ten, dass das Filmen erlaubt ist, solange die Kamera auf 
dem Niveau der menschlichen Größe installiert ist.  
 

(Glocke des Präsidenten) 
 
Sie gehen nach dem Gutachten davon aus, dass dies 
überhaupt nicht erlaubt ist, und ich glaube, man müsste 
sich noch einmal genau anschauen, was dort schon 
festgeschrieben und auch begutachtet untersucht ist, 
damit man keinen Fehler macht. 
 
Vielen Dank. 
 

(Beifall der CDU) 
 

 
Vizepräsident Schnabel: 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Somit ist der zweite Teil der Aktuellen 
Stunde erledigt.  
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Wir kommen nun zum dritten Thema der 
 

AKTUELLEN  STUNDE 
 

„Umgang der Landesregierung mit Hinweisen und 
Warnungen von Ermittlungs- und Strafver-  
folgungsbehörden zu Geschäftspartnern  

der Nürburgring GmbH“ 
auf Antrag der Fraktion der CDU 

– Drucksache 15/4504 – 
 

Das Wort hat Herr Kollege Baldauf von der CDU-
Fraktion. 
 
Abg. Baldauf, CDU: 
 
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Der Nürburgring hält uns in Atem, und dies auch 
nach über einem Jahr heftiger Debatten und Ermittlun-
gen. Zuzuschreiben hat sich dies einzig und allein diese 
Landesregierung. Nun schlagen wir ein weiteres Kapitel 
auf in der Serie von systematischer Vertuschung, Ver-
schleierung und Verheimlichung. Diesmal geht es um 
den Umgang dieser Landesregierung mit deutlichen 
Warnungen von Landesbehörden vor den zweifelhaften 
Geschäftspartnern am Nürburgring. Es steht fest, dass 
die Behörden des Landes die Herren Michael Merten, 
Norman Böhm und Urs Barandun überprüften, und es 
steht genauso fest, dass die Beurteilungen aus diesen 
Überprüfungen der Landesregierung vorgelegt wurden. 
Sie wusste über Wochen und Monate immer mehr, als 
sie auf bohrende Fragen der Opposition überhaupt zu-
gegeben hat.  
 

(Beifall der CDU – 
Dr. Rosenbauer, CDU: So ist das!) 

 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, das LKA ge-
langte offensichtlich zu der Gesamtbeurteilung, dass die 
Herren Merten und Böhm „über keine nachvollziehbare 
solide und sichere Finanzierungsbasis verfügen“. Ich 
darf weiter zitieren: „Bei lebensnaher Betrachtung“ – so 
das LKA – „sind solche Firmengeflechte geeignet, die 
Haftungsverantwortung intern bis zur Nichtdurchsetzbar-
keit von Schadenersatzforderungen zu verschieben.“ 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, das alles 
stammt aus dem Herbst 2008. Dann passiert das, wozu 
die Landesregierung bis heute keine nachvollziehbaren, 
ehrlichen Antworten gibt: Trotz der vorliegenden deutli-
chen Warnungen des LKA, trotz des Scheiterns des 
abenteuerlichen Pinebeck-Finanzierungsmodells für den 
Nürburgring im ersten Anlauf und trotz der längst ent-
brannten heftigen öffentlichen Kritik übernimmt die Lan-
desregierung unter Federführung des Finanzministers 
einen zweiten Anlauf zu dieser von Anfang an mysteriö-
sen Finanzierung. – 
 
Herr Ministerpräsident, Sie und alle Vertreter Ihrer Lan-
desregierung sind uns bis heute die Antwort schuldig 
geblieben, weshalb Sie so gehandelt haben. Der jüngste 
„SPIEGEL“ erklärt sich das so, dass das Fiasko viel mit 
dem Regierungsstil des rheinland-pfälzischen Minister-
präsidenten zu tun hat, 
 

(Beifall der CDU) 

bei dem gute Nachrichten und persönliche Beziehungen 
oft wichtiger sind als gesunde Skepsis und kritische 
Kontrolle und bei dem, wie vertrauliche Dokumente 
belegen, selbst eine deutliche Warnung des Landeskri-
minalamtes folgenlos bleiben kann, wenn sie nicht in die 
Richtung passt, die vom Regierungschef vorgegeben ist.  
 

(Ministerpräsident Beck: Dass Sie einmal den  
„SPIEGEL“ zitieren, hätte ich auch  

nicht geglaubt!) 
 

Doch zurück in den Mai 2009: Ein weiterer LKA-Bericht 
zu den Geschäftspartnern am Nürburgring. Referatslei-
ter Hertinger im Innenministerium legt ihn Herrn Abtei-
lungsleiter Laux vor und empfiehlt die Information des 
Staatssekretärs Lewentz. Laux will den Bericht über 
Lewentz, so die „RHEINPFALZ“ vom 26. April, an Bruch 
weiterleiten, doch Lewentz streicht eigenhändig den 
Namen des Ministers. – Weshalb tut er das? Was sind 
seine Motive? 
 
Nur wenige Tage später, Ende Mai 2009, erhalten die 
Polizeibehörden weitere brisante Informationen über ein 
Treffen in Zürich. Dabei geht es auch um eine angebli-
che Beteiligung des Finanzministers, aber um noch sehr, 
sehr viel mehr. Deubel bestreitet die Anwesenheit, und 
was tut Herr Lewentz? – Laut „RHEINPFALZ“-Bericht 
vermerkt ein Polizeikommissar, „nach Auffassung des 
Herrn Staatssekretärs möge man es dabei belassen“.  
 

(Hartloff, SPD: Was wollen Sie daraus konstruieren?) 
 
Ich stelle fest, soweit öffentlich bekannt, hat der Innen-
staatssekretär mindestens zweimal versucht, in einer 
längst politisch hochbrisanten Lage extrem wichtige 
Informationen mit gewichtigen Verdachtsmomenten 
gegen längst zweifelhafte Geschäftspartner der Landes-
regierung zurückzuhalten, meine sehr geehrten Damen 
und Herren. 
 

(Beifall der CDU) 
 

Herr Kollege Hartloff, dafür ist er der Öffentlichkeit und 
vor allem dem Parlament eine Erklärung schuldig. An 
mindestens zwei Stellen hätte Lewentz eingreifen kön-
nen, nein, eingreifen müssen. 
 
Ich fasse zusammen: Es drängt sich der Verdacht auf, 
dass Staatssekretär Lewentz bewusst in grober Weise 
seine Amtspflichten verletzt hat. Wenn er diese Vorgän-
ge nicht sehr bald schlüssig erklären und begründen 
kann, dann, Herr Ministerpräsident, ist dieser Mann in 
seinem Amt nicht mehr tragbar. Dann sind Sie gefordert, 
die nötigen Konsequenzen zu ziehen. 
 
Vielen Dank. 
 

(Anhaltend Beifall der CDU) 
 
Vizepräsident Schnabel: 
 
Für die SPD-Fraktion hat Herr Kollege Hoch das Wort. 
 

(Ministerpräsident Beck: Unglaublich! Eine Fraktion,  
die Einnahmen und Ausgaben verwechselt! – 

Zuruf des Abg. Bracht, CDU) 
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Abg. Hoch, SPD: 
 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Baldauf, 
zu dem, was Sie hier angesprochen haben und als gro-
ße Neuigkeit verkaufen, kann ich nur sagen, wenn Sie in 
den letzten Monaten zugehört hätten, was in diesem 
Haus in den Fachausschüssen und auch im Untersu-
chungsausschuss diskutiert worden ist, und vor allem, 
wenn Sie offenbar Ihre Arbeit im Untersuchungsaus-
schuss als Obmann gemacht hätten und in den einen 
oder anderen Vorgang vernünftig hereingeschaut hätten, 
dann hätte Sie das nicht mehr überraschen können.  
 
 
Nur weil eine Zeitung das jetzt aufgreift, für Sie daraus 
eine Aktuelle Stunde zu machen, wissend, dass in den 
nächsten fünf Sitzungen des Untersuchungsausschus-
ses ein Großteil dieser Fragen, von denen Sie behaup-
ten, neu zu sein, in den von Ihnen und der FDP bean-
tragten Beweiskomplexen Behandlung findet und Sie bei 
jedem Mitglied der Landesregierung übrigens, was jetzt 
schon im Untersuchungsausschuss war, diesen The-
menkomplex abgefragt haben, dann verstehe ich nicht, 
wieso Sie hier den Unwissenden spielen. 
 

(Beifall der SPD – 
Baldauf, CDU: Klären Sie uns doch einmal auf!) 

 
Wenn Sie jetzt empört tun  
 

(Licht, CDU: Er bestätigt alles!) 
 

und sagen, das ist eine Aktuelle Stunde wert, will ich 
Ihnen jetzt gar nicht meinen Gemütszustand beschrei-
ben. Wir haben einen Bericht in der „RHEINPFALZ“. Er 
ist sicher genial geschrieben, ordentlich zusammenge-
tragen. In dem heißt es – Sie haben auch daraus zi- 
tiert –: „Gleich mehrfach schrillen im Mai und Juni ver-
gangenen Jahres (…) die Alarmglocken.“ Dann heißt es 
weiter: „Ein strafrechtliches Verhalten Baranduns finden 
die Kriminalisten nicht.“ Weiter: „Die Ergebnisse seiner 
Arbeit schickt das LKA nach Koblenz an die Staatsan-
waltschaft und an die Generalstaatsanwaltschaft. Weil 
von dort keine Ermittlungsaufträge kommen, muss das 
LKA den Fall abschließen. Ein Blick in das Vorstrafenre-
gister ist deshalb nicht möglich.“ 
 
Was daraus entwickelt wurde, wissen Sie, weil es hier 
mehrfach, was sich daraus entwickelt hat,  
 

(Licht, CDU: Entwickelt wurde war  
besser ausgedrückt!) 

 
eine Rolle gespielt hat, insbesondere weil die CDU-
Fraktion mit Personen daran beteiligt war. 
 
Es gab dann die unberechtigten Abfragen in POLIS mit 
den daraus resultierenden strafrechtlichen Vorwürfen. 
Wir haben das hier ausgiebig diskutiert.  
 
 
Der Zeitpunkt, der hier in Rede steht – verdrehen Sie 
hier auch nicht die Tatsachen –, ist Mai/Juni. Das hat 
auch im Mai/Juni vergangenen Jahres in diesem Haus 
eine Rolle gespielt, aber immer nur auf der Basis von 
Gerüchten. Ich habe Ihnen das gerade vorgetragen. Es 

gab zu keinem Zeitpunkt Beweise für kriminelle Hand-
lungen. 
 

(Licht, CDU: Das heißt, Sie haben auf der Basis von 
Gerüchten entschieden, oder wie? – 

Zurufe von der CDU) 
 

Sie sollten das besser wissen als andere, die in diesem 
Untersuchungsausschuss beteiligt sind. Es gab jede 
Menge Verträge, und die waren nicht so einfach zu 
kündigen.  
 

(Baldauf, CDU: Das stimmt ja nicht!) 
 

Stellen Sie sich einmal das Szenario vor: Was hätten Sie 
gemacht, wenn Schadensersatzansprüche gedroht 
hätten? Das wäre doch ein Treppenwitz gewesen: Die 
private Finanzierung klappt nicht, und die Nürburgring 
GmbH muss auch noch Schadensersatz leisten.  
 

(Baldauf, CDU: Die haben doch am 10.7.  
alle gekündigt!) 

 
– Sie verdrehen schon wieder die Monate, Herr Baldauf. 
Es redet keiner über Juli. Wir reden über den Zeitraum 
vorher. 
 

(Baldauf, CDU: Kündigung!) 
 

Glauben Sie wirklich, der Ministerpräsident hätte sich 
hier hingestellt und die Finanzierung als seriös verteidigt, 
wenn ihm diese Sachen alle als Beweis zugänglich 
gewesen wären? 
 
 
Generell Mai/Juni, jetzt machen Sie das doch von ande-
rer Seite einmal auf, was hätte es denn nach Ihrer An-
sicht genutzt, die Reißleine im Mai/Juni zu ziehen? Die 
95 Millionen waren in der Schweiz, das Geld ist wohlbe-
halten wieder hier angekommen. Selbst wenn am Ende 
nachgewiesen werden sollte, dass betrügerisches Ver-
halten im Raum stand, ist das sicherlich mehr als ärger-
lich. Aber selbst zu dem Zeitpunkt waren die Beraterkos-
ten bereits angefallen und danach auch kein weiterer 
Schaden entstanden. 
 
 
Dass Professor Deubel an dieser Art der Privatfinanzie-
rung festgehalten hat, ja dass wir ihn zu lange haben 
gewähren lassen, weil wir ihm in Finanzfragen sicherlich 
mehr als jedem anderen vertraut haben, war ein Fehler. 
Dieser ist hier auch mehrfach eingeräumt worden. Ingolf 
Deubel hat die politische Verantwortung übernommen. 
Das machen andere in diesem Hohen Hause nicht, die 
an maßgeblicher Stelle an Skandalen um Finanzfragen 
beteiligt sind. 
 

(Beifall der SPD – 
Zurufe von der CDU) 

 
– Ja, ein Rücktritt ist das größte Zeichen der Verantwor-
tungsübernahme im politischen Raum. Wenn Sie jetzt 
versuchen, von Ihren eigenen Problemen abzulenken, 
indem Sie Nebenkriegsschauplätze eröffnen – – – 
 

(Zurufe von der CDU) 
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Ingolf Deubel war sicher einer der renommiertesten 
Minister bundesweit in Finanzfragen. 
 

(Zurufe von der CDU: Oh!) 
 

Das können Sie selbst durch Zwischenrufen und Stöh-
nen nicht wegbringen.  
 

(Glocke des Präsidenten) 
 

Ja, es war ein Fehler, so lange an der Privatfinanzierung 
festzuhalten. Glauben Sie mir, es gibt sicher wenige 
Menschen in Rheinland-Pfalz, die sich darüber mehr 
ärgern als ich und andere im Untersuchungsausschuss, 
die unmittelbar betroffen sind. Aber zum Themenkom-
plex 23. Mai möchte ich sagen, wenn Sie immer noch 
glauben, Ingolf Deubel sei in Zürich gewesen, und im-
mer noch dem Innenstaatssekretär vorwerfen wollen, 
dass er Ingolf Deubel geglaubt hat, nicht in Zürich gewe-
sen zu sein, dann tut es mir wirklich leid. 
 

(Beifall der SPD) 
 
Vizepräsident Schnabel: 
 
Für die FDP-Fraktion erteile ich Herrn Kollegen Eymael 
das Wort. 
 
 
Abg. Eymael, FDP: 
 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Uns hat es 
auch ein bisschen überrascht, dass diese Aktuelle Stun-
de mit diesem Thema „Umgang der Landesregierung mit 
Hinweisen und Warnungen von Ermittlungs- und Straf-
verfolgungsbehörden zu Geschäftspartnern der Nürburg-
ring GmbH“ heute hier als Aktuelle Stunde beantragt 
worden ist, wissen wir doch, dass wir gemeinsam mit der 
CDU umfängliche Beweisanträge formuliert haben,  
 

(Pörksen, SPD: Ja!) 
 

die am Freitag zum ersten Mal mit entsprechenden 
Zeugen aufgerufen werden, die dann darüber hinaus in 
den nächsten Wochen und Monaten noch aufgerufen 
werden. Für uns ist das jetzt ein Thema für den Untersu-
chungsausschuss. Ich sage das ganz offen. 
 

(Beifall der FDP und des Abg. Dr. Wilke, CDU) 
 

Dort wollen wir seriös und konstruktiv fragen. Das heißt 
aber nicht, dass wir nicht aufklären wollen, meine Da-
men und Herren der SPD-Fraktion,  
 

(Pörksen, SPD: Das unterstellen wir doch gar nicht!) 
 

sondern wir wollen aufklären. Wir sehen damit auch 
noch nicht das Ende des Untersuchungsausschuss als 
so schnell gekommen. Ich glaube, wir sind uns darin 
auch einig, Herr Kollege Hoch – wir müssen uns noch 
die ganzen Bauakten vornehmen –, dass es da noch 
einigen Bedarf geben wird. 
 
Wir wollen also auch zu der Thematik aufklären, die hier 
angesprochen wird und die vor allem auch in den Me-
dienberichten jetzt zum Ausdruck gekommen ist. 

Wenn ich das glauben darf, was in den Medien steht, 
gibt es da schon die eine oder andere Neuigkeit, 
 

(Pörksen, SPD: Na, na, na!) 
 

die hinterfragt werden muss. Ich sage einmal, es gibt 
vier Komplexe, die genau eruiert und nachgefragt wer-
den müssen. Das ist der Komplex LKA I, so sage ich es 
einmal, also der LKA-I-Bericht, Zeitraum Septem-
ber/Oktober 2008. 
 
Das ist zum Zweiten der LKA-II-Bericht, der, ich sage 
einmal, März/Mai/Juni 2009 umfasst.  
 
Das ist der gesamte Bereich VP. Ich habe gerade ge-
hört, die VP kommt nicht zum kommenden Freitag. 
 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 
 
Herr Kollege Pörksen, mich wundert immer ein bisschen, 
dass wichtige Zeugen des Untersuchungsausschusses 
immer plötzlich krank werden. 
 

(Zurufe der Abg. Pörksen und Fuhr, SPD) 
 
Ich sage das nur einmal. Ich mache keinen Vorwurf, um 
Gottes Willen. 
 

(Zuruf des Abg. Fuhr, SPD) 
 
Vielleicht könnten Sie genauso darüber empört sein. 
Immer dann, wenn wichtige Zeugen geladen sind, be-
kommen wir zwei Tage vorher die Krankmeldung. 
 

(Zurufe der Abg. Pörksen und Schweitzer, SPD) 
 
Das ist schon erstaunlich. 
 
Ich komme zum vierten Bereich, dem gesamten Bereich 
der Geldwäscheverdachtsanzeige. Das wird sicherlich 
im Bereich Juni 2009 eine Rolle spielen. 
 
Insofern ist das im Grundsatz das, was in den Medien 
ausführlich drin steht. Das gehört in den festgelegten 
Zeitraum des Untersuchungsausschusses hinein. Das ist 
durch einen großen und erweiterten Beweisantrag er-
folgt. Vor dem Hintergrund gibt es noch genügend Ar-
beit. 
 
Wir werden darauf pochen, dass weitere Akten freigege-
ben werden. Ich muss hinzufügen, in der Zwischenzeit 
sind sie zum Teil freigegeben worden. Es sind Namen 
geschwärzt worden. Hier hat die Opposition erste Erfol-
ge erzielt. Die Freigabe der Akten ist wichtig für die 
Gesamtaufklärung; denn ansonsten wird wenig aufge-
klärt und vielleicht zuviel spekuliert. 
 
Meine Damen und Herren, vor dem Hintergrund, dass 
die vier Komplexe umfassend im Untersuchungsaus-
schuss eruiert, diskutiert und befragt werden, möchte ich 
an dieser Stelle schließen und möchte mich nicht auf 
Einzelheiten einlassen, die in den Medien genannt sind. 
Diese habe ich teilweise in den Akten gelesen. Ich bin 
aktenkundig. Bevor ich die bestätigen will, will ich mehr 
Informationen haben. Diese Informationen bekomme ich 
von den Zeugen, die zu diesen Punkten Aussagen ma-
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chen sollen. Deswegen werde ich diese Befragungen 
abwarten und mir dann dazu ein Urteil bilden. 
 

(Beifall der FDP) 
 
 
Vizepräsident Schnabel: 
 
Für die Landesregierung hat Herr Staatsminister Bruch 
das Wort. 
 
 
Bruch, Minister des Innern und für Sport: 
 
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Herr Kollege Eymael, manchmal frage ich mich 
auch, was für eine Taktik oder Strategie dahintersteckt. 
Als ehemaliger Parlamentarischer Geschäftsführer habe 
ich manchmal solche Vorstellungen, dass man eine 
hätte. 
 

(Schweitzer, SPD: Gar keine!) 
 
Der Untersuchungsausschuss ist das schärfste Schwert. 
 

(Schweitzer, SPD: Das tät mich überraschen!) 
 
Ich frage mich, warum wir vor der jeweiligen Sitzung des 
Untersuchungsausschusses immer eine Aktuelle Stunde 
machen, in der man alles erklären kann. Wunderbar. 
 
 
Ich sage Ihnen jetzt einmal, was wir schon erklärt haben, 
was der Innenminister schon hier und in den entspre-
chenden Ausschüssen erklärt hat. Natürlich ist es schön, 
wenn Frau Dauscher einen wunderbaren Artikel macht. 
Sie packt alles zusammen und schreibt einen Satz hin-
ein, dass das alles schon bekannt ist. Das hat sie auch 
geschrieben. Sie müssen das nur lesen. 
 

(Zurufe von der SPD) 
 
Ich frage mich, wie aktuell ist die Aktuelle Stunde. Das 
habe ich nicht zu bewerten. Das nehme ich einfach so 
hin. 
 
Herr Abgeordneter Baldauf, was ich nicht hinnehme, ist 
der Vorwurf der systematischen Vertuschung, dass 
Warnungen nicht nachgegangen wurde und Ähnliches 
mehr. Sie haben ihn nicht im Mund gehabt, aber Tatsa-
che ist, dass die Adresse klar ist, dass das an das In-
nenministerium geht. Nehmen Sie sich mich und nicht 
den armen Staatssekretär vor. Ich bin da. 
 

(Heiterkeit bei der SPD – 
Baldauf, CDU: Dann müssten Sie es gelesen haben! – 

Zuruf des Abg. Schreiner, CDU) 
 
Am 11. November 2009 habe ich sehr ausführlich im 
Parlament und dann noch einmal direkt danach am 26. 
November 2009 im Innenausschuss, am 21. Januar 
2010 im Innenausschuss und am 23. März 2010 im 
Untersuchungsausschuss über den Umgang und über 
die Hinweise und Warnungen der Polizeibehörden be-
richtet. Parallel dazu hat der Justizminister in den Sit-
zungen des Rechtsausschusses am 3. Dezember 2009 

und am 11. März 2010 informiert. Was bleibt von Vertu-
schung? – Nichts. 
 

(Hartloff, SPD: Die Behauptung!) 
 
Die Initiative zu staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsver-
fahren im Juli 2009 – da ist direkt darauf zurückzugrei-
fen – ging von der Landesregierung aus. Nicht die CDU 
oder irgendjemand hat eine Anzeige gemacht, sondern 
wir. Bis heute gibt es keinen Hinweis, dass es vor dem 
Scheitern der Finanzierung einen ausreichenden An-
haltspunkt für das Vorliegen einer Straftat gab. Sie wer-
den verstehen, dass ich mich dagegen verwahre, das 
LKA oder andere Polizeibehörden zu beschuldigen, sie 
hätten Maßnahmen in der Sache nicht durchgeführt und 
Sachverhalte nicht aufgeklärt. Das Gegenteil ist der Fall. 
 
Die Staatsanwaltschaft wurde im Rahmen der Ermitt-
lungsergebnisse informiert. Zu keinem Zeitpunkt hat die 
Staatsanwaltschaft gesagt, es ist ein Anfangsverdacht 
gegeben, dem wir nachgehen müssen. Zu keinem Zeit-
punkt hat die Landesregierung – weder der Justizminis-
ter, noch der Innenminister noch der Staatssekretär – 
irgendwelche Aufnahmen von Ermittlungen behindert 
oder diese unterbunden, zu keinem Zeitpunkt. 
 
Es gibt ein Wort von Thomas Dehler: Nicht alles, was 
politisch möglich ist, ist auch rechtlich möglich. – Das 
sollten Sie bei Ihrer ganzen Vorgehensweise bedenken. 
Die Anhaltspunkte für Straftaten – ich setze das in An-
führungszeichen –, von denen in der Presse die Rede 
war, haben sich bisher in keiner Art und Weise bestäti-
gen lassen. Ich habe die Befürchtung, dass wir am 
Schluss über eine geplatzte private Finanzierung reden 
und einen Untersuchungsausschuss hatten, dass aber 
keine Anklage erhoben wird, weil zwar der Verdacht des 
betrügerischen Handelns besteht, aber nicht nachgewie-
sen werden kann. Das ist eine Vermutung von mir. 
 

(Schreiner, CDU: Vielleicht hätte die – – – 
Zurufe von der SPD) 

 
– Herr Abgeordneter Schreiner, einige oder deutliche 
Hinweise mit dem Geldwäscheverdacht, von Hessen 
herübergeschwappt, wurden mittlerweile ausgeräumt 
und wurden eingestellt, weil es keinen Verdacht gab. 
 
Ich komme zu den konkreten Fragen. Im September 
2008 gab es eine Überprüfung auf Geldwäsche, ich 
wiederhole, auf Veranlassung des Finanzministers Pro-
fessor Dr. Deubel. Er hat seine Abteilung gebeten, mit 
dem LKA Kontakt aufzunehmen, um kurzfristig zu prü-
fen, ob das Finanzierungsmodell in Bezug auf das 
Geldwäschegesetz unbedenklich sei. Am 3. September 
hat mich das LKA informiert. Herr Kollege Deubel hat 
mich entlang einer Landtagssitzung – auch das habe ich 
schon berichtet – darauf angesprochen, dass ich das 
LKA beauftragen soll. 
 
Das Ergebnis der Prüfung vom LKA, das mir vom Präsi-
denten des LKA und einem Mitarbeiter mündlich vorge-
tragen wurde, war, dass es keine greifbaren Anhalts-
punkte für den Verdacht einer Straftat gibt, dass es sehr 
wohl – das habe ich in allen Ausschüssen sehr deutlich 
berichtet – beim LKA und bei mir Zweifel an der Frage 
gab, wie die Finanzierung durchgeführt werden soll. Sie 
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erinnern sich. Ich habe mit dem Chef des LKA und sei-
nem Mitarbeiter darüber geredet, ob wir über ein 
Rechtshilfeersuchen oder über weitere Abfragen von 
Datenbanken in die Sache einsteigen können. Von bei-
den wurde gesagt, nein, es liegt kein Anfangsverdacht 
vor, wir brauchen entsprechende Grundlagen, wir kön-
nen hier nicht handeln, weil es rechtlich höchst bedenk-
lich ist. Der Minister müsste eine Weisung geben, dass 
er sich über die Bedenken hinwegsetzt. Das habe ich 
nicht gemacht. 
 
Was war das, was Sie vorhin angesprochen haben? Das 
Land sollte einen Bonitätsnachweis bringen. Das hat 
mich und das LKA stutzig gemacht. Warum konnte der 
Kreditgeber erst nach Eingang der 80 Millionen genannt 
werden? Das hat uns stutzig gemacht. Dann kam die 
Internetrecherche – Sie erinnern sich – über Firmen-
struktur, Muttergesellschaft, Luxemburg und Dublin. 
Alles wurde hier berichtet und ausführlich vorgetragen. 
ZetaGas, Sie erinnern sich. Es gab Erkenntnisse über 
den Lebenslauf von zwei Geschäftspartnern. Sie erin-
nern sich auch. 
 
Deswegen habe ich Ingolf Deubel direkt angerufen und 
gesagt: Wir müssen reden. – An dem darauffolgenden 
Tag – ich glaube, es war der 8.; da muss ich nach-
schauen – habe ich ihn in einem persönlichen Gespräch 
von etwa einer Stunde über diese Möglichkeiten bzw. 
über meine Möglichkeiten informiert und ihn gebeten, 
soweit es geht, dies zu berücksichtigen und auszuräu-
men. Er hat mir erklärt, er räumt das aus.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, von daher 
gesehen war die Sache für uns erledigt. Auch das habe 
ich erklärt. Wie komme ich dazu, im Ressort des Fi-
nanzministers über dessen Kompetenz hinweg Anord-
nungen zu treffen und Ermittlungsverfahren einzuleiten? 
Ich möchte einmal sehen, wenn das in Fraktionen hi-
neinginge oder in Parteien hineinginge, was ich hier 
gesagt bekäme. Ich würde gar nicht mehr hier stehen. 
 
Meine Damen und Herren, die Forderung war damals an 
Ingolf Deubel, das muss geklärt werden, der unberech-
tigte Zugriff auf 80 Millionen muss ausgeschlossen sein. 
Dies habe ich hier vorgetragen, und nicht nur hier, son-
dern auch mehrmals im Innenausschuss. Ja, ich habe 
auch den Ministerpräsidenten – auch das habe ich hier 
erklärt – nach Abschluss dieser ganzen Geschichte 
kursorisch informiert, kursorisch deswegen, weil damals 
zu diesem Zeitpunkt, als ich ihn informiert habe, diese 
Geschichte schon abgeschlossen war. Es gab keinen 
Anfangsverdacht. Es war erledigt. Im Ressort von Ingolf 
Deubel war das Weitere zu tun. 
 
Ich komme zu dem zweiten Bereich, den Sie vorhin 
angesprochen haben: März 2009, Hinweisgeber aus der 
Schweiz, Anruf eines Hinweisgebers beim LKA am 
9. März. – Auch darüber habe ich berichtet. Wissen Sie, 
dazu mache ich jetzt auch eine sehr persönliche Bemer-
kung. Mich wundert, wie Sie Hinweisgeber beurteilen. 
Mich wundert das. Sie haben alle Informationen, wie 
man Hinweisgeber einzuschätzen hat. Dieser Hinweis-
geber ist mehrmals nicht gekommen. Es ist nie ein Hin-
weis gekommen.  
 

(Licht, CDU: Wie man mit den Hinweisen verfährt!) 

– Herr Licht, ich erinnere Sie an einen Zwischenruf. Ich 
habe mich schon gewundert, dass ihn keiner aufge-
nommen hat. Sie sind der Einzige gewesen, der mit 
diesem Hinweisgeber offensichtlich Kontakt hatte und in 
einem Briefwechsel stand. 
 

(Schweitzer, SPD: So ist das!) 
 
Dieser Hinweisgeber hat bis heute – – – 
 

(Licht, CDU: Und mich vergewissert habe, was  
der Anwalt in der Schweiz zu sagen hat!) 

 
Der Hinweisgeber hat bis heute – – – 
 

(Licht, CDU: Das habe ich gemacht!) 
 
– Entschuldigen Sie, es können – – – 
 

(Licht, CDU: Das hätten Sie auch machen können!  
Dann hätten Sie mehr erfahren!) 

 
– Entschuldigen Sie, Sie haben nichts erfahren. Das ist 
ja das Schlimme.  
 

(Licht, CDU: Warum haben Sie das nicht gemacht?) 
 
Sie haben nichts erfahren aus dem schlichten Grund, 
weil es nichts gibt.  
 

(Licht, CDU: Das ist ja falsch!) 
 
Es gibt keinen Vorwurf, der nachgewiesen ist. Sie wis-
sen das doch. Es gab Ermittlungen von uns deswegen in 
die Schweiz. 
 

(Licht, CDU: Wieso können Sie das behaupten?  
Sie haben doch mit dem Schweizer Anwalt  

überhaupt nicht geredet!) 
 
– Ich habe nicht mit dem Schweizer Anwalt zu reden. 
Das können Sie möglicherweise als freier Abgeordneter 
machen. Das kann ich nicht machen als jemand, der 
einer Ermittlungsbehörde vorsteht. 
 

(Licht, CDU: Wenn Sie das nicht interessiert!) 
 
 
Vizepräsident Schnabel: 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben hier keine 
Zwiegespräche zu führen. Entschuldigung, ich würde 
bitten, dass der Herr Minister hier weiter vorträgt. 
 

(Pörksen, SPD: Ist Ihnen unangenehm! – 
Zuruf des Abg. Licht, CDU) 

 
 

Bruch, Minister des Innern und für Sport: 
 
Ja. Dieser Hinweisgeber hat bis heute – Herr Licht, jetzt 
wiederhole ich das, damit Sie es auch richtig verstehen 
– in den Ermittlungen keinen Nachweis gebracht, dass 
es ein betrügerisches Verhalten von demjenigen, den er 
beschuldigt, gab oder es zu einem Prozess bzw. zu 
einer Verurteilung gekommen ist. Wie wollen Sie denn 
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das rechtsstaatlich beurteilen? Wollen Sie jedem Ge-
schäftspartner, den Sie haben und der möglicherweise 
schon einmal ein Problem oder ein Verfahren hatte, 
sagen, den werden wir auf eine schwarze Liste nehmen, 
und mit dem werden wir nie mehr reden oder den müs-
sen wir sofort einem Verfahren unterziehen? Das wer-
den Sie alles nicht. Das weiß ich ja. Deswegen will ich 
es Ihnen nur in Erinnerung rufen. Dieser Hinweisgeber 
war nie seriös. Er ist nie nachweislich eine Quelle gewe-
sen, von der wir sagen können, darauf stützen wir eine 
entsprechende Ermittlung. Das wissen Sie. 
 

(Beifall der SPD – 
Licht, CDU: Um das zu beurteilen, hätten Sie  

Redeker lesen müssen! – 
Pörksen, SPD: Halten Sie mal den Mund jetzt!) 

 
Da ich das nicht nur beurteile, sondern das LKA sehr 
vorsichtig war,  
 

(Licht, CDU: Haben Sie Redeker gelesen?) 
 
hat man diese Hinweise zusammengepackt und hat sie 
dem Generalstaatsanwalt zur Beurteilung vorgelegt. Der 
Generalstaatsanwalt hat vorgetragen, es gibt keinen 
Anfangsverdacht einer Straftat, es gibt keine Konkreti-
sierung möglicher Straftaten. Das ist das Ergebnis. Wol-
len Sie daran zweifeln? 
 

(Schweitzer, SPD: Die zweifeln alle!) 
 
Damit waren die präventivpolizeilichen Recherchen 
abgeschlossen. Der Leiter der Polizeiabteilung hat die 
Zusammenfassung des Landeskriminalamts vom 
20. Mai an den Staatssekretär Lewentz weitergeleitet. 
Der Staatssekretär Lewentz – auch das wissen Sie – hat 
Minister Dr. Deubel und Dr. Bamberger über die Ergeb-
nisse informiert. Ich selbst habe den Ministerpräsidenten 
zeitnah informiert, dass keine Anhaltspunkte für das 
Vorliegen einer Straftat gefunden werden konnten. 
 
Der dritte Komplex betrifft die VP. Das ist ja nun das 
Abenteuerlichste in der ganzen Entwicklung. Das muss 
ich Ihnen ehrlich sagen. 
 

(Licht, CDU: Abenteuerlich ist es! Da haben  
Sie recht! Die Wertung ist richtig!) 

 
Das ISM wurde über eine Vertrauensperson am 27. Mai 
über das Projekt Nürburgring informiert. Die Vertrauens-
person war übrigens weder für das Polizeipräsidium 
Rheinpfalz noch für das LKA noch überhaupt für eine 
rheinland-pfälzische Polizeidienststelle tätig, auch nicht 
– was wir heute wissen – für eine andere. Diese Ver-
trauensperson hat gegenüber dem Vertrauensperson-
führer, einem durchaus gestandenen Polizeibeamten, 
erklärt, dass es ein Treffen des damaligen rheinland-
pfälzischen Finanzministers mit weiteren Personen in 
Zürich gegeben habe. 
 
Gegenstand des Gesprächs sei die Finanzierung des 
Nürburgringprojekts gewesen. Angebliche Gesprächs-
partner von Minister Deubel würden – so der Eindruck 
der Vertrauensperson, also des Hinweisgebers – die 
Nürburgring GmbH mit 8 Millionen Euro zur Kasse bit-
ten. Die Stammeinlage von 80 Millionen bei der LBB 

sollte mit 10 % belastet werden. Da wurde Herr Staats-
sekretär Lewentz über den Sachverhalt informiert. Herr 
Lewentz hat das gemacht, was man natürlich tun muss. 
Er hat den Kollegen Deubel informiert und gefragt: Warst 
du da in Zürich? – Dieser gab an, nicht in Zürich gewe-
sen zu sein. Das ist der Sachverhalt: Es gibt jemanden, 
der behauptet, da sei jemand in Zürich gewesen. Der, 
der das sein sollte, sagt, er war es nicht. – 
 
 
Jetzt verlangen Sie von der rheinland-pfälzischen Poli-
zei, vom LKA, dass sie gegen Herrn Deubel ermitteln. 
Wegen was? Weil er möglicherweise in Zürich war? Das 
hätte er ja sagen können, er sei in Zürich gewesen. 
Wäre ihm daraus ein Vorwurf gemacht worden? Wahr-
scheinlich nicht. Er war aber nicht in Zürich. Damit war 
die Sache – – – 
 

(Zuruf des Herrn Abg. Schreiner, CDU) 
 
– Entschuldigen Sie, Herr Schreiner. Meine gute Erzie-
hung verbietet mir, bestimmte Dinge zu sagen. 
 

(Bauckhage, FDP: Da hat er recht!) 
 
Ich muss Ihnen ehrlich sagen: Was erwarten Sie denn? 
Dass gegen einen Finanzminister oder gegen einen 
anderen Minister aufgrund einer Aussage einer Vertrau-
ensperson der Polizei ermittelt wird, wo kein Straftatbe-
stand ist, wo es noch nicht einmal um eine Beleidigung 
geht? Es geht darum, dass er sagt, er war in Zürich und 
hat da gesessen. 
 

(Zuruf des Abg. Schreiner, CDU) 
 
Der andere sagt: Ich war nicht in Zürich. – Dann sagen 
Sie: Da muss aber die Polizei herbei. Die muss aber 
jetzt einmal dahin. –  
 

(Vereinzelt Heiterkeit bei der SPD) 
 
Dann sagt der gute Polizist, wenn er gut erzogen  
ist: Aber Herr Schreiner, warum denn? – Dann sagen 
Sie: Weil ich wissen will, ob der da war. – Welchen 
Grund – – – 
 

(Schweitzer, SPD: Weil er neugierig war!) 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, von daher 
gesehen  
 

(Schreiner, CDU: Herr Bruch!) 
 
kann ich dem Kollegen Lewentz, der dann erklärt hat, 
dann lassen wir es auf sich beruhen, auch keinen Vor-
wurf machen. Er hat mich auch darüber informiert.  
 

(Licht, CDU: Und welche Information – – –?) 
 
Und ich habe nicht gesagt, „Du musst jetzt aber sofort 
Folgendes tun, oder ich habe Folgendes getan“, sondern 
ich habe gesagt: Das ist in Ordnung. – 
 
(Licht, CDU: Und welche Informationen gab es darüber 

hinaus, die vielleicht relevant waren? – 
Fuhr, SPD: Das Wetter in Zürich oder so!) 
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Es gab keine anderen Informationen. Was ich heute 
weiß, das wussten Sie wahrscheinlich alle schon vorher. 
Selbst, wenn Sie das heute wissen, was wissen Sie 
denn? Die Vertrauensperson hat bei der Staatsanwalt-
schaft eine Vernehmung gehabt – jetzt wird es ganz 
abenteuerlich – und erklärt dort: Eigentlich habe ich ihn 
nicht gesehen. –  
 

(Pörksen, SPD: Ich habe ihn gar nicht gesehen!) 
 
Ich kann Ihnen nur das sagen, was ich aus den Gesprä-
chen weiß. Ich habe die Akte nicht gelesen. Aber der 
sagt so. Das heißt, der Sachverhalt, den Ingolf Deubel 
vorgetragen hat, ist okay. Der war richtig. Er war nicht 
da, er hat ihn gar nicht gesehen. Er sagt nur, es könnte 
sein, dass er möglicherweise, oder weiß der Teufel. 
 

(Licht, CDU: Das hat er beim ersten 
Mal schon gesagt!) 

 
Wir werden ihn ja nicht vernehmen können. Jetzt frage 
ich mich wirklich mit Blick auf die CDU: Was wollen Sie 
damit beweisen? 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben den 
Tagesverlauf von Herrn Dr. Deubel. Er hat ihn selbst 
rekonstruiert und erklärt, wo er war. Daher gibt es da 
keine Tatvorwürfe. 
 
Zum vierten Komplex, der Geldwäscheverdachtsanzei-
ge. Es gibt in dem ganzen Verfahren eine Anzeige in 
Hessen über den Verdacht einer Geldwäsche, die ganz 
ordentlich bearbeitet wurde. Sie wurde der Staatsan-
waltschaft vorgelegt. Mittlerweile ist die Geldwäschean-
zeige der Generalstaatsanwaltschaft in Frankfurt vorge-
legt worden. Sie ist praktisch abgeschlossen. Der Ver-
dacht hat sich nicht bestätigt. Das wissen wir also auch. 
Amtlich, wenn Sie so wollen. Das wollen wir jetzt aber 
noch einmal fragen. Das müssen wir fragen. Das ist so.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, wissen Sie, 
was mir meine Polizistinnen und Polizisten sagen? – Wir 
halten uns an Recht und Gesetz. 
 

(Frau Spurzem, SPD: Das ist gut so!) 
 

Wir machen das genau nach unseren Vorschriften, nach 
POLIS und allen anderen Vorschriften. 
 

(Schweitzer, SPD: Aber nicht alle!) 
 

Da frage ich mich schon, wie Sie dazu kommen, in dem 
Bereich – – – Herr Baldauf, meine Polizisten fragen 
mich: Was sollen wir da eigentlich als Zeugen aussa-
gen? – Die CDU-Fraktion hat doch ganz andere Proble-
me mit POLIS. 
 

(Baldauf, CDU: Welche Polizisten sagen das denn?) 
 

– Das sagen mir viele Polizisten. 
 

(Baldauf, CDU: Ich hätte gerne mal die Namen!  
Das wäre interessant! – 

Unruhe im Hause – 
Frau Schleicher-Rothmund, SPD: Was machen  

Sie denn mit den Informationen?) 

Meine Damen und Herren, Sie müssen das schon erklä-
ren. Sie leben nicht im luftleeren Raum. Es gibt schon 
Kolleginnen und Kollegen, die ziemlich sauer sind, weil 
sie zu einem Sachverhalt vorgeladen werden, der völlig 
aufgeklärt ist. 
 

(Beifall der SPD) 
 

Der ist völlig aufgeklärt! Ich muss ehrlich sagen, das 
ärgert mich auch. 
 
 
Ich weiß schon, dass die Menschen kein Archiv haben 
und man einen Zeitungsartikel machen und das Ganze 
noch einmal vortragen kann. 
 

(Licht, CDU: Das ist Ihre Meinung!) 
 

 
Herr Licht, denken Sie aber daran, dass es eine alte 
Weisheit der Dakota-Indianer gibt: Wenn du merkst, das 
Pferd ist tot, steig ab! 
 

(Heiterkeit bei der SPD – 
Anhaltend starker Beifall der SPD) 

 
 
Vizepräsident Schnabel: 
 
Für die CDU-Fraktion hat Herr Kollege Baldauf das 
Wort. 
 

(Schweitzer, SPD: Der ist schon abgestiegen!) 
 

 
Abg. Baldauf, CDU: 
 
 
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Herr Innenminister, eigentlich ist das Thema viel zu 
ernst, um zu versuchen, es wieder in das Lächerliche zu 
ziehen. Wenn ich das letzte Beispiel von Ihnen mit dem 
Pferd absteigen aufgreife und auf Sie übertrage, wären 
Sie besser schon 2008 abgestiegen und wären nicht erst 
jetzt der Meinung, dass Sie da runter müssten. 
 

(Beifall der CDU – 
Unruhe bei der SPD) 

 
Heute hat sich in dieser Runde doch wieder eines ge-
zeigt. 
 
Wie viel Redezeit habe ich überhaupt? Mehr als zwei 
Minuten! 
 
 
Vizepräsident Schnabel: 
 
Herr Kollege Baldauf, ich sage es für alle durch: Jede 
Fraktion hat noch drei Minuten Redezeit, also insgesamt 
fünf Minuten. 
 
 
Abg. Baldauf, CDU: 
 
Heute hat sich doch wieder eines bewiesen: 
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1. Herr Innenminister, wenn man berichtet, sollte man 
lückenlos berichten. 
 

(Licht, CDU: So ist es! – 
Staatsminister Bruch: Werfen Sie mir nichts vor,  

was Sie nicht beweisen können!) 
 

2. Dass diese Polizeibeamten geladen werden, liegt 
doch nicht daran, dass wir sie unbedingt gebraucht 
hätten, wenn Sie uns schon vorher alles erklärt und 
gesagt hätten, wie es gewesen ist. 
 

(Licht, CDU: So ist das!) 
 

Die Ursache haben doch Sie gesetzt und nicht wir. 
 

(Beifall der CDU) 
 

3. Das ist ganz interessant. Warst du in Zürich, oder 
warst du nicht in Zürich? Sie werden gespannt sein, was 
wir da überhaupt wissen wollen. Tatsache ist, es waren 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Nürburgring GmbH 
in Zürich. Es waren Menschen in Zürich, die mit Ihnen, 
mit Ihrer Landesregierung in Verbindung standen, um 
dieses Konzept zu finanzieren. Da ist es im Endeffekt 
egal, wer es war, sondern entscheidend ist, daran haben 
die teilgenommen, und es hat nicht geklappt. 
 

(Beifall der CDU – 
Heiterkeit bei der SPD) 

 
Herr Innenminister, ich bin gespannt darauf, was die 
Zeugen aussagen. Es wird sich zeigen, ob Herr Deubel 
dort war oder nicht. 
 
Interessanterweise haben Sie heute aber überhaupt 
nichts dazu gesagt, dass im Raum stand – das haben 
Sie selbst ausgeführt –, dass die VP gesagt hatte, da sei 
etwas mit 8 Millionen. Dazu haben Sie heute nichts 
gesagt. 
 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 
 

Ich frage Sie jetzt eines: Sind Sie sich sicher, dass dann, 
wenn man immer dieselben Leute fragt – das ist in die-
sem Verfahren so geschehen –, Sie irgendwann andere 
Antworten bekommen als die, die Sie beim ersten Mal 
bekommen haben? Sind Sie sich sicher, dass man nicht 
noch andere Methoden hätte anwenden können, um 
noch viel mehr herauszufinden? Von Herrn Kollegen 
Licht habe ich gehört, dass er die Möglichkeit hatte, mit 
jemandem zu telefonieren, mit dem auch aus dem In-
nenministerium heraus hätte telefoniert werden können. 
 
Interessant ist doch eines – da haben Sie heute recht, 
aber Sie können es nicht auf sich nehmen –, es gibt 
einen Mann mit einem roten Stift in Ihrem Ministerium. 
Dieser Mann mit dem roten Stift hat Sie heruntergestri-
chen und scheinbar nicht informiert. Herr Kollege Ey-
mael, da müssen wir doch heute schon die Frage stellen 
dürfen, weil es in der Zeitung steht und aktuell ist und es 
Neuigkeiten gibt, warum so etwas passiert. Warum wird 
eine Kette nicht durchgezogen? Warum wird nur münd-
lich informiert? 
 

(Beifall der CDU) 

Die Fragen muss man doch stellen. 
 
Was mache ich mit Hinweisen? 
 
Werter Herr Bruch, lieber Kollege Bruch, 
 

(Zurufe von der SPD: Oh!) 
 

ich unterstelle Ihnen nicht, dass Sie alles so überblickt 
haben, um das heute beurteilen zu können. 
 

(Schweitzer, SPD: Ein vergifteter Apfel!) 
 

Ich glaube etwas ganz anderes: Man hat Ihnen auch 
nicht alles gesagt. 
 

(Licht, CDU: So ist das!) 
 

Unter dem Strich hat das dazu geführt, dass der eine 
etwas wusste, was der andere nicht wissen sollte oder 
durfte, dass ein Ministerpräsident aus einem schriftlichen 
Bericht einen mündlichen Bericht für eine Ministerrats-
vorlage macht, dass sechsmal genau in dem Zeitraum, 
um den es geht, mündlich berichtet wird, aber niemals 
schriftlich etwas auftaucht. Es ist ganz interessant, dass 
keine Unterlagen der Staatskanzlei vorhanden sind. Also 
hat man sich einfach auf das Wort von Leuten verlassen, 
obwohl man wusste, dass Barandun bereits einmal im 
Gefängnis saß – aus welchen Gründen auch immer –, 
obwohl man wusste, dass ein Jörg von Sachsen weiter 
bei einer Bank tätig war und sich als Bankfachmann 
ausgab – das steht alles wunderbar in der Zeitung auf-
geführt –, dass ein Kriminalexperte, Herr Hertinger, 
gleich gesagt hat, das Ganze rieche sehr zweifelhaft. All 
das hat sich bewahrheitet. 
 
Da frage ich Sie im Ernst: Halten Sie das, was Sie hier 
getan haben, für die Aufklärung, die erforderlich ist, um 
das Thema endlich einmal so anzugehen, wie das not-
wendig ist? Hier ist eine ganze Menge vertuscht, ge-
trickst und getäuscht worden. Wir haben insgesamt bis 
heute leider mehr Fragen als dass wir Antworten be-
kommen haben. Das wird alles immer dubioser. 
 
Interessant ist im Übrigen auch – Herr Lewentz ist jetzt 
anwesend –, wie Sie sich zu dieser Sache einlassen 
werden, Herr Lewentz. Wie kam es, dass alles über 
Ihren Tisch gelaufen ist und plötzlich Ruhe war? Das 
riecht sehr komisch.  
 
Vielen Dank. 
 

(Beifall der CDU) 
 
 

Vizepräsident Schnabel: 
 
Herr Kollege Hartloff hat für die SPD-Fraktion das Wort. 
 
 
Abg. Hartloff, SPD: 
 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Kollege 
Eymael, Sie haben vorhin die Frage gestellt, warum das 
heute Gegenstand der Aktuellen Stunde ist, wenn der 
Untersuchungsausschuss – Herr Kollege Bruch hat 
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darauf hingewiesen – Beweisbeschlüsse gefasst hat, 
aufgrund derer eine Vielzahl von Leuten zu eigentlich 
klaren Sachverhalten auch noch gefragt wird, zumindest 
zu einem Sachverhalt, an dem nach der Aussage der V-
Person kein Zweifel mehr besteht – Herr Minister Bruch 
hat das vorhin zitiert –, nämlich dass zu dem fraglichen 
Termin der damalige Finanzminister Deubel nicht in 
Zürich war. Das ist ganz einfach. Vielleicht ist die Erklä-
rung die, auf die sich Herr Baldauf bei seiner Aktualität 
bezogen hat. Er bezieht sich auf die Zeitungsberichte 
vom Wochenende.  
 
Insofern ist das auch ein wenig ein Wechselspiel. 
 
Herr Kollege Baldauf, ich erinnere mich an die Zeitungs-
berichte von der letzten Beweisaufnahme, als Sie den 
Ministerpräsidenten gefragt haben. Die Resonanz hin-
sichtlich der Art und Weise Ihrer Befragung war für Sie 
so katastrophal, dass Sie jetzt umgekehrt wieder Zei-
tungsberichte aufnehmen müssen, um das noch einmal 
aufzuwärmen. 
 
Der Quark wird nicht besser, wenn man ihn doppelt tritt. 
Der Minister hat vorhin gesagt, dass sich ein totes Pferd 
nicht weiter reitet. Lassen Sie mich ein paar Sachen von 
Ihnen aufnehmen. Wenn man berichtet, soll man lücken-
los berichten. Das sagte Herr Baldauf im Brustton der 
Überzeugung. Leider habe ich diese Woche den Bericht 
des Rechnungshofs über die Prüfung bei den Fraktionen 
gelesen. 
 
Herr Baldauf, wenn man berichtet, muss man lückenlos 
berichten. Das ist nicht Ihr Thema. Das ist sicher auch 
nicht glaubwürdig zu dem, was Sie fordern und machen. 
Dann fragen Sie, wie man mit Hinweisen umgeht. Auch 
hier vergleichen wir einmal. Der Innenminister hat es 
dargelegt. Der Staatssekretär hat offensichtlich – ich bin 
nicht im Untersuchungsausschuss – dann gesagt „Ich 
habe mit dem Finanzminister gesprochen. Er sagte mir: 
Ich bin nicht in Zürich.“ – Deshalb ist das für mich im 
Moment erledigt. Insofern muss ich nicht Weiteres ver-
anlassen.  
 
Die Details hat der Minister wie vorhin mehrfach in Aus-
schüssen dargelegt. Er hat sich auch schon im Untersu-
chungsausschuss dazu geäußert. Mit dem Hinweis ist 
aus meiner Sicht vernünftig und korrekt umgegangen 
worden. 
 
Wie war das, als der Hinweis kam und die Tatsache 
bestätigt worden ist, dass aus der CDU-Fraktion zwei 
Abgeordnete illegal auf das System „POLIS“ Zugriff 
genommen haben? Sie haben angekündigt, dass diese 
Abgeordneten nicht für die Fraktion zu tragen seien. Die 
Tatsachen waren anders. Einer der Kollegen hat sein 
Mandat niedergelegt.  
 

(Licht, CDU: Frei gewählte Abgeordnete!) 
 

Der Kollege Billen ist nach wie vor in der Fraktion, wenn 
er auch einen Status hat, den es als solchen gar nicht 
gibt. Das ist Ihr Umgang mit solchen Hinweisen. Daran 
müssen Sie sich messen lassen, wenn Sie bei anderen 
die Messlatte anlegen. 
 

(Beifall der SPD) 

Lassen Sie mich noch einmal eines eindeutig sagen. Ich 
sage meine persönliche Meinung, obwohl ich nicht im 
Untersuchungsausschuss bin. Ich weiß, dass alle Fakten 
an die Öffentlichkeit kommen. Diese sollen auch in der 
Öffentlichkeit sein. Wenn es nach mir ginge, würde ich 
alle Akten, die es gibt, ganz offen auf den Tisch legen. 
Es sind aber Gründe des Persönlichkeitsschutzes und 
von wirtschaftlichen Interessen zu wahren. Wir müssen 
damit einen rechtsstaatlichen Umgang pflegen, nicht 
mehr und nicht weniger. 
 
Wir haben immer dokumentiert, dass die SPD-Fraktion 
ein Aufklärungsinteresse an den Vorgängen hat. Wir 
haben den Untersuchungsausschuss und den Bericht 
des Rechnungshofs selbst beantragt und die Landesre-
gierung unterstützt, als sie gesagt hat, die Vorgänge alle 
der Staatsanwaltschaft geben zu wollen. Das wird rigo-
ros aufgeklärt.  
 
Die Bevölkerung und das Parlament werden den Wahl-
kampfzirkus, den Sie schon ein Jahr vorher mit Aktuellen 
Stunden veranstalten, als solchen erkennen. Das wird 
auch in der Presse so sein. 
 
Vielen Dank. 
 

(Beifall der SPD – 
Licht, CDU: Na, na, na!) 

 
 
Vizepräsident Schnabel: 
 
Das Wort hat Herr Kollege Eymael für die FDP-Fraktion. 
 
 
Abg. Eymael, FDP: 
 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Minister 
Bruch, ganz so einfach, wie Sie es eben dargestellt 
haben, ist der Hergang des Verfahrens nicht. Das will ich 
doch in aller Klarheit zum Ausdruck bringen, zumal Sie 
den Eindruck erweckt haben, dass es sich vom Anfang 
bis zum Ende wirklich um seriöse Geschäftspartner 
handelt. Das ist nicht der Fall. 
 

(Pörksen, SPD: Das hat er nicht gesagt!) 
 

– Vorsicht. Es gibt auch erhebliche Widersprüche zwi-
schen Aussagen von verschiedenen Zeugen. So ist zum 
Beispiel im LKA-Bericht I zu lesen, der Prinz von Sach-
sen sei jetzt außen vor, nachdem es beim Innenminister 
Bauchschmerzen hervorgerufen hat. Meine Frage lautet: 
Ist der wirklich außen vor gewesen, oder ging es weiter?  
 
Das Landeskriminalamt hat sehr tief ermittelt, zum Bei-
spiel wenn es in die Vermögensverhältnisse der Einzel-
nen eingestiegen ist. Dann kam es zu solchen Aussa-
gen, dass man vom finanziellen Status her gar nicht in 
der Lage ist, solche Projekte zu stemmen. Auch das 
bedeutet, dass das LKA schon ziemlich tief ermittelt hat. 
Es sind POLIS-Nachfragen durchgeführt worden.  
 
Unseres Erachtens hätte in einem solchen Fall auch ein 
Blick in das Bundeszentralregister – hier haben wir eine 
andere rechtliche Auffassung – gezeigt, dass da viel 
mehr war als das, was Sie damals angenommen haben.  
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Das sind Fragestellungen, die für uns eine Rolle spielen 
und die wir dann im Untersuchungsausschuss letztlich 
aufgeklärt wissen wollen. Es gibt auch noch Fragen zur 
VP. In wessen Diensten stand diese VP? Was hat sie 
ansonsten gemacht? War sie nur beim LKA, oder hat sie 
andere Aufträge gehabt? 
 

(Schweitzer, SPD: Das hat er doch alles gesagt!) 
 

– Nein, er hat nicht alles gesagt. Herr Schweitzer, Sie 
sind doch gar nicht im Untersuchungsausschuss. Sie 
wissen es doch gar nicht. Sind Sie doch ruhig! Sie ha-
ben doch keine Ahnung. 
 

(Zurufe des Herrn Abg. Schweitzer, SPD) 
 

– Nein, Sie wissen es nicht. Das sind Fragestellungen, 
die wir aufgeklärt haben wollen. 
 
Herr Minister, deswegen verwahre ich mich dagegen, 
dass Sie den Vorwurf machen, wir hätten Polizeibeamte 
als Zeugen eingeladen. Das haben wir ganz bewusst 
getan, weil wir von denen ein Stück mehr sachliche und 
fachliche Aufklärung wollen. Wir legen großen Wert 
darauf, dass wir die im Untersuchungsausschuss und 
nicht in der Aktuellen Stunde erhalten. 
 

(Beifall der FDP) 
 

Vizepräsident Schnabel: 
 
Für die Landesregierung hat Herr Staatsminister Bruch 
das Wort. 
 
 
Bruch, Minister des Innern und für Sport: 
 
Herr Kollege Eymael, ich lasse mir nicht sagen, dass wir 
nicht alles aufklären. Der Minister hat etwas zu den 
Personen und den Finanzsituationen gesagt. Er hat von 
seinen damaligen Überlegungen gesprochen, dass 
Ingolf Deubel erklären muss. Sie haben das so darge-
stellt, als sei das bei mir alles nicht der Fall. Der war es, 
der gesagt hat, so und so ist es gewesen, und niemand 
anders. Das ist das eine. 
 
Das Zweite ist, dass mich die Kollegen fragen: Was 
wollen Sie aufklären? – Das will ich gern wissen. Des-
wegen gehe ich gern in den Untersuchungsausschuss, 
um am Schluss von Ihnen zu hören, dass jemand in 
Zürich war, es dort Gespräche gab und wer es war. 
 

(Schweitzer, SPD: Ich war auch schon  
mehrmals in Zürich!) 

 
Das wollen Sie doch wissen. Ich habe nichts anderes 
gesagt. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, eines ist klar. 
Sie müssen nachher in der Verantwortung vor allen, 
auch vor den Steuerzahlern, begründen, warum Sie dies 
alles tun. Das kostet Geld und Aufklärung. Das muss 
gemacht werden. 
 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD – 
Zurufe von der CDU) 

Vizepräsident Schnabel: 
 
Das Wort hat Herr Kollege Mertin für die FDP-Fraktion. 
Sie haben noch eine Redezeit von zwei Minuten. 
 
Abg. Mertin, FDP: 
 
Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Das 
Parlament hat einen Untersuchungsausschuss einge-
setzt. Es ist das gute Recht des Untersuchungsaus-
schusses, auch Zeugen zu laden, um Dinge aufzuklären.  
 

(Hartloff, SPD: Sicher!) 
 

Herr Staatsminister, wie bei Gericht auch sind geladene 
Zeugen nicht erfreut über den Umstand, dass sie gela-
den werden. Das nehme ich gerne hin. Es hat aber zum 
Beispiel beim Untersuchungsausschuss einen Vorgang 
gegeben, bei dem ich durchaus sage, hätten wir den 
Zeugen nicht geladen, hätten wir es nicht erfahren. 
 

(Eymael, FDP: Richtig!) 
 

Es ist uns im Parlament immer gesagt worden, bei den 
95 Millionen sei kein Schaden entstanden. Es seien 
sogar Zinsen gezahlt worden. Der Zeuge hat uns jetzt 
bestätigt, jawohl, es sind Zinsen gezahlt worden. Die 
Kontoführungsgebühren waren aber noch viel höher als 
die Zinsen. Es ist also doch ein Schaden entstanden. 
Das wäre nicht herausgekommen, wenn wir den Zeugen 
nicht gefragt hätten. 
 

(Beifall der FDP) 
 

Das ist der Grund, weshalb man Zeugen befragt. Nicht 
alles, was Zeugen wissen, steht in den Akten. Deswe-
gen laden wir sie. Ich meine, aus diesem Grund ist es 
den Zeugen zuzumuten, dass sie kommen und die Fra-
gen der Abgeordneten sachlich im Untersuchungsaus-
schuss beantworten. 
 

(Vizepräsident Bauckhage übernimmt den Vorsitz) 
 

Nur darum geht es im Untersuchungsausschuss, bei der 
Aktuellen Stunde natürlich nicht. 
 

(Beifall der FDP) 
 

 
Vizepräsident Bauckhage: 
 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Baldauf. Sie haben 
noch zwei Minuten Redezeit. 
 
 
Abg. Baldauf, CDU: 
 
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Herr Innenminister, die letzte Bemerkung von Ihnen 
veranlasst mich, doch noch einmal das Wort zu ergrei-
fen. Sie haben gerade ausgeführt, wir seien dafür ver-
antwortlich, dass Gelder von Steuerzahlern – so habe 
ich Sie verstanden – durch die Einrichtung eines Unter-
suchungsausschusses verschwendet werden. 
 

(Ministerpräsident Beck: Das hat er nicht gesagt!) 
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Ich merke gerade, dass Sie das zurücknehmen. Ich 
finde das auch wichtig, sonst hätte man noch einmal 
fragen müssen, warum dieses Projekt bisher mit so viel 
Steuerzahlergeldern finanziert worden ist. Wenn Sie es 
zurücknehmen, ist das in Ordnung. Das wird akzeptiert. 
 

(Zuruf des Ministerpräsidenten Beck – 
Licht, CDU: Wir hören doch noch gut! – 

Zurufe von der CDU) 
 

 
Vizepräsident Bauckhage: 
 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Hartloff von der SPD-
Fraktion. 
 
 
Abg. Hartloff, SPD: 
 
Meine Damen und Herren, es gibt überhaupt keinen 
Zweifel daran, dass das Recht des Untersuchungsaus-
schusses des Parlamentes ein hohes Recht ist und wir 
es verantwortlich handhaben. Über manche Fragen und 
manche Zeugenaussagen kann man trefflich streiten. Ich 
bin fast versucht zu sagen, ein gewisser Hund, der in 
den ganzen Dingen eine Rolle spielt, kann leider als 
Zeuge nicht mehr aussagen, weil es ihn nicht mehr gibt. 
Ansonsten wäre er wahrscheinlich auch vorgeladen 
worden. Das ist aber dann schon wieder eine inhaltliche 
Äußerung. Nur der erste Teil ist unter den Fraktionen 
des Parlaments unstrittig. Ich bin mir auch sicher, das 
sieht der Innenminister nicht anders. Dies sage ich aus-
drücklich für die SPD-Fraktion. 
 

(Beifall der SPD) 
 
 
Vizepräsident Bauckhage: 
 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir sind damit am 
Ende des Tagesordnungspunktes und kommen zum 
Punkt 3 der Tagesordnung: 
 
Zustimmung des Landtags zu der Einverständniser-

klärung des Landes Rheinland-Pfalz zu dem Ab-
kommen zwischen der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland und der Regierung der  
Republik Litauen über die Anerkennung der  
Gleichwertigkeiten von Bildungsnachweisen  

im Hochschulbereich 
Antrag der Landesregierung 

– Drucksache 15/4225 – 
 

dazu: 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Wis-
senschaft, Weiterbildung, Forschung und Kultur 

– Drucksache 15/4479 – 
 
Zunächst hat zur Berichterstattung Frau Abgeordnete 
Hayn das Wort. 
 
 
Abg. Frau Hayn, CDU: 
 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Durch Be-
schluss des Landtags vom 17. März dieses Jahres ist 

der Antrag an den Ausschuss für Wissenschaft, Weiter-
bildung, Forschung und Kultur überwiesen worden. Der 
Ausschuss hat den Antrag in seiner 32. Sitzung am 13. 
April 2010 beraten. 
 
Die Beschlussempfehlung lautet wie folgt: Der Aus-
schuss empfiehlt, der Abgabe der Einverständniserklä-
rung des Landes Rheinland-Pfalz zuzustimmen. 
 

(Beifall bei CDU und FDP) 
 
Vizepräsident Bauckhage: 
 
Vielen Dank, Frau Berichterstatterin. – Gemäß Abspra-
che im Ältestenrat ist die Behandlung ohne Aussprache 
vereinbart. 
 
Wir kommen dann zur abschließenden Zustimmung des 
Landtags zu diesem Antrag der Landesregierung. Wer 
zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen! – 
Stimmenthaltungen? – Wer stimmt dagegen? – 
 

(Frau Kohnle-Gros, CDU: Wir sind dafür!) 
 
– Wenn Sie das sagen, muss man trotzdem von den 
anderen noch erwarten können, dass sie selbst ent-
scheiden. – Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? 
– Stimmenthaltungen? – Dann stelle ich fest, dass die-
ses Abkommen einstimmig im Landtag angenommen 
worden ist. 
 
Vielen Dank. 
 
Wir kommen zu Punkt 4 der Tagesordnung: 
 

…tes Landesgesetz zur Änderung des  
Kommunalwahlgesetzes 

Gesetzentwurf der Fraktion der CDU 
– Drucksache 15/4310 – 

Zweite Beratung 
 

dazu: 
Beschlussempfehlung des Innenausschusses 

– Drucksache 15/4493 – 
 
Das Wort hat die Berichterstatterin Frau Ruth Leppla. 
 
Abg. Frau Leppla, SPD: 
 
Beschlussempfehlung des Innenausschusses zu dem 
Gesetzentwurf der Fraktion der CDU – Drucksache 
15/4310 –, Landesgesetz zur Änderung des Kommunal-
wahlgesetzes: Durch Beschluss des Landtags vom 17. 
März 2010 – Plenarprotokoll 15/85 – ist der Gesetzent-
wurf an den Innenausschuss – federführend – und an 
den Rechtsausschuss überwiesen worden. Der Innen-
ausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 34. Sitzung 
am 15. April 2010 beraten. Da der federführende Innen-
ausschuss die Ablehnung empfohlen hat, fand eine 
Beratung im mitberatenden Rechtsausschuss nicht statt. 
Das ist § 83 Abs. 6 Satz 1 GOLT. 
 
Die Beschlussempfehlung lautet deshalb: Der Gesetz-
entwurf wird abgelehnt. 
 

(Beifall bei der CDU) 
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Vizepräsident Bauckhage: 
 
Vielen Dank, Frau Kollegin Berichterstatterin. 
 
Als Gäste auf der Zuschauertribüne begrüße ich Besu-
cher und Besucherinnen im Landtag von Rheinland-
Pfalz, und zwar die AWO Mainz-Gonsenheim und den 
SPD-Ortsverein Mainz-Gonsenheim. Seien Sie herzlich 
willkommen im Landtag! 
 

(Beifall im Hause) 
 
Das Wort hat der Abgeordnete Schmitt für die CDU-
Fraktion. 
 
 
Abg. Schmitt, CDU: 
 
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Natürlich ist es sehr bedauerlich, dass der Innen-
ausschuss den Entwurf dieses Gesetzesantrages abge-
lehnt hat. Denn gerade in unseren Kommunen ist der 
Ort, wo die Bürger Demokratie aus nächster Nähe erle-
ben. Kommunalpolitik ist nah am Bürger, und die Bürger 
sind nah an der Kommunalpolitik. Die Menschen in un-
serem Land engagieren sich in ihren Kommunen. Sie 
beteiligen sich beim Ehrenamt, bei Initiativen und in den 
Dorfmoderationen. Sie wollen sich engagieren. Das 
kann ich als Ortsbürgermeister auch jeden Tag feststel-
len. 
 
 
Umso erstaunlicher ist es, dass bei den Kommunalwah-
len die Wahlbeteiligung ständig zurückgeht. 1999 waren 
es noch 62,9 %, 2004 waren es 57,8 % und 2009 waren 
es noch 55,1 %. Gründe hierfür sind – das steht außer 
Frage – auch die Anzahl der Wahlgänge und die Kom-
plexität der Wahlverfahren. 
 
 
Ich will ein Beispiel anführen. Im Ortsteil Issel der Stadt 
Schweich hatte der Bürger bei der letzten Kommunal-
wahl ohne die Europawahl 117 Stimmen auf sechs un-
terschiedlichen Wahlzetteln. Für den Kreistag Trier-
Saarburg hatte er 46 Stimmen, und er will kumulieren 
und panaschieren. Für den Verbandsgemeinderat 
Schweich hatte er 36 Stimmen, und auch da will er – das 
ist eindeutig festzustellen – kumulieren und panaschie-
ren. Für den Stadtrat Schweich waren es noch einmal 22 
Stimmen, für den Ortsbeirat Issel 11 Stimmen inklusive 
Kumulieren und Panaschieren und dann noch die Stim-
me für den Ortsbürgermeister und den Ortsvorsteher. 
 
 
Dass sich viele Bürger damit überfordert sehen, müsste 
auch bei den Kolleginnen und Kollegen von der SPD 
nachvollziehbar sein. Ich habe als Wahlvorsteher selbst 
sehr oft die Erfahrung gemacht, dass viele Bürger wäh-
rend des Wahlvorgangs aus der Kabine kamen, weil sie 
Nachfragen hatten. Dass daher viele Bürger ihre gesam-
ten Stimmen mit Kumulieren und Panaschieren nicht 
ausschöpfen, steht außer Frage. 
 
 
Wenn dann auch noch die nächsten Bürger vor der 
Wahlkabine warten, kann dies in der Wahlkabine selbst 

schon zu Unbehagen und Stress führen. Wir als CDU 
wollen den Bürgern dieses Unbehagen und diesen 
Stress nehmen. 
 

(Beifall der CDU – 
Henter, CDU: Jawohl!) 

 
Wir wollen damit eine höhere Wahlbeteiligung bei den 
Kommunalwahlen erreichen. Es wird auch der SPD, die 
in meinem Wahlkreis relativ wenig Mandate hat, viel-
leicht auch ganz gut tun, das eine oder andere Mandat 
dazugewinnen zu können. 
 

(Beifall der CDU) 
 
 
Unser Gesetzentwurf sieht daher vor, dass die Wahlzet-
tel spätestens einen Tag vor der Wahl an die Wahlbe-
rechtigten verteilt werden. Eine nicht unübliche Praxis, 
meine liebe Kolleginnen und Kollegen, wie das Beispiel 
Baden-Württemberg zeigt. Warum sollten wir unseren 
Bürgern in Rheinland-Pfalz nicht auch die Chance ge-
ben, stressfrei das höchste Gut der Demokratie wahrzu-
nehmen? 
 
 
Die letzte Kommunalwahl hat aber auch gezeigt, dass es 
in Rheinland-Pfalz immer mehr Kommunen mit Mehr-
heitswahl gibt. 1999 waren es 1.239, 2004 schon 1.325 
und 2009 gar 1.338, wovon die überwiegende Zahl kei-
nen Wahlvorschlag hatte. Dass diese Wahlgänge noch 
komplexer sind, brauche ich niemandem hier im Saal zu 
erklären. Das zeigt aber auch die gestiegene Anzahl der 
ungültigen Stimmen. Herr Noss hat sogar bei der letzten 
Plenarsitzung ausgeführt, dass die Wähler das System 
wohl nicht verstanden hätten. 
 
 
Das System ist kompliziert und wird durch die Begren-
zung der aufgedruckten Bewerber für die Bürger noch 
unübersichtlicher. Sie wissen häufig in den kleineren 
Dörfern, wer kandidieren will, aber finden auf dem 
Stimmzettel nur die Anzahl der Kandidaten in Höhe der 
zu vergebenden Sitze wieder. 
 
Außerdem hat die Begrenzung der Zahl der Bewerber 
auf dem Stimmzettel dazu geführt, dass in vielen Orten 
Nachrücker gewählt wurden, die mit nur wenigen Stim-
men, meistens im unteren zweistelligen Bereich, be-
dacht worden waren. 
 
 
Ich habe ein Beispiel aus meinem Wahlkreis: Der letzte 
aufgedruckte Bewerber hatte noch 146 Stimmen, der 
erste nicht aufgedruckte Bewerber – es hat deutlich 
gezeigt, dass die meisten Bürger nur die aufgedruckten 
Bewerber auch mit Stimmen bedacht haben – hatte nur 
noch 15 Stimmen. Da einer der Bewerber dann zum 
Ortsbürgermeister gewählt wurde, kam der Nachrücker 
mit 15 Stimmen dann in den Gemeinderat. 
 

(Glocke des Präsidenten) 
 
Wir sehen hier Handlungsbedarf. 
 
Ich komme zum Schluss.  
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Wir sehen es mit sehr großem Bedauern, dass der In-
nenausschuss das ablehnt. Für die kommunale Demo-
kratie sollten wir alles tun,  
 

(Glocke des Präsidenten) 
 
um Wahlbeteiligung nicht an komplizierten Verfahren 
scheitern zu lassen, und bitten daher doch um Ihre Zu-
stimmung zu dem Gesetzentwurf.  
 
Vielleicht tut es auch der SPD gut, wenn sie sich mehr 
um die Kommunalen kümmert und in den Gremien damit 
vielleicht mehr Erfolg hätte. 
 

(Beifall und Heiterkeit bei der CDU – 
Glocke des Präsidenten) 

 
 
Vizepräsident Bauckhage: 
 
Ich erteile Herrn Abgeordneten Noss von der SPD-
Fraktion das Wort. 
 
 
Abg. Noss, SPD: 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Herr Schmitt, das, was Sie gebracht haben, 
war eine Kappensitzung, eine Büttenrede. Alle Achtung, 
mehr war es nicht gewesen. 
 

(Beifall der SPD) 
 
Aus der Tatsache, dass wir dieses Gesetz in der von 
Ihnen vorgelegten Deutung abgelehnt haben, zu schlie-
ßen, dass die SPD und damit – die Sie ausgespart ha-
ben – die FDP, die ebenfalls dagegen war, kein Interes-
se an Kommunalpolitik hätten und die Interessen der 
Bürger nicht verstehen würden, ist schon sehr weit aus-
geholt und sehr beachtenswert. 
 
Vielleicht für Ihr Erinnerungsvermögen: Vor der letzten 
Kommunalwahl haben wir das Kommunalwahlgesetz 
geändert. Die Änderungen, die dabei durchgeführt wur-
den, fußten zum größten Teil auf Forderungen des Ge-
meinde- und Städtebundes. Nach der Wahl haben wir 
dann das Wahlverfahren analysiert. Es gab dabei Dinge, 
die positiv gesehen wurden. Andere Dinge wurden we-
niger positiv gesehen. Es war also nicht nur wie bei 
Ihnen negativ, sondern es war negativ und positiv. 
 
 
Wir hatten zu dem Thema eine Anhörung mit den kom-
munalen Spitzenverbänden und dem Landeswahlleiter. 
Darüber hinaus haben wir in einer zweitägigen Klausur-
tagung in Kaiserslautern die ganze Thematik gestreift 
und sind zu dem Entschluss gekommen, wir müssen 
über das eine oder andere reden. Hier werden wir auch 
darüber reden. Wir haben es auch getan. Unser Ziel ist 
es, mit allen Beteiligten im Raum zu reden, also auch mit 
Ihnen. Bloß haben wir kein „Kommunalgesetz light“ 
gemacht, wie Sie es vorlegen. 
 
Das Einzige, was Sie machen, Sie wollen zu der zweifa-
chen Nennung von Kandidaten zurückkehren. Das ist 
der eine Punkt. 

Der andere Punkt ist, Sie wollen die Wahlunterlagen für 
kommunale Räte verschicken, was im Übrigen verfas-
sungsrechtlich sehr stark mit Zweifel behangen ist. Wir 
müssen darüber reden, welche Möglichkeiten es gibt. 
 
 
Darüber hinaus – warum es ein „Kommunalwahlgesetz 
light“ ist – haben wir mehr Themen. Es wäre schade und 
falsch, jetzt ein Kommunalwahlgesetz zu beschließen, 
das nur einen marginalen Teil der Themen, die anzu-
sprechen sind, abdeckt.  
 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 
 
Wir könnten über die Größe der Räte und den Versand 
von Wahlunterlagen, gegebenenfalls auch bei Urwahl 
sprechen. Wir müssen uns über alles unterhalten.  
 
Die Frage ist, warum jemand drei Monate an einem Ort 
wohnen muss, bevor er bei Kommunalwahlen mitwählen 
darf. Wir haben ein ganz modernes Einwohnermeldesys-
tem. Es würde mit Sicherheit schon wesentlich schneller 
gehen. 
 
Dann ist die Frage, wie wir die Ausschüsse wählen. 
Sollten wir nicht vielleicht sagen, die Ausschüsse sollen 
tatsächlich das Spiegelbild der Mehrheitsverhältnisse 
darstellen? – Bloß das tun sie nicht, wenn irgendjemand 
krank ist oder fehlt. Wir können darüber reden, ob wir 
eine Lösung finden. 
 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 
 
Wie gestalten wir die Wahlunterlagen? – Es ist von meh-
reren Seiten moniert worden, dass diese für die Wähler 
oft unverständlich sind und nachgefragt werden muss. 
Wir sollten darüber reden, wie wir es machen. 
 
 
Ich glaube, dass der Innenausschuss Ihrem Gesetzent-
wurf die Ablehnung erteilt hat. Ich finde es gut; denn 
damit haben wir die Gelegenheit gefunden, in aller Ruhe 
vernünftig eine Lösung zu suchen, wie wir das Ganze 
besser gestalten; denn was bei Ihnen Tatsache war, Sie 
wollten ein Thema besetzen, Schnelligkeit vor Gründ-
lichkeit, und damit kann man keine Kommunalpolitik 
machen, vor allen Dingen keine vernünftige. 
 

(Bracht, CDU: Quatsch!) 
 
Ich sage nochmals, wir sind bereit – – – 
 

(Zuruf des Abg. Bracht, CDU) 
 
– Das ist kein Quatsch. Das ist so. 
 
Wir sind bereit, mit Ihnen allen gemeinsam über die 
Möglichkeiten, das Für und Wider von Änderungen zu 
sprechen, allerdings in einem vernünftigen Rahmen. 
Dann wollen wir das ganze Tableau abdecken und nicht 
Teilbereiche herauspicken und in einem Jahr darauf den 
Rest abarbeiten.  
 
Deshalb: Jetzt Ablehnung des Gesetzentwurfs. Aber wir 
werden dennoch versuchen, mit allen Beteiligten zu 
reden. 
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Danke. 
 

(Beifall der SPD) 
 
 
Vizepräsident Bauckhage: 
 
Ich erteile Herrn Abgeordneten Auler von der FDP-
Fraktion das Wort. 
 
 
Abg. Auler, FDP: 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wir haben 2008 das Kommunalwahlgesetz 
gemeinsam geändert. Wir haben festgestellt, dass nach 
der letzten Kommunalwahl 2009 einige Fehler aufgetre-
ten sind, ungültige Stimmen. Aber das ist etwas ganz 
Normales. Es ist etwas geändert worden, und da passie-
ren auch Fehler. Man muss sich daran gewöhnen, man 
muss es lernen. Es liegt auch an uns, dass wir entspre-
chend Schulungen in den Ortsgemeinden und überall 
und für alle, die politische Verantwortung tragen, vor Ort 
durchführen. Es liegt auch ein Stück weit an uns. 
 

(Beifall des Abg. Schweitzer, SPD – 
Schweitzer, SPD: So ist es! Sehr richtig!) 

 
Ich möchte zwei Punkte, die der werte Kollege Schmitt 
vorgetragen hat, kurz aus Sicht der FDP darstellen. 
 
Die CDU-Fraktion möchte, dass mehr Namen genannt 
werden können, als Ratsplätze zu vergeben sind. Wir 
sind dagegen, weil bei einer Listenwahl ich auch nur so 
viele Sitze und so viele Möglichkeiten habe, Namen zu 
nennen. Warum sollen wir bei der Mehrheitswahl davon 
abweichen? – Dazu gibt es keinen Grund. 
 

(Bracht, CDU: Größere Auswahl!) 
 
Das Zweite. Die Bitte, die Wahlzettel vor der Wahl nach 
Hause zu versenden, verstößt nach unserer Auffassung 
dermaßen eklatant gegen die Grundsätze einer freien 
und geheimen Wahl. Das dürfen wir nicht einführen. 
Deswegen wird die FDP-Fraktion Ihren Gesetzentwurf 
ablehnen. 
 

(Zurufe von der CDU) 
 
Danke schön für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall der FDP und bei der SPD) 
 
 
Vizepräsident Bauckhage: 
 
Herr Ministerpräsident Beck hat das Wort. 
 
 
Beck, Ministerpräsident: 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Seitens der Landesregierung be-
grüßen wir, dass über diese Fragen hinsichtlich einer 
Optimierung des Wahlrechts diskutiert wird. Es ist sicher 
eine sehr wichtige Aufgabe, dass das Parlament die 

Wirkung der einzelnen Regelungen immer wieder beglei-
tet, wir sie aktualisieren und dort, wo es vertretbar und 
mit den Grundsätzen der Demokratie und des Wahl-
rechts vereinbar ist, auch eine wählerfreundliche Rege-
lung finden. 
 
Ich glaube, dass dieses Bemühen bei allen Fraktionen 
spürbar ist. Deshalb bieten wir sehr gerne an, dass wir 
uns bei dem, was Herr Kollege Noss und Herr Kollege 
Auler angeboten haben, nämlich die Entwicklung zu 
beobachten und gegebenenfalls dann auch entspre-
chende Lösungsvorschläge zu entwickeln, beteiligen. 
Damit ist auch durchaus die Absicht verbunden, die 
Anstöße, die wir anerkennen, die in dem CDU-
Gesetzentwurf enthalten waren, mit in weitere Überle-
gungen einzubeziehen.  
 
Aber ich glaube, dass eine Gesamtbetrachtung, wie Herr 
Kollege Noss dies deutlich gemacht hat, dieser Materie 
gut tut. Eine zu häufige Änderung, eine schrittweise 
Änderung des Wahlrechts wäre sicher der problemati-
schere Weg. Insoweit begrüßen wir die geäußerte Ab-
sicht und die Vorgehensweise, wie sie offensichtlich von 
einer deutlichen, auch fraktionsübergreifenden Mehrheit 
gewollt ist. 
 
Vielen Dank. 
 

(Beifall der SPD) 
 
Vizepräsident Bauckhage: 
 
Vielen Dank, Herr Ministerpräsident. 
 
Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU – Drucksache 15/4310 –. Wer 
dem Gesetzentwurf zustimmen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen! – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält 
sich? – Damit ist der Gesetzentwurf mit den Stimmen 
der SPD und der FDP gegen die Stimmen der CDU 
abgelehnt. 
 
Eine weitere Abstimmung ist nicht mehr erforderlich. 
 
Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 
 
Landesgesetz zu dem Staatsvertrag über die Einrich-

tung eines nationalen Mechanismus aller Länder 
nach Artikel 3 des Fakultativprotokolls vom  
18. Dezember 2002 zu dem Übereinkommen  

der Vereinten Nationen gegen Folter und  
andere grausame, unmenschliche oder  
erniedrigende Behandlung oder Strafe 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

– Drucksache 15/4292 – 
Zweite Beratung 

 
dazu: 

Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses 
– Drucksache 15/4499 – 

 
Zunächst hat Herr Berichterstatter Dr. Wilke das Wort. 
 
Abg. Dr. Wilke, CDU: 
 
Zunächst. Er ist der Einzige, der spricht. 
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Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich 
darf daran erinnern, dieser Gesetzentwurf, über den eine 
Aussprache nicht stattfindet, ermöglicht die Einrichtung 
einer gemeinsamen Kommission aller Bundesländer 
zwecks Überprüfung der Einhaltung der UN-
Folterkonvention in Einrichtungen der Länder, in denen 
Freiheitsentzug stattfindet. 
 
 
Den am 26. Februar 2010 in das Parlament eingebrach-
ten Gesetzentwurf der Landesregierung hat dieses Par-
lament in seiner 85. Sitzung am 17. März 2010 dem 
Rechtsausschuss zur weiteren Beratung überwiesen, die 
gestern stattgefunden hat. 
 
In seiner 37. Sitzung am 27. April 2010 hat der 
Rechtsausschuss den Gesetzentwurf beraten und emp-
fiehlt einstimmig die Annahme durch das Parlament. 
 
 
Wichtig ist vielleicht auch noch zu erwähnen, dass der 
Herr Minister der Justiz zugesagt hat, dass über das 
Verwaltungsabkommen, das noch zur Durchführung 
geschlossen werden muss, im Rechtsausschuss berich-
tet werden wird und dann auch die Details der Umset-
zung dargestellt werden.  
 
So weit mein Bericht, vielen Dank. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 

 
Vizepräsident Bauckhage: 
 
Vielen Dank, Herr Berichterstatter. 
 
Es bleibt dabei, dass, bevor wir ins Prozedere gehen, 
die Berichterstattung erfolgt. Deshalb erfolgt mein Hin-
weis „zunächst“, Herr Berichterstatter. 
 
Gemäß Absprache im Ältestenrat ist vereinbart, die 
Behandlung ohne Aussprache durchzuführen. Wir kä-
men dann sofort zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf – Drucksache 15/4292 – in zweiter Beratung. 
 
Wer stimmt für den Gesetzentwurf? – Wer stimmt dage-
gen? – Enthaltungen? – Der Gesetzentwurf ist einstim-
mig angenommen. 
 
Dann kommen wir zur Schlussabstimmung. Ich bitte jetzt 
um Ihr Votum! – Damit ist der Gesetzentwurf einstimmig 
angenommen. 
 
 
Wir kommen zu Punkt 6 der Tagesordnung: 
 

Landesgesetz zu dem Staatsvertrag zwischen dem 
Land Rheinland-Pfalz und dem Land Nordrhein-

Westfalen über die Übertragung von Zustän- 
digkeiten im Zuge der Baurechtsschaffung  
und Bauausführung für den Lückenschluss  

der Bundesautobahn A 1 zwischen  
Lommersdorf und Adenau 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
– Drucksache 15/4339 – 

Zweite Beratung 

dazu: 
Beschlussempfehlung des Ausschusses  

für Wirtschaft und Verkehr 
– Drucksache 15/4500 – 

 
Zunächst hat Herr Berichterstatter Günter Eymael das 
Wort. 
 
Abg. Eymael, FDP: 
 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Durch Be-
schluss des Landtags vom 17. März 2010, Plenarproto-
koll 15/85, Seite 5100 ist der Gesetzentwurf an den 
Ausschuss für Wirtschaft und Verkehr – federführend – 
und an den Rechtsausschuss überwiesen worden.  
 
Der Ausschuss für Wirtschaft und Verkehr hat den Ge-
setzentwurf in seiner 40. Sitzung am 13. April 2010 
beraten, und der Rechtsausschuss hat den Gesetzent-
wurf in seiner 37. Sitzung am 27. April 2010 beraten.  
 
Dieser Gesetzentwurf ist völlig unproblematisch, weil wir 
alle gemeinsam die A 1 als wichtiges Straßenbauprojekt 
in Rheinland-Pfalz wollen. Deswegen wird der Gesetz-
entwurf angenommen. 
 

(Beifall der FDP – 
Pörksen, SPD: Sehr gut!) 

 
Vizepräsident Bauckhage: 
 
Vielen Dank, Herr Berichterstatter. 
 
Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzentwurf 
der Landesregierung – Drucksache 15/4339 – in zweiter 
Beratung. Wer ist für den Gesetzentwurf? – Wer ist 
dagegen? – Enthaltungen? – Der Antrag ist einstimmig 
angenommen. 
 
Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer dem Gesetz-
entwurf zustimmen möchte, den bitte ich, sich vom Platz 
zu erheben! – Danke schön. Damit ist der Gesetzentwurf 
der Landesregierung einstimmig angenommen.  
 
Wir kommen zu Punkt 7 der Tagesordnung: 
 

…tes Landesgesetz zur Änderung des Rechts-
anwaltsversorgungsgesetzes 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
– Drucksache 15/4342 – 

Zweite Beratung 
 

dazu: 
Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses 

– Drucksache 15/4501 – 
 

Die Fraktionen haben vereinbart, diesen Gesetzentwurf 
ohne Aussprache zu verabschieden. 
 
Zunächst hat der Berichterstatter Thomas Auler das 
Wort. 
 
Abg. Auler, FDP: 
 
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Die gesamtgesellschaftliche demografische Ent-
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wicklung hat nicht nur für die öffentlichen Rentenkassen 
Auswirkungen, sie macht auch vor den berufständischen 
Versorgungswerken nicht halt. 
 
Mit dem vorliegenden Gesetz wird die Versorgung der 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte an die veränder-
ten demografischen Gegebenheiten angepasst. 
 
Der Rechtsausschuss weist zu dem Gesetzentwurf der 
Landesregierung – Drucksache 15/4342 –, Landesge-
setz zur Änderung des Rechtsanwaltsversorgungsge-
setzes, durch Beschluss des Landtags vom 17. März 
2010, Plenarprotokoll 15/85, Seite 5095 an den 
Rechtsausschuss überwiesen, klarstellend darauf hin, 
dass es in Artikel 1 Nr. 7 richtig heißen muss: § 20 Abs. 
1 Satz 2 Nr. 4.  
 
Der Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 
37. Sitzung am 27. April 2010 beraten. Beschlussemp-
fehlung: Der Gesetzentwurf wird angenommen. 
 
Vielen Dank. 
 

(Beifall der FDP und bei der SPD) 
 

 
Vizepräsident Bauckhage: 
 
Vielen Dank, Herr Berichterstatter. Sie haben auf die 
Klarstellung des Rechtsausschusses hingewiesen. Des-
halb können wir jetzt zur unmittelbaren Abstimmung 
über den Gesetzentwurf in zweiter Beratung kommen. 
 
Wer ist für den Gesetzentwurf? – Wer ist dagegen? – 
Wer enthält sich der Stimme? – Der Gesetzentwurf ist 
einstimmig angenommen.  
 
Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer stimmt zu? – 
Vielen Dank, dann ist der Gesetzentwurf einstimmig 
angenommen worden.  
 
Ich danke Ihnen. 
 
Wir kommen jetzt zu Punkt 8 der Tagesordnung: 
 

Landesgesetz zu dem Versorgungslasten- 
teilungs-Staatsvertrag 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
– Drucksache 15/4392 – 

Erste Beratung 
 

Es ist eine Behandlung ohne Aussprache verabredet. Es 
ist vorgeschlagen, den Gesetzentwurf an den Haushalts- 
und Finanzausschuss – federführend – sowie an den 
Rechtsausschuss zu überweisen. Gibt es Widersprü-
che? – Die gibt es nicht. Dann ist es so beschlossen. 
 
Ich danke Ihnen. 
 
Wir kommen dann zu Punkt 9 der Tagesordnung:  
 

…tes Landesgesetz zur Änderung des Gerichts-
organisationsgesetzes 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
– Drucksache 15/4455 – 

Erste Beratung 

Die Fraktionen haben eine Behandlung ohne Ausspra-
che beschlossen.  
 
Gibt es ein Bedürfnis der Landesregierung, den Gesetz-
entwurf zu begründen? – Das ist offensichtlich nicht der 
Fall. 
 
Es gibt den Überweisungsvorschlag an den Rechtsaus-
schuss. Wer ist dafür? – Wer enthält sich der Stimme? – 
Wer ist dagegen? – Dann ist der Gesetzentwurf ein-
stimmig überwiesen.  
 
Wir kommen zu Punkt 10 der Tagesordnung: 
 

…tes Rechtsbereinigungsgesetz 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

– Drucksache 15/4456 – 
Erste Beratung 

 
Wünscht die Landesregierung Berichterstattung? – Das 
ist nicht der Fall. 
 
Es wird vorgeschlagen, den Gesetzentwurf an den 
Rechtsausschuss zu überweisen. Wer ist dafür? – Wer 
ist dagegen? – Wer enthält sich der Stimme? – Dann ist 
der Gesetzentwurf einstimmig überwiesen. 
 
Wir kommen dann zu Punkt 11 der Tagesordnung: 
 

Landesgesetz zur Änderung von Ausführungsvor-
schriften zum Zweiten und zum Zwölften Buch  

Sozialgesetzbuch 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

– Drucksache 15/4457 – 
Erste Beratung 

 
Die Fraktionen haben eine Behandlung ohne Ausspra-
che vereinbart. Wünscht ein Mitglied der Landesregie-
rung zu begründen?  
 
 
Beck, Ministerpräsident: 
 
Nein, Herr Präsident. 
 
Vizepräsident Bauckhage: 
 
Vielen Dank, Herr Ministerpräsident. Eine Begründung 
wird nicht erfolgen. 
 
Es wird vorgeschlagen, den Gesetzentwurf an den Sozi-
alpolitischen Ausschuss – federführend – sowie an den 
Rechtsausschuss zu überweisen. Wer ist dafür? – Wer 
ist dagegen? – Wer enthält sich der Stimme? – Dann ist 
der Gesetzentwurf überwiesen. 
 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, wir sind damit 
für den heutigen Tag am Ende der Tagesordnung. Ich 
danke Ihnen.  
 
Ich berufe den Landtag für morgen zur 88. Plenarsitzung 
am 29. April 2010 um 09:30 Uhr wieder ein.  
 
Vielen Dank. 
 
E n d e   d e r   S i t z u n g:  17:38 Uhr. 


